Begriindung zur Anderung der Bremischen Landesbauordnung (BremLBO-2026)
Fassung vom 30. Juni 2026
Gelb hervorgehoben sind Anpassungen an die Musterbauordnung

grun hervorgehoben sind Bremische Anpassungen

A. Allgemeiner Teil

1. Einleitung

Mit dem Inkrafttreten der Neufassung der Bremischen Landesbauordnung vom 29. Mai 2024
(Brem.GBI. Nr. 60, S. 381) wurden die Vereinbarungen des Bund-Lander-Paktes fur Pla-
nungs-, Genehmigungs- und Umsetzungsbeschleunigung (,Bauturbo®) vom 7. Novem-

ber 2023 und der nachfolgenden Beschllisse der 142. Bauministerkonferenz (BMK) am
23./24. November 2023 zur Fortschreibung der Musterbauordnung (MBO) -2023 umgesetzt.
Die LBO-Novelle-2024 macht damit den Einstieg in die Deregulierung und Verfahrensbe-
schleunigung und beendet den seit 2010 bestehenden ,Verfahrensfrieden®.

Bereits mit Beschluss der Senatsvorlage zur BremLBO-2024 wurde die Senatorin fir Bau,
Mobilitéat und Stadtentwicklung gebeten, unmittelbar nach Inkrafttreten der Neufassung der
BremLBO-2024 einer Nachfolgenovelle zu weiteren Moglichkeiten der Verfahrensbeschleuni-
gung einzuleiten.

Die Eckpunkte der nun vorliegenden LBO-Novelle 2026 sind am 15. Januar 2025 durch die
Senatorin fir Bau, Mobilitat und Stadtentwicklung mit Vertretenden der Koalitionsfraktionen
aus SPD, Grinen und Linken vorabgestimmt und durch den Biirgerschaftsbeschluss

Nr. 21/464 vom 25. Méarz 2025 (vorangehend Drs. 21/978, Antrag der Fraktionen Bindnis 90
/ Die Grinen, die Linke und der SPD) mit den Anforderungen an eine Nachfolgenovelle, Ab-
laufe im Baugenehmigungsverfahren zu reformieren und die Verfahren zu beschleunigen,
flankiert worden.

Parallel dazu ist der nun vorliegende Gesetzentwurf unter friihzeitiger Beteiligung der Archi-
tekten- / Ingenieurkammer, der Wohnungswirtschaft, des Begleitgremiums barrierefreier
Wohnungsbau und der Senatorin fir Umwelt, Klima und Wissenschaft erstellt worden.

Im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens sind die Eckpunkte 5 und 10 wie nachtstehend
aufgefuhrt modifiziert worden. Fir ndhere Erlduterungen zu den einzelnen Eckpunkten wird
auf die Ausfihrungen Ziffer 3 verwiesen.

Eckpunkt | Eckpunkt fiir Anhérung Eckpunkt fiir Beschlussfassung
Nr.
1 Das Verfahrensrecht soll weiter an die Musterbauordnung (MBO) angeglichen

werden, d.h. das umfangliche Baugenehmigungsverfahren nach § 64 BremLBO
soll nur noch auf Sonderbauten Anwendung finden.

Wegfall der Schlusspunktfunktion auch bei Verfahren nach § 64 BremLBO

Das vereinfachte Genehmigungsverfahren nach § 63 BremLBO soll entsprechend
der MBO auch auf den Nichtwohnungsbau bis zur Sonderbaugrenze ausgeweitet
werden

4 Modifizierung der Regelung der Genehmigungsfiktion bei Verfahren nach § 63
BremLBO, um nach Méglichkeit ein repressives Einschreiten zu vermeiden
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Eckpunkt | Eckpunkt fiir Anh6rung Eckpunkt fiir Beschlussfassung

Nr.

5 Die Genehmigungsfreistellung nach Die Genehmigungsfreistellung nach § 62
§ 62 BremLBO soll unverandert auf BremLBO wird musterkonform bis zur
den Wohnungsbau bis zur Sonder- Sonderbaugrenze ausgeweitet
baugrenze beschrankt bleiben

6 Aufnahme des Instruments einer behérdenibergreifenden ,Bauvorhaben-Konfe-
renz“ nach Berliner Vorbild vor Einreichung des Bauantrages fur verfahrenspflich-
tige Bauvorhaben als freiwilliges und kostenpflichtiges Angebot

7 Ubernahme der Beschliisse der Bauministerkonferenz (BMK) aus den Jahren
2024 und 2025 zur Fortschreibung der Musterbauordnung (MBO) in die BremLBO

Fortschreibung der Umbauordnung

Streichung der Offnungsklausel fir Beibehaltung der Offnungsklausel fiir
barrierefreie R-Wohnungen in § 50 barrierefreie R-Wohnungen in § 50 Ab-
Absatz 1 Satz 4 und 5 BremLBO satz 1 Satz 4 und 5 BremLBO

10 Verzicht auf die Aufnahme einer Regelung betreffend die verpflichtende Fassa-
denbegriinung

1 Weitere wesentliche Rechtsanpassungen im materiellen Bereich

2. LBO-Novelle 2026 als Baustein des ,,Bremer Weges“ zum kosteneffizienten und
zukunftsfiahigen Bauen

In der Vorlage fur die Sitzung der Senatskommission Wohnungsbau am 13. Mai 2025 wird
einleitend ausgefiihrt, dass sich der Wohnungsmarkt in Deutschland derzeit in einer struktu-
rellen Krise befinde. Hohe Baukosten, steigende Zinsen, teils lange Genehmigungsverfahren
und ein weiterhin groRer Mangel an bezahlbarem, zukunftsfahigem, sozial- und klimagerech-
tem Wohnraum wirden sich deutlich negativ auswirken und in der Konsequenz entstehe ein
wirtschaftlicher und standortpolitischer Nachteil.

Um den Bau bezahlbarer Wohnungen zu férdern, sind in den letzten Jahren nicht nur der
wegweisende Bund-Lander-,Bauturbo-Pakt” vom 7. November 2023, sondern verschiedene
weitere Initiativen ins Leben gerufen worden, um das Bauen kostengunstiger und effizienter
zu gestalten.

Als beispielgebend ist die Initiative fur kostenreduziertes Bauen der Freien und Hansestadt
Hamburg zu nennen, verdffentlicht im Februar 2025 als sog. ,Hamburg Standard®, bei der im
Verlaufe des letzten Jahres in folgenden drei Handlungsfeldern MaRnahmenpakete erarbei-
tet wurden:

1. Reduktion von Baustandards (Bezug im Wesentlichen auf die untergesetzliche Ebene
wie Normung, Technische Baubestimmungen und technische Regeln),

2. bessere Strukturierung der Bauprozesse und der Zusammenarbeit u.a. in Bauteams
(Bezug im Wesentlichen auf die Planungsebene der Entwurfsverfassenden),

3. Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren (Bezug im Wesentlichen
auf Anforderungen im Verwaltungsverfahren und behdrdliche Vollzugspraktiken).

Die dort erarbeiteten Ergebnisse sind auf andere Bundeslander grundsatzlich tbertragbar.

Bereits im Rahmen der Beschlisse zum ,Sanierungsprogramm 2025 hat der Senat am
10. September 2024 die Senatorin fur Bau, Mobilitat und Stadtentwicklung aufgefordert, alle
Standards zu Uberprifen, die sich auf die Entwicklung des Bauens auswirken.
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Unabhangig von der LBO-Novelle-2026 hat die Senatskommission Wohnungsbau am
13. Mai 2025 diesbezlglich bereits erste Prifergebnisse und Verfahrensvorschlage zur
Kenntnis genommen.

Hierzu zahlt unter anderem die Uberarbeitung des Stellungnahmeverfahrens mit den Beira-
ten bei bauaufsichtlichen Verfahren in der Stadtgemeinde Bremen Im Zuge dessen wurde
durch die Bremische Stadtbiirgerschaft die vierzehnte Anderung des Ortsgesetzes (iber Bei-
rate und Ortsamter (BeirateOG) vom 14. Oktober 2025 beschlossen (siehe hierzu ausfiihrlich
Drs. 21/637 S vom 2. Oktober 2025 und nachfolgend Brem.GBI. Nr. 119 vom 6. November
2025, S. 990).

Zudem hat die Senatskommission Wohnungsbau unter dem Titel ,Einfach Bremen“ den Be-
schluss zur Erarbeitung eines ,Bremer Weges zum kosteneffizienten und zukunftsfahigen
Bauen® (kurz: Bremer Weg) gefasst, der sich am vorgelegten ,Hamburg-Standard“ orientie-
ren soll. Die hierzu eingerichtete Unterarbeitsgruppe ,Kostenreduktion wurde mit der inhaltli-
chen Bearbeitung des Bremer Weges beauftragt. Die konkrete inhaltliche Arbeit an vielfalti-
gen Malnahmenvorschlagen, die sich sowohl aus Ma3hahmen des sogenannten ,Hamburg
Standard® als auch aus erganzenden bremischen Vorschlagen zusammensetzen, erfolgte
von Mai bis Oktober 2025 analog zu Hamburg in folgenden drei thematischen Arbeitskreisen:

1. Arbeitskreis | - Kostenreduzierende Baustandards
2. Arbeitskreis Il - Optimierte Bauprozesse und Bauplanung
3. Arbeitskreis Ill - Beschleunigte Verwaltungsverfahren

Die Novellierung der Bremischen Landesbauordnung wurde im Rahmen des Arbeitskrei-
ses |l umfassend thematisiert. Es wurde von der Senatorin fiir Bau, Mobilitat und Stadtent-
wicklung darauf hingewiesen, dass sich der zu diesem Zeitpunkt bereits fertiggestellte Anho-
rungsentwurf der BremLBO-2026 in einem parallelen Zeitraum vom 13. Juni bis zum 5. Sep-
tember 2025 im férmlichen Anhérungsverfahren befinde und der teils kritische Diskussions-
prozess im AK Il als ,mundlicher Teil“ in das Anhérungsverfahren einbezogen werde.
Gleichwonhl ist deutlich gemacht worden, dass die von einigen Akteuren aufgestellten Forde-
rungen an die inhaltliche Ausgestaltung LBO-Novelle nur weiterverfolgt werden kdnnen, so-
fern diese in Verbindung mit den aktuellen Novellenzielen stehen und fachlich sinnvoll er-
scheinen, so dass einige Forderungen im Laufe der Arbeitsgruppensitzungen wieder verwor-
fen worden sind.

Der Abschlussbericht zur Erarbeitung des ,Bremer Weges zum kosteneffizienten und zu-
kunftsfahigen Bauen® ist der Senatskommission Wohnungsbau auf ihrer Sitzung am
04.11.2025 vorgelegt worden. Mit Verweis auf die Anlage 2 des Abschlussberichtes hatte der
kritisch-konstruktive Diskussionsprozess im Rahmen des Bremer Weges mit folgenden The-
men Einfluss auf die Novelle der BremLBO-2026 und auf den nachgelagerten Vollzug der
bauaufsichtlichen Verfahren:

MaBnahme Thema / Vorschrift | Vorschlag Sachstand Januar 2026
Nr. BremLBO
008 Barrierefreiheit Verknipfung zwischen Regelungen bleiben in
§ 39 Absatz 4 i.v.m. | Aufzugspflicht und bauli- BremLBO-2026 unveran-
§ 50 cher Barrierefreiheit wird dert
hinterfragt
014 Bremensien Regelungen aus dem Regelungen bleiben in
frheren Begriinungsorts- | BremLBO-2026 unveran-
gesetz hinterfragen dert
015 Bremensien Vorschriften und Anforde- | wird mit LBO-Novelle
rungen aus dem Solarge- | 2026 umgesetzt, siehe
setz in Kombination mit zu MalRnahme T25.03

Seite 3




Begriindung zur Anderung der Bremischen Landesbauordnung (BremLBO-2026),
Fassung vom 30. Juni 2026

bestimmter Fachressorts
zum Baunebenrecht (nach
Abschaffung der Schluss-
punktfunktion)

MaRnahme Thema / Vorschrift | Vorschlag Sachstand Januar 2026
Nr. BremLBO
Dachbegriinung hinterfra- | Das BremSolarG ist
gen durch SUKW in einem ei-
genen Verfahren zu eva-
luieren
065 Bauaufsichtliche Beschleunigung der Verbesserung abhangig
Verfahren Brandschutzpriifung von Ressourcenausstat-
tung der Berufsfeuer-
wehren
066 Bauaufsichtliche Verbesserung der Kom- Verbesserung des Voll-
Verfahren munikation im bauaufsicht- | zuges liegt im Verant-
lichen Verfahren wortungsbereich der un-
teren Bauaufsichtsbehor-
den
067 Bauaufsichtliche Beschleunigung der Be- Maflinahme wird nach
Verfahren auftragung von Prufingeni- | Abstimmung mit dem
euren bei bautechnischen | VPI ergédnzend zur LBO-
Nachweisen Novelle 2026 im Rahmen
der Fortschreibung der
Prifanweisung Standsi-
cherheit umgesetzt
068 / 069 Digitalisierung des fortlaufende Verbesserun- | wird ergénzend zur LBO-
Baugenehmigungs- | gen der digitalen Transfor- | Novelle 2026 bereits seit
verfahrens mation Anfang 2025 schrittweise
umgesetzt
070 /071 Baunebenrecht Klarheit des Einbezugs wird erganzend zur LBO-

Novelle 2026 in Abstim-
mung mit den Fachres-
sorts umgesetzt

Neben den konkreten Malinahmenvorschlagen werden im Abschlussbericht aber auch ei-
nige Themen benannt, die in der zur Verfugung stehenden Zeit zwischen Mai und Oktober
2025 nicht abschlieRend bearbeitet und geeint werden konnten. Da das gemeinsame kon-
zentrierte Arbeiten am Bremer Weg verstetigt und die regelmaRige Arbeit an geeigneten
MaRnahmen zur Kosteneffizienz und Zukunftsfahigkeit im Wohnungsbau fortgesetzt werden
soll, hat die Unterarbeitsgruppe Kostenreduktion die verschiedenen Aufgaben aus dem The-
menspeicher fachlich zusammengefasst und an Fachgruppen verwiesen, die die Themen-
cluster weiterbearbeiten sollen.

Mit Bezug auf die Bremische Landesbauordnung befinden sich folgende Themen weiterhin in
einem ergebnisoffenen Diskussionsprozess, die im Rahmen der unabhangig vom Bremer
Weg stattfindenden Dauerevaluation Bericksichtigung finden:

standsgebauden

Umbau und Erweiterung von Be-

Themenspeicher | Thema Bewertung SBMS /
Nr. Sachstand Januar 2026
TO9 Anforderungen der BremLBO bei erganzend Fortsetzung der Diskus-

abwarten

sion in den Gremien der ARGE-
BAU zur Fortschreibung der MBO
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Themenspeicher
Nr.

Thema

Bewertung SBMS /
Sachstand Januar 2026

T18 Optimierungsbedarf nach Wegfall nachgelagerte Vollzugsproblema-
der Schlusspunktfunktion tik, die sich bereits in behérden-
ubergreifender Abstimmung befin-
det
T21 Bei Veranderungen/Nutzungsande- | erganzend Fortsetzung der Diskus-
rungen beim Gewerbe (in gemischt | sion in den Gremien der ARGE-
genutzten Objekten) Anwendung BAU zur Fortschreibung der MBO
der Regelungen wie beim Woh- abwarten
nungsbau
T25 Bremensien Uber die Streichung oder Beibehal-
MaRnahme HB | Stérkere Mustertreue der tung wesentlicher Bremensien ist
AK Il -10 BremLBO im Hinblick auf kostenef- | Politisch zu entscheiden

siehe nachfol-
gend T25.01 bis
T25.04

fiziente MaRnahmen halten anstre-
ben (I. d. R. Ubernahme Regelun-
gen MBO, jedoch keine Verschar-
fung (keine kostenerhéhenden
.Bremensien®)

T25.01

§ 28 Absatz 6 - Fassadenbegrii-
nung

Urspringlicher Verzicht auf die
Aufnahme einer Regelung fir eine
verpflichtende Fassadenbegriinung

Siehe zu Eckpunkt 10

Uber den Verzicht ist politisch ent-
schieden worden

T25.02

§ 32 Absatz 11 - Modifikation der
Flachdachbegriinung

Vorschlag

Erleichterung durch Verzicht auf
Flachdachbegriinung bei allen Ge-
bauden der Gebaudeklassen 1 und
2, wenn PV-Installation auf Flach-
dachflache erfolgt

Verpflichtung bei Gebauden der
GK 3 bis 5 flir den verbleibenden
Teil der Flachdachflache, sofern
Photovoltaikanlagen auf denselben
Flachdachflachen zu errichten sind
(Kombination)

soll mit LBO-Novelle 2026 umge-
setzt werden

T25.03

§ 49 Absatz 1 - vorhabenbezo-
gene Mobilitat

Vorschlag

Erleichterung durch Nachweisver-
zicht bei Wohnungsbauvorhaben
bis zu 10 Wohneinheiten

Der neue landesrechtliche Schwel-
lenwert fUhrt bei kleineren Vorha-
ben zu gewulnschter Freiwilligkeit
der Herstellung ohne Ablésung /
bzw. Verpflichtung zu anteiligem
Mobilitatsmanagement

soll mit LBO-Novell 2026 umge-
setzt werden

Uber weitere mogliche Standardab-
senkungen ist perspektivisch im
Rahmen einer Fortschreibung des
MobBauOG zu entscheiden
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Themenspeicher | Thema Bewertung SBMS /

Nr. Sachstand Januar 2026

T25.04 § 50 Absatz 1 - Barrierefreies Der Vorschlag konnte nicht geeint
Bauen werden, § 50 Absatz 1 Satz 3 bleibt
Vorschlag gegenuber der BremLBO-2024 un-
Verzicht auf die zweite ver- verandert
pflichtende R-Wohnung ab 20
Wohneinheiten

T25.05 Umgang mit weiteren Bremensien | Diskussion in Fachgruppe 15 ab-

warten und Ubernahme in The-
menspeicher fir Dauerevaluation
der BremLBO

Neben den im Rahmen des Bremer Weges entwickelten MaRnahmen stellt der nun vorlie-
gende Entwurf der Neufassung der Bremischen Landesbauordnung im dritten Handlungsfeld
zur ,Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren® insbesondere mit den ver-
fahrensrechtlichen Eckpunkten einen wesentlichen Baustein im Rahmen der Umsetzung des
Bremer Weges dar:

Eckpunkt | Eckpunkt fiir Beschlussfassung (siehe nachfolgend zu Ziffer 3)

Nr.

31 Das Verfahrensrecht soll weiter an die Musterbauordnung (MBO) angeglichen
werden, d.h. das umfangliche Baugenehmigungsverfahren nach § 64 BremLBO
soll nur noch auf Sonderbauten Anwendung finden.

3.2 Wegfall der Schlusspunktfunktion auch bei Verfahren nach § 64 BremLBO

3.3 Das vereinfachte Genehmigungsverfahren nach § 63 BremLBO soll entsprechend
der MBO auch auf den Nichtwohnungsbau bis zur Sonderbaugrenze ausgeweitet
werden

3.5 Die Genehmigungsfreistellung nach § 62 BremLBO wird musterkonform bis zur
Sonderbaugrenze ausgeweitet

3.6 Aufnahme des Instruments einer behdrdenubergreifenden ,Bauvorhaben-Konfe-
renz“ nach Berliner Vorbild vor Einreichung des Bauantrages fur verfahrenspflich-
tige Bauvorhaben als freiwilliges und kostenpflichtiges Angebot

3.8 Fortschreibung der Umbauordnung

3.1 Weitere wesentliche Rechtsanpassungen im materiellen Bereich betreffend die
Uberprifung von Bremensien
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3. Zu den einzelnen Eckpunkten der LBO-Novelle 2026

31 Das Verfahrensrecht soll weiter an die Musterbauordnung (MBO) angeglichen
werden, d.h. das umfangliche Baugenehmigungsverfahren nach § 64
BremLBO soll nur noch auf Sonderbauten Anwendung finden.

betroffene Vorschriften: § 2 Absatz 4 Nr. 8 (Anderung)
§ 64 (Anderung)

Im Zuge dieser verfahrensrechtlichen Anpassung werden Vorhaben, die nach der Art ihrer
Nutzung typisierend als Vergnligungsstatte, Spielhalle oder Wettbiro einzustufen sind, nun-
mehr unabhangig von der GroéRe ihrer Grundflache dem abschlieRenden Sonderbaukatalog
nach § 2 Absatz 4 Nummer 8 zugeordnet.

In den Anwendungsbereich des umfanglichen Baugenehmigungsverfahrens fallen daher zu-
kinftig nur noch

3.1.1  Sonderbauten nach § 2 Absatz 4 und

3.1.2 einzelfallbezogen entsprechend § 61 Absatz 3 Satz 3 Gibergeleitete Vorhaben zur Be-
seitigung, bei denen die Bauaufsichtsbehorde die durch Durchfihrung eines Geneh-
migungsverfahrens fir erforderlich halt.

Das angepasste Prufprogramm im umfanglichen Baugenehmigungsverfahren nach
Wegfall der Schlusspunktfunktion wird unter Ziffer 3.2 dargestellt.

3.2 | Wegdfall der Schlusspunktfunktion auch bei Verfahren nach § 64 BremLBO

betroffene Vorschriften: § 64 (Anderung)
§ 72 Absatz 1 (Anderung)

Nachdem die Schlusspunktprifung mit Einfihrung der Genehmigungsfiktion bereits mit der
LBO-Novelle 2024 fir das vereinfachte Baugenehmigungsverfahren nach § 63 BremLBO
entfallen war, soll diese zukilinftig auch fir das umfangliche Baugenehmigungsverfahren
nach § 64 wegfallen.

Die Erteilung der Baugenehmigung ist damit zukinftig nicht mehr von einer bauaufsichtlichen
Uberpriifung abhéngig, ob evtl. erforderliche baunebenrechtliche Zulassungsentscheidungen
anderer Fachbehorden bereits erteilt sind oder voraussichtlich erteilt werden kénnen (z.B. flr
den Bereich Baumschutz oder Wasserrecht).

Die Entwurfsverfassenden erlangen damit eigenverantwortlich eine verfahrenslenkende
Funktion, gleichzeitig soll dadurch die gewilinschte Verfahrensbeschleunigung bei den unte-
ren Bauaufsichtsbehdrden erreicht werden. Dies entspricht im Ubrigen auch den Verfahren-
sablaufen in zahlreichen weiteren Bundeslandern, nicht zuletzt Niedersachsen.

Eine Teilkompensation soll erfolgen durch

3.2.1 die Einflhrung der Bauvorhabenkonferenz als WahIimdoglichkeit flr die Bauherrschaft
mit dem Ziel einer behérdentbergreifenden Vorabstimmung des Vorhabens (siehe zu
Eckpunkt 3.6)

3.2.2 die regelmaliige Datenubermittlung der Bauaufsichtsbehérde an die Fachbehdrden
Uber eingegangene Anzeigen der Genehmigungsfreistellung und Bauantrage, damit
diese Uber ein Tatigwerden in eigener Verantwortung entscheiden kénnen (z.B. ein
Datenabgleich, ob erforderliche Fachverfahren bereits eingeleitet worden sind)

3.2.3 der Mdglichkeit der Verfligung eines Baustopps als 6ffentlich-rechtliche ,Notbremse*
falls entgegen § 72 Absatz 5 Nummer 3 ein unberechtigter Baubeginn erfolgt, sofern
erforderliche fachrechtliche Zulassungen noch nicht vorliegen sollten. Im Rahmen der
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mit dieser Novelle erfolgten ,Verantwortungsumkehr* muss die zustéandige Fachbe-
hoérde diese Amtshilfe eigenverantwortlich bei der unteren Bauaufsichtsbehérde mit
Begrundung in Textform einfordern.

Das angepasste Prifprogramm im umfanglichen Baugenehmigungsverfahren nach § 64 um-
fasst daher zukinftig die Themenkomplexe des

1. Bauplanungsrechts im Rahmen der Zulassigkeitsvoraussetzungen des §§ 29 bis 38
des Baugesetzbuches,

Bauordnungsrechts,

»<aufgedrangten Baunebenrechts (d.h. die Baugenehmigung schlie3t die fachrechtli-
che Zulassung mit ein) und des

4, sonstigen Baunebenrechts ohne eigenes Zulassungsverfahren mit Ausnahme des Ar-
beitsstatten- und Energierechts.

3.3 Das vereinfachte Genehmigungsverfahren nach § 63 BremLBO soll entspre-
chend der MBO auch auf den Nichtwohnungsbau bis zur Sonderbaugrenze
ausgeweitet werden

betroffene Vorschriften: § 63 (Anderung)

§ 72 Absatz 1a (Anderung)

Das vereinfachte Baugenehmigungsverfahren soll zum neuen ,Regelverfahren” werden und
umfasst zuklnftig alle Bauvorhaben bis zur nach § 2 Absatz 4 abschlieend festgelegten
Sonderbaugrenze, sofern nicht die Genehmigungsfreistellung nach § 62 Anwendung findet.

Das Prufprogramm im vereinfachten Baugenehmigungsverfahren nach § 63 umfasst zukunf-
tig folgeden Themenkomplexe

1. Bauplanungsrecht,

2. bestimmte bauordnungsrechtliche Anforderungen, die repressiv im Regelfall nicht
mehr heilbar waren, wenn die Kubatur und Gebaudegrundrisse erstellt sind (Erschlie-
Rung, Abstandsflachen, Rettungswege, bauliche Barrierefreiheit),

3. beantragte Abweichungen nach § 67 BremLBO sowie das
4. »=aufgedrangtes Baunebenrecht®.

Sofern die Baugenehmigung nach Ablauf der zwélfwdchigen Entscheidungsfrist noch nicht
erteilt oder das Vorhaben durch die Bauaufsichtsbehoérde als nicht genehmigungsfahig abge-
lehnt wurde, tritt bei samtlichen Verfahren nach § 63 BremLBO entsprechend § 72 Absatz 1a
automatisch die Genehmigungsfiktion ein, es sei denn die Bauherrschaft hat zuvor auf den
Fiktionseintritt verzichtet.

3.4 | Modifizierung der Regelung der Genehmigungsfiktion bei Verfahren nach
§ 63 BremLBO, um nach Méglichkeit ein repressives Einschreiten zu vermei-
den

betroffene Vorschriften: § 63 (Anderung durch Ausweitung des Anwen-
dungsbereiches, siehe zu Ziffer 3.3)

§ 66 Absatz 6 (neu)
§ 72 Absatz 1a (Anderung)

Da das vereinfachte Baugenehmigungsverfahren nach § 63 zum neuen Regelverfahren auf-
gewertet und gleichzeitig zur Sicherstellung der gewilinschten Verfahrensbeschleunigung das
in § 72 Absatz 1a festgelegte Instrument der Genehmigungsfiktion fur diese Verfahren beibe-
halten wird, ist es aufgrund es ausgeweiteten Anwendungsbereiches auch auf den Nichtwoh-
nungsbau bis zur Sonderbaugrenze erforderlich, aus Griinden der bauordnungsrechtlichen
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Gefahrenabwehr und zur Verbesserung der Rechtssicherheit ergadnzend folgende Rechtsan-
passungen vorzunehmen:

3.4.1 Eine nach § 66 Absatz 4 BremLBO erforderliche Prifung des Brandschutznachwei-
ses durch Prifingenieurinnen und Prifingenieure beinhaltet auch die Erteilung not-
wendiger Abweichungen nach § 67 BremLBO fir den betroffenen Prifungsbereich.

3.4.2 Klarstellung, dass eine nach Ablauf der Entscheidungsfrist von Gesetzes wegen ein-
getretene Genehmigungsfiktion nicht ausgenutzt werden kann, da der Baubeginn
nach § 72 Absatz 5 Nummer 2 verwehrt ist, sofern bei erst nachtraglichem Abschluss
eine nach § 66 Absatz 3 oder 4 erforderliche Prifung bautechnischer Nachweise ne-
gativ ausfallen sollte oder fachrechtliche Erlaubnisse nicht erteilt werden kénnen.

3.5 | Die Genehmigungsfreistellung nach § 62 BremLBO soll entsprechend der
MBO auch auf den Nichtwohnungsbau bis zur Sonderbaugrenze ausgeweitet
werden

betroffene Vorschriften: § 62 (diverse Anderungen)

Der Anwendungsbereich der Genehmigungsfreistellung war seit der BremLBO-2010 unver-
andert auf Vorhaben des Wohnungsbaus bis zur Hochhausgrenze (dann Einstufung als Son-
derbau nach § 2 Absatz 4 Nummer 1) beschrankt. Entsprechend Eckpunkt 5 soll mit der
LBO-Novelle 2026 der Anwendungsbereich der Genehmigungsfreistellung § 62 der Muster-
bauordnung folgend auf alle Vorhaben bis zur Sonderbaugrenze ausgeweitet werden.

Diese Anpassung setzt einen Beschluss der Konferenz der Regierungschefinnen und Regie-
rungschefs der Lander vom 4. Dezember 2025 in Berlin zu TOP 1.2.2 — AG Staatsmoderni-
sierung um. Im MaRnahmenkatalog der féderalen Modernisierungsagenda ist unter Ziffer 61
zum Baurecht als zweiter Punkt aufgeflihrt, dass die Lander bis zum 30. Juni 2026 in ihren
Landesbauordnungen Verfahren mindestens in dem Umfang genehmigungsfrei stellen, wie
dies in § 62 der Musterbauordnung (MBO) vorgesehen ist.

3.5.1 Entsprechend der MBO ist ein Bauvorhaben grundsétzlich dann genehmigungsfrei
gestellt, wenn auch im Rahmen der Erstellung des Bauantrages keine planungsrecht-
liche Zulassigkeitsentscheidung zu treffen ist (sog. “plankonformes Bauen im Gel-
tungsbereich qualifizierter Bebauungsplane®).

3.5.2 Im Zuge der in § 62 Absatz 1 erfolgten musterkonformen Ausweitung des Anwen-
dungsbereiches auf alle Vorhaben bis zur Sonderbaugrenze, werden die bisherigen,
nur im Wesentlichen auf den Wohnungsbau und seine Zubehoérbauten bezogenen,
erganzenden Anwendungsvoraussetzungen in den neuen Satz 2 verschoben und
diese Bremensien zudem sachgerecht ausgeweitet. Diese Vorhaben sind Vorhaben
auch dann genehmigungsfrei zu stellen, wenn

a) erforderliche planungsrechtliche Ausnahmen oder Befreiungen nach § 31 Ab-
satz 1 oder 2 des Baugesetzbuches sowie stadtebauliche Ermessensentschei-
dungen nach der Baunutzungsverordnung zuvor bereits in einem isolierten Ver-
fahren nach § 67 Absatz 2 Satz 2 erteilt worden sind oder

b) die planungsrechtliche Zulassigkeit zuvor mit einem Vorbescheid nach § 75 fest-
gestellt worden ist. Dadurch wird auch moglich Vorhaben, die im unbeplanten In-
nenbereich nach § 34 BauGB, im Aulenbereich nach § 35 BauGB liegen oder
einer vorherigen Zustimmung der Gemeinde nach § 36a BauGB bedurfen, eben-
falls in den Anwendungsbereich der Genehmigungsfreistellung aufzunehmen.

Im Rahmen der Genehmigungsfreistellung ist die Bauherrschaft mit den dazugehdrigen Ent-
wurfsverfassenden in vollstandig Eigenverantwortlich flr die Einhaltung der 6ffentlich-rechtli-
chen Vorschriften und fir die Durchflihrung erganzend erforderlicher Fachverfahren.

Sofern erforderlich, ist die Prifung bautechnischer Nachweise nach § 66 oder die Beantra-
gung von Ausnahmen, Befreiungen oder Abweichungen nach § 67 zuvor in jeweils isolierten
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Verfahren durchzuflihren. In § 62 Absatz 5 werden deshalb betreffend den Umgang mit nach
§ 66 zu prufenden bautechnischen Nachweisen verfahrensrechtliche Klarstellungen aufge-
nommen.

Mit Einreichung der Anzeige der Genehmigungsfreistellung bei der Gemeinde priift die Bau-
aufsichtsbehorde lediglich die Vollstéandigkeit der eingereichten Bauvorlagen ohne eine in-
haltliche Prifung vorzunehmen. Bei offensichtlich erkennbaren wesentlichen Mangeln kann
die Bauaufsichtsbehorde die Durchfiihrung eines vereinfachten Baugenehmigungsverfah-
rens nach § 63 fordern, andererseits wird der Bauherrschaft mit dieser Novelle eine neue
Wahlmdglichkeit eingeraumt, fur alle Vorhaben nach § 62 alternativ die Durchfihrung eines
Baugenehmigungsverfahrens nach § 63 zu verlangen.

3.6 Aufnahme des Instruments einer behordeniibergreifenden ,,Bauvorhaben-
Konferenz“ fur verfahrenspflichtige Vorhaben als freiwilliges und kosten-
pflichtiges Angebot

betroffene Vorschriften: § 68 Absatz 5 (neu)

Da mit der LBO-Novelle 2026 entsprechend der Eckpunkte 3.1 bis 3.5 wesentliche Prif- und
Verfahrensverzichte vorgenommen werden, die materiellen Anforderungen in den verschie-
denen Rechtsbereichen des Baurechts aber gleichwohl bestehen bleiben, besteht je nach
Vorhaben weiterhin ein unterschiedlich hoher Vorklarungs- und Beratungsbedarf.

Das neue Instrument der Bauvorhabenkonferenz soll deshalb in Anlehnung an das Hambur-
ger und Berliner Vorbild vor Einreichung der Anzeige der Genehmigungsfreistellung nach

§ 62 oder des Bauantrages flr nach §§ 63 oder 64 genehmigungspflichtige Vorhaben als
freiwilliges und kostenpflichtiges Angebot in Anspruch genommen werden kénnen.

Zielsetzung der Bauvorhabenkonferenz ist, bereits im Vorfeld des eigentlichen Baugenehmi-
gungsverfahrens durch Klarung wesentlicher vorhabenbezogener Fragestellungen z.B. zu
fachrechtlichen Zielkonflikten, Abweichungs- und Befreiungstatbestanden, die Bearbeitungs-
und Genehmigungszeit deutlich zu verkirzen, die Mitarbeitenden in den jeweiligen Fachbe-
hérden Fachamter mit deren knappen Ressourcen im Arbeitsumfang zu entlasten und die
Anzahl von spateren Nachforderungen im Verfahren signifikant zu reduzieren. Bei Vorhaben
mit dem Ziel der Genehmigungsfreistellung soll durch eine im Bedarfsfall auch behdérden-
Ubergreifende Vorabstimmung ein repressives Einschreiten der jeweils zustandigen Fachbe-
hérden moglichst vermieden werden.

Die Ergebnisse der Bauvorhabenkonferenz werden mit einer gemeinsamen Ergebnissiche-
rung in Textform verabschiedet und dienen als Grundlage fiir den anschlieenden Genehmi-
gungsprozess. Die Bauvorhabenkonferenz ist auf die materiell-inhaltliche Prifung des Vor-
habens ausgerichtet und hat keine Rechtsverbindlichkeit.

Die verstarkte Durchfihrung von Bauvorhabenkonferenzen soll nicht zu Mehraufwand bei
den prufenden Behorden flhren, sondern als Teilkompensation fur die Ausweitung der Ge-
nehmigungsfreistellung nach § 62, der Prufverzichte bei Verfahren nach § 63 oder der nun-
mehr vollstandigen entfallenden bauaufsichtlichen Schlusspunktprifung in den Baugenehmi-
gungsverfahren dazu beitragen, den prozessualen Verfahrensablauf bereits praventiv zu er-
leichtern, verklrzen und qualitativ verbessern.

Fir die Einbettung der Bauvorhabenkonferenz in den Verfahrensablauf ergibt sich folgendes
Ablaufschema:

3.6.1 Projektplanung durch die Bauherrschaft und Entscheidung, ob von der Mdglichkeit
der Bauvorhabenkonferenz Gebrauch gemacht werden soll,

3.6.2 Bauherrschaft bzw. die entwurfsverfassende Person stellt den Antrag auf Durchfuh-
rung einer Bauvorhabenkonferenz bei der zustandigen Bauaufsichtsbehdrde und
ubermittelt die erforderlichen Unterlagen,

Seite 10



Begriindung zur Anderung der Bremischen Landesbauordnung (BremLBO-2026),
Fassung vom 30. Juni 2026

3.6.3 die Bauaufsichtsbehdrde bestatigt die Zweckmaligkeit und fuhrt ein Vorgesprach mit
der antragstellenden Person,

3.6.4 die Bauaufsichtsbehodrde entscheidet Uber den Teilnehmerkreis und sendet die einge-
reichten Unterlagen an die eingeladenen Teilnehmer,

3.6.5 die Bauaufsichtsbehdrde fuhrt die Bauvorhabenkonferenz durch und erstellt eine
rechtlich unverbindliche Ergebnissicherung,

3.6.6 die Bauherrschaft setzt die Ergebnisse der Bauvorhabenkonferenz bei der Erstellung
der Bauvorlagen um,

3.6.7 die Bauvorlagen werden zusammen mit der Ergebnissicherung der Bauvorhabenkon-
ferenz bei der Bauaufsichtsbehdrde sowie im Rahmen der fachrechtlichen Gestat-
tungsantrage bei den zustandigen Fachbehdrden eingereicht,

3.6.8 Priufung der Genehmigungsfahigkeit im Rahmen der jeweiligen Fachverfahren und
3.6.9 im Anschluss Erteilung der Baugenehmigung bzw. der fachrechtlichen Gestattung.

Es wird ausdrlcklich darauf hingewiesen, dass die zustandigen Fachbehdrden bei der Bau-
aufsichtsbehdrde nach § 72 Absatz 5 Nummer 3 einen Baustopp erwirken kénnen, sofern
sich nachtraglich herausstellen sollte, dass die Verabredungen nicht im Sinne der fachrechtli-
chen Anforderungen umgesetzt worden sind.

3.7 | Ubernahme der Beschliisse der Bauministerkonferenz (BMK) aus den Jahren
2024 und 2025 zur Fortschreibung der Musterbauordnung (MBO) in die

BremLBO
betroffene Vorschriften § 61 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe c) (neu)
145. BMK 2024 am § 62 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b) (neu)
26./27.09.2024
betroffene Vorschriften § 30 Absatz 5 und Absatz 7 (Anderung)
147. BMK 2025 am § 34 Absatz 8 (Anderung)
20./21.11.2025 § 39 Absétze 1 bis 3 (Anderung)
§ 40 Absatz 1 (Anderung)
§ 51a (neu)
betroffene Vorschriften: § 2 Absatz 10 (Anderung)
Entwurf der MBO-Fort- § 3 Satz 2 (Streichung)

schreibung vom 6. Februar § 16 Absatz 2 (Hinzufiigung)

2026 wg. Anpassung an i
neue EU-Bauproduktenver- § 16 Absatz 3 (Anderung)

ordnung 2024/3110, § 25 Absatz 2 (Anderung)
Zustimmung der 245. Sit- § 53 Absatz 1 (é\nderung)
zung der FK Bautechnik am | § 55 Absatz 1 (Anderung)
04./05.03.2026 zur Weiter- | § 79 Absatz 1 Nummer 3 (Anderung)
';e'trURQRg”Eg'XJ olgegremien | ¢ g1 Absitze 4 und 5 (Anderung)

§ 85 Absatz 3 (Streichung)
§ 87 Absatz 3 (Anderung)

3.7.1 Aus den Beschliissen der 145. Bauministerkonferenz am 26./27. September
2024 zur Fortschreibung der Musterbauordnung (MBO-2024) sollen in die Novelle der
BremLBO-2026 iibernommen werden:

3.7.1.1 Ausweitung der Verfahrensfreiheit von Solaranlagen (siehe zu § 61 Absatz 1
Nummer 3 Buchstabe c¢) und § 62 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b)
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3.71.2 Anpassung der Verfahrensfreiheit flir Nebenanlagen der Ladeinfrastruktur (siehe
zu § 61 Absatz 1 Nummer 15 Buchstabe b)

Hinweis zur BMK-2024:

a) Entsprechend TOP 18a sollten entsprechend dem Prifauftrag aus der 142. BMK am
23./24.11.2023 die kostensteigernden Auswirkungen geplanter MBO-Fortschreibungen
im Bereich Brandschutz tUberprift werden. Die Fachkommission Bauaufsicht hatte fest-
gestellt, dass von den geplanten Anderungen der §§ 29 und 35 Absatz 8 MBO keine
unmittelbare baukostensteigernde Wirkung ausgeht. Als im Einzelfall baukostenrele-
vant wurden hingegen die Anderungen der §§ 30, 34, 35 Absatz 9 und 36 MBO ange-
sehen. Da die Vorlage nicht beschlossen wurde, bleiben die genannten Brandschutz-
vorschriften auch mit der BremLBO-2026 unverandert.

b)  Die unter TOP 18c ebenfalls nicht beschlossenen Fortschreibung zur Umbauordnung
mit ablesbaren Erleichterungen zur Aufstockung oder dem Dachgeschossausbau in
§ 48 Absatz 6 und 7 MBO wurde im Anschluss von der Fachkommission Bauaufsicht
zurlckgezogen und als Uberarbeiteter TOP 10 zur Aufnahme einer in § 51a MBO ge-
bindelten Umbauvorschrift der BMK-2025 erneut vorgelegt und beschlossen. Die
gleichlautende landesrechtliche Umsetzung soll nunmehr entsprechend Eckpunkt 8 in
die BremLBO erfolgen.

3.7.2 Aus den Beschliissen der 147. Bauministerkonferenz am 20./21 November 2025
zur Fortschreibung der Musterbauordnung (MBO-2025) sollen in die Novelle der
BremLBO-2026 ibernommen werden:

3.7.21 TOP 10 / Aufnahme einer ,,Umbau“-Vorschrift in die Musterbauordnung
A. Anlass

Der Tagesordnungspunkt 18c ,Erleichterung von Dachaus -und -aufbauten® der 145. Baumi-
nisterkonferenz am 26./27.09.2024 wurde dem Ausschuss fur Stadtentwicklung, Bau- und
Wohnungswesen (ASBW) mit Bitte um erneute Prifung und Vorlage eines Vorschlages fur
Erleichterungen des Bauens im Bestand zum Zwecke der Wohnraumschaffung tbergeben.
Hintergrund der Bitte war ein von Planerseite geaulRerter Wunsch nach einer geblindelten
Vorschrift, die Erleichterungen fir den Umbau verbindlich regelt.

B. Regelungssystematik und Inhalt

Die Vorlage dient der Aufnahme von kostensenkenden und verfahrensbeschleunigenden Er-
leichterungen in die MBO. Der vorgelegte Anderungsvorschlag fligt einen mit ,Umbau“ tber-
schriebenen neuen § 51a in die MBO ein, der gleichlautend in die BremLBO-2026 tibernom-
men werden soll. Damit hat sich die Fachkommission Bauaufsicht dazu entschieden, die Er-
leichterungen fir den Umbau inhaltlich ablesbar in der MBO zu regeln. So ist fir die in die-
sem Bereich tatigen Planerinnen und Planer ohne weiteres festzustellen, welche Erleichte-
rungen fur Umbau und Umnutzung gelten.

Somit verfolgt der vorgeschlagene § 51a MBO einen anderen Ansatz als § 85a der Nieder-
sachsische Bauordnung, welcher vorsieht, dass Erleichterungen durch vom Entwurfsverfas-
ser zu veranlassende und zu dokumentierende Abweichungen ermdglicht werden.

Die Konzentration auf Umbauten und Umnutzungen zu Wohnzwecken stellt klar, dass das
moglichst einfache Schaffen von Wohnraum im vorhandenen Gebaudebestand ein zentrales
politisches Ziel ist. Die Uberschrift ,Umbau“ verdeutlicht, dass die Gremien der Bauminister-
konferenz (ARGEBAU) damit den in der Fachwelt geaulRerten Wunsch des inhaltlichen Er-
leichterns von Umnutzungen und/oder Umbauten im Gebaudebestand aufgreift und so Um-
nutzung und Umbau gegeniber Abriss und Neubau attraktiver ausgestaltet.

Nachfolgend soll die Vorschrift lediglich inhaltlich skizziert werden. Hinsichtlich weiterer De-
tails der aus § 51a MBO wortgleich ibernommenen Erleichterungen wird auf die Begrindung
der Einzelvorschrift im Teil B verwiesen.
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Von den Erleichterungen ausgenommen sind Hochhauser und solche Gebaude, die durch
die Anderung zum Sonderbau werden. Sie erfassen aber damit Gebaude, die z. B. durch
eine erdgeschossige Gaststatte von vornherein als Sonderbau gelten.

1. Abstandsflachen

Nicht unmittelbar mit dem Umbau in Zusammenhang und deshalb auch in der BremLBO an
anderer Stelle in § 6 verortet, ist der bereits mit der BremLBO-2024 eingefiihrte § 6 Absatz 9.
Die durch den BMK-Beschluss 2025 erganzte Nummer 5 erlaubt das Ersetzen bestehender
Gebaude oder Gebaudeteile, ohne dass dadurch eine erneute Prifung der Abstandsflachen
erfolgt. Voraussetzung ist, dass der Neubau die Abmessungen des Altbaus einhalt.

2. Umbau

Die neue ,Umbau-“ Vorschrift § 51a BremLBO privilegiert den Umbau von legalen Bestands-
gebauden mit Aufenthaltsrdumen zur Wohnraumschaffung.

21 Nutzungsanderungen

Bei Nutzungsanderungen werden in den folgenden maldgeblichen Punkten keine neuen An-
forderungen an Bestandsgebaude mit Aufenthaltsrdumen gestellt. Dies betrifft:

2.1.1 Abstandsflachenrecht: Die Abstandsflachen werden nicht geprift, da das Gebaude in
seinem Bestand bei einer Umnutzung unverandert bleibt.

2.1.2 Warme-, Schall- und Erschitterungsschutz: Das Bestandsgebaude kann in diesem
Punkt das, was es kann. Eine (kostenintensive) Ertlichtigung ist bauaufsichtlich nicht
notwendig.

2.1.3 Tragende Wande, Trennwande, Brandwande, Decken, Dacher, Treppen und notwen-
dige Flure und Treppenrdume sind im Bestandsgebdude vorhanden. Eine Ertlichti-
gung ist bauaufsichtlich nicht notwendig.

Anwendbar bleiben die Regelungen Uber den baulichen Rettungsweg (§ 33) und Uber die
Entfernung eines Aufenthaltsraums zu einem notwendigen Flur. Das ist durch Griinde der
Personenrettung veranlasst.

2.2 Aufstockung

Die (bauliche) Anderung in Gestalt der Aufstockung um ein Geschoss sowie des Ausbaus,
einschlie8lich der Errichtung von Dachgauben und Zwerchgiebeln, wird erleichtert. Flr beide
Alternativen gelten identische Erleichterungen. Insbesondere wird festgelegt, dass ein
Sprung in der Gebaudeklasse, der regelmaflig héhere Anforderungen nach sich zieht, kraft
Gesetzes unterbleibt. Fir die Treppenrdume gelten je nach dem Zustand des Bestands u. U.
Pflichten in Bezug auf Entrauchung und auf im Bereich der Aufstockung einzubauende TU-
ren.

Aufstockung und Ausbau sind abstandsflachenrechtlich irrelevant. Die damit ggf. einherge-
hende erhéhte Beeintrachtigung von Nachbarn wird im Interesse der Erleichterung des
Schaffens von Wohnraum hingenommen.

3.7.2.2 TOP 11 / Vereinfachung brandschutztechnischer Regelungen in der MBO
A. Anlass

Die Projektgruppe Brandschutz hat sich in den letzten Jahren im Rahmen ihrer Arbeit wie-
derholt mit der Frage befasst, wie die Musterbauordnung inhaltlich vereinfacht und praxis-
tauglicher ausgestaltet werden kann (siehe auch Vorlagen zu TOP 18a bis d der BMK 2024,
die jedoch nur teilweise beschlossen wurden).

Hintergrund ist, dass einzelne Regelungen insbesondere im Bereich Brandschutz zu unbe-
absichtigten Erschwernissen flr die am Bau Beteiligten flihren. Solche Erschwernisse erge-
ben sich insbesondere aus Widersprichen zwischen brandschutzrechtlichen Vorgaben und
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bauphysikalischen Planungsgrundsatzen sowie aus der Tatsache, dass bestimmte bauord-
nungsrechtliche Bestimmungen in der Praxis haufig fehlerhaft ausgelegt werden. Dies fuhrt
haufig zu erhéhtem Abstimmungs- und Genehmigungsaufwand mit einer Abweichungserfor-
dernis nach § 67 BremLBO bzw. bedintt einen hdheren Erfiillungsaufwand).

Vor diesem Hintergrund hat die Projektgruppe Brandschutz den Gremien der ARGEBAU flnf
Anderungs- und Vereinfachungsvorschlage vorgelegt, die unter Berlicksichtigung der
Schutzzielrelevanz der Verfahrensvereinfachung, der Baukostensenkung und dem Abbau
von Hurden bei dem Ausbau von erneuerbaren Energien dienen sollen.

B: Inhalt
zu § 30 Absatz 5 und 7 — Brandwandiiberfiihrung von Teilen des Daches

Die bisherigen Vorschriften nach § 30 Absatz 5 und 7 MBO (gleichlautend BremLBO) stehen
teilweise im Widerspruch zu bauphysikalischen Planungsgrundsatzen und kdnnen in einigen
Fallen bislang nur durch bauaufsichtliche Abweichungsentscheidungen aufgeldst werden.

Um diese Problematik zu vermeiden, soll kiinftig eine generelle Zulassigkeit fir das Hinweg-
fuhren von hoélzernen Dachlatten sowie brennbaren Folien (z. B. Abdichtungsbahnen oder
Dampfsperren) tUber den oberen Abschluss von Brandwanden eréffnet werden. Unter den
genannten Voraussetzungen, insbesondere bei einer hohlraumfreien Einbettung in nicht-
brennbare Baustoffe, ist dies aus brandschutztechnischer Sicht vertretbar. Dadurch entfallt
die Notwendigkeit, in solchen regelmaRig auftretenden Fallen jeweils eine Abweichung nach
§ 67 BremLBO zu beantragen oder unverhaltnismalig hohen bautechnischen Aufwand zu
betreiben.

zu § 30 Absatz 7 — Brandwandiiberbriickung mit Perimeterdammung

Bisher durfen Bauteile mit brennbaren Baustoffen generell nicht iber Brandwande hinwegge-
fuhrt werden. Der neue Satz 4 lasst schwerentflammbare Dammstoffe als AuRenwandbeklei-
dung in einem brandschutztechnisch unbedenklichen Ausmalf} an einer fur die Brandbe-
kampfung gut erreichbaren Stelle zu.

Im Anschlussbereich der Aulienwand an die Gelandeoberflache kommt es haufig zu einer
Beaufschlagung der Wand mit Spritzwasser. Dammstoffe, die gegen diese Beaufschlagung
langfristig widerstandsfahig sind, bestehen meist aus schwerentflammbaren Baustoffen.
Durch die Regelung wird das Erfordernis einer einzelfallbezogenen Abweichung nach § 67
BremLBO vermieden.

zu § 30 Absatz 7 Satz 1 und § 40 Absatz 1 — Brandwandiiberfiihrung mit Leitungsanla-
gen fir Photovoltaikanlagen

Bei der Installation von photovoltaischen Anlagen auf groReren, zusammenhangenden
Dachflachen, mussen Leitungsanlagen haufig Gber Brandwande hinweggeflihrt werden. Die
Leitungsfuhrung tber die Brandwand hinweg stellt eine Abweichung von § 30 Absatz 7
BremLBO dar. Um dabei einer Brandausbreitung Uber Brandwande hinweg vorzubeugen,
kommen bislang ungeregelte Bauarten zum Einsatz, deren einzelne Bauprodukte nicht oder
nicht uneingeschrankt fur die Verwendung im Aul3enbereich geeignet sind.

Der Arbeitskreis Technische Gebaudeausristung hat im Rahmen der 147. Sitzung beschlos-
sen, bei einer kommenden Fortschreibung der Muster-Leitungsanlagen-Richtlinie (MLAR)
eine Regelerleichterung fir die Leitungsfihrung tGber Brandwande hinweg aufzunehmen, von
der angenommen werden kann, dass die bauaufsichtlichen Anforderungen erfillt werden.
Diese Erleichterung soll ohne weiteren Nachweis als geregelte Bauart angewendet werden
kénnen. Mit der musterkonformen Erweiterung von § 30 Absatz 7 Satz 1 BremLBO um den
Halbsatz 2 und der Erganzung von § 40 Absatz 1 Satz 2 BremLBO wird diese Vorgehens-
weise bauordnungsrechtlich eroffnet.
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zu § 34 Absatz. 4 — Notwendige Treppen in Maisonette-Wohnungen und anderen Nut-
zungseinheiten

In Gebauden der Gebaudeklassen 4 mussen notwendige Treppen nach § 34 Absatz 4
BremLBO aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen, in Gebaudeklasse 5 zusatzlich feuer-
hemmend sein. In Gebauden der Gebaudeklasse 3 mussen diese Treppen aus nichtbrenn-
baren Baustoffen hergestellt werden oder mindestens feuerhemmend sein.

Nach dem Vorbild einiger Landesbauordnungen sollen notwendige Treppen, die nach § 35
Absatz 1 Satz 3 Nummer 2 ohne eigenen Treppenraum zuldssig sind, von diesen Anforde-
rungen kunftig ausgenommen werden. Die Regelung stellt notwendige Treppen ohne eige-
nen Treppenraum, die zwei Geschosse einer Nutzungseinheit verbinden, von Brandschutz-
anforderungen weitgehend frei. Dies korrespondiert mit der Freistellung dieser Treppen von
den Anforderungen der DIN 18065 (s. MVV TB, Anlage A 4.2/1 zu DIN 18065). Hierdurch
werden z. B. Treppen innerhalb von Maisonette-Wohnungen als Holztreppen regelmalig zu-
gelassen.

zu § 39 — Notwendige Fahrschachte

Durch die Einfihrung des Begriffs ,notwendiger Fahrschacht® wird verdeutlicht, dass sichere
Umkleidungen von Aufziigen nach § 39 Absatz1 Satz 3 BremLBO auch dann nicht den An-
forderungen an bauaufsichtlich vorgeschriebene Fahrschachte (feuerwiderstandsfahige
Fahrschachtwande sowie Rauchableitungséffnungen an oberster Stelle) gentigen missen,
wenn sie bspw. in Massivbauweise errichtet werden.

Die Anderung schafft Klarheit zu einer in der Praxis haufig auftretenden Frage und verhindert
Baukostensteigerungen, die bislang durch Fehlauslegungen verursacht wurden. Nach Auf-
fassung der Projektgruppe Brandschutz werden mit den vorgeschlagenen Anderungen zur
Musterbauordnung Verfahrensvereinfachungen, Klarstellungen fur die Praxis und die Ermdg-
lichung vereinfachter und zeitgemalier baulicher Losungen erreicht. Nachteilige Auswirkun-
gen auf die Baukosten werden nicht erwartet.

3.7.3 MBO-Anderung 2026 wegen Inkrafttreten der neuen Verordnung (EU) Nummer
2024/3110 (Bauproduktenverodnung)

Die BremLBO enthalt diverse Bezlige zur Europaischen Bauproduktenverordnung. Diese
legt unter anderem mit der CE-Kennzeichnung harmonisierte Bedingungen fir die Vermark-
tung von Bauprodukten fest und dient der Beseitigung von Handelshemmnissen im Binnen-
markt. Dartiber hinaus legt sie Bestimmungen fir die Sicherheit von Gebauden und anderen
Bauwerken fest und behandelt Aspekte des Gesundheitswesens, der Dauerhaftigkeit und
Energieeinsparung, des Umweltschutzes, sowie wirtschaftliche Aspekte und andere wichtige
Belange des offentlichen Interesses.

Die bisherige VO (EU) 305/2011 wurde zum 8. Januar 2026 aufgehoben und durch die EU-
Bauproduktenverordnung (EU 2024/3110) abgeldst. Die VO (EU) 2024/3110 ist bereits am
7. Januar 2025 in Kraft getreten und ab dem 8. Januar 2026 anzuwenden. Sie regelt das In-
verkehrbringen von Bauprodukten, um Sicherheit, Nachhaltigkeit und Umweltschutz zu ver-
bessern. Sie aktualisiert die urspriingliche Verordnung von 2011, fokussiert sich auf digitale
Produktpasse und vereinfacht die CE-Kennzeichnung fir Bauprodukte.

Der ASBW hat zur Umsetzung der novellierten Bauproduktenverordnung (Verordnung (EU)
2024/3110) eine Projektgruppe eingesetzt. Diese befasst sich mit den fir erforderlich gehal-
tenen Umsetzungsaspekten, erarbeitet hierzu (Zwischen-)ergebnisse und legt diese den
Gremien der Bauministerkonfernez (ARGEBAU) vor.

Die Projektgruppe hat mit Fassung vom 6. Februar 2026 der Fachkommission Bautechnik zu
TOP 2.3 der 245. Sitzung am 04./05.03.2026 eine Synopse mit den Erforderlichkeiten zur
Fortschreibung der MBO vorgelegt. Auch wenn ein entsprechender Fortschreibungsbe-
schluss durch die Bauministerkonferenz erst fiir den Herbst 2026 erwartet wird, sollen die

Seite 15


https://www.google.com/search?q=EU-Bauproduktenverordnung&sca_esv=998a066a4e114733&source=hp&ei=yyqoaZHxMu6Hxc8PqMnZqQc&iflsig=AFdpzrgAAAAAaag42_zLOqBVOArZTOw3flwHko6VNH3s&oq=eu+&gs_lp=Egdnd3Mtd2l6IgNldSAqAggAMgoQABiABBhDGIoFMggQABiABBixAzIOEC4YgAQYsQMY0QMYxwEyDhAuGIAEGMcBGI4FGK8BMggQABiABBixAzIOEAAYgAQYsQMYgwEYigUyCBAAGIAEGLEDMgsQABiABBixAxiDATIIEAAYgAQYsQMyCBAAGIAEGLEDSKgRUABYxQRwAHgAkAEAmAFSoAHtAaoBATO4AQHIAQD4AQGYAgOgAv0BwgIKEC4YgAQYQxiKBcICBRAAGIAEwgIREC4YgAQYsQMY0QMYgwEYxwHCAg4QLhiABBixAxiDARiKBcICCxAuGIAEGLEDGIMBmAMAkgcBM6AH8yWyBwEzuAf9AcIHBTAuMS4yyAcLgAgA&sclient=gws-wiz&mstk=AUtExfAYzgrqiA3rR555kcs01-UIckuxK1Dwnfp3f6JXuXc-oOa_AWMT7wENovVi7OVz6ahz9CzZmLc8Kqz4tdMCG_wzKHBr_y9FYLw41oQJi2MnK2w_2H0uycnzSFfP37ZyYjk&csui=3&ved=2ahUKEwi69oa6pIaTAxXrQPEDHZSQG3gQgK4QegQIARAB
https://www.google.com/search?q=EU-Bauproduktenverordnung&sca_esv=998a066a4e114733&source=hp&ei=yyqoaZHxMu6Hxc8PqMnZqQc&iflsig=AFdpzrgAAAAAaag42_zLOqBVOArZTOw3flwHko6VNH3s&oq=eu+&gs_lp=Egdnd3Mtd2l6IgNldSAqAggAMgoQABiABBhDGIoFMggQABiABBixAzIOEC4YgAQYsQMY0QMYxwEyDhAuGIAEGMcBGI4FGK8BMggQABiABBixAzIOEAAYgAQYsQMYgwEYigUyCBAAGIAEGLEDMgsQABiABBixAxiDATIIEAAYgAQYsQMyCBAAGIAEGLEDSKgRUABYxQRwAHgAkAEAmAFSoAHtAaoBATO4AQHIAQD4AQGYAgOgAv0BwgIKEC4YgAQYQxiKBcICBRAAGIAEwgIREC4YgAQYsQMY0QMYgwEYxwHCAg4QLhiABBixAxiDARiKBcICCxAuGIAEGLEDGIMBmAMAkgcBM6AH8yWyBwEzuAf9AcIHBTAuMS4yyAcLgAgA&sclient=gws-wiz&mstk=AUtExfAYzgrqiA3rR555kcs01-UIckuxK1Dwnfp3f6JXuXc-oOa_AWMT7wENovVi7OVz6ahz9CzZmLc8Kqz4tdMCG_wzKHBr_y9FYLw41oQJi2MnK2w_2H0uycnzSFfP37ZyYjk&csui=3&ved=2ahUKEwi69oa6pIaTAxXrQPEDHZSQG3gQgK4QegQIARAB

Begriindung zur Anderung der Bremischen Landesbauordnung (BremLBO-2026),
Fassung vom 30. Juni 2026

Anderungsvorschlage bereits in die LBO-Novelle 2026 ibernommen werden, da die neue
Bauproduktenverordnung bereits ab dem 8. Januar 2026 anzuwenden ist.

3.8 Fortschreibung der Umbauordnung

betroffene Vorschriften: diverse (siehe tabellarische Ubersicht)

Insbesondere mit der wortgleichen Ubernahme der in § 51a MBO gebiindelten neuen Um-
bauvorschrift in Landesrecht werden die Elemente der Umbauordnung mit der LBO-Novelle-
2026 zugig und konsequent fortgeschrieben (siehe zu Ziffer 3.7.2.1)

Erste Elemente einer Umbauordnung wurden bereits in die BremLBO-2024 aufgenommen:
a) die Legaldefinition des bestehenden Gebaudes in § 2 Absatz 3a,
b)  Abstandsprivilegierungen beim Umbau in § 6 Absatz 9,

c) die Rickausnahme der Anwendbarkeit bestimmter Vorschriften auf Bauteile beim Um-
bau zu Wohnzwecken in § 48 Absatz 5,

d) der Verzicht auf den Mobilitdtsnachweis in § 49 Absatz 1 sowie

e) die Genehmigungsfreistellung fir Dachgeschossausbauten in § 62 Absatz 1 auch im
unbeplanten Innenbereich

Mit der LBO-Novelle 2026 werden die Elemente der Umbauordnung mit sowohl mit verfah-
rensrechtlichen als auch materiellen Erleichterungen fortgeschrieben. Dabei werden Fort-
schreibungen der Musterbauordnung-2025 mit Bremischen Erganzungen sachgerecht kom-
biniert:

3.8.1 die LBO-Novelle 2026 flankierend, werden durch die ,,Bauturbo-Vorschriften* in
der BauGB-Novelle 2025 (BGBI. | 2025, Nr. 257, Artikel 1, BauGB-Anderung, ver-
kiindet am 29.10.2025) planungsrechtliche Zulassigkeiten auch fir Umbauten im Be-
stand erweitert (siehe zu § 31 Absatz 3, § 34 Absatz 3a und b, § 36a, § 246e
BauGB).

In diesem Zusammenhang ist der Stadtischen Deputation flir Bau, Mobilitat und
Stadtentwicklung mit der Vorlage VL 21/6505 am 15. Januar 2026 der Entwurf eines
Ortsgesetzes zur Ubertragung der Zustimmungsentscheidung der Gemeinde nach
§ 36a Baugesetzbuch auf die Senatorin flir Bau, Mobilitat und Stadtentwicklung zur
Weiterleitung Uber den Senat an die Stadtbirgerschaft vorgelegt worden.

Die Gemeinde soll ihre Planungshoheit in den Kernvorschriften des Bauturbos (vgl.
die §§ 31 Absatz 3, 34 Absatz 3b und 246e BauGB n.F.) durch das Instrument des
Zustimmungsvorbehalts nach § 36a BauGB n.F. sichern. Dabei kann die Gemeinde
auch die betroffene Offentlichkeit vor ihrer Entscheidung tber die Zustimmung beteili-
gen. Damit der Bauturbo in Bremen Anwendung finden kann, bedarf es einer rechtli-
chen Klarstellung, wer im Sinne des Gesetzes als ,Gemeinde® agieren soll und damit
fur die Zustimmungserteilung erméachtigt ist. Das vorliegende Ortsgesetz dient der
Delegation dieser Zustandigkeit fur die Zustimmungserteilung nach § 36a BauGB auf
die fir Bausachen zustandige senatorische Dienststelle, die fir die Stadtgemeinde
Bremen als Planungstrager handelt.

Im Rahmen der konkreten Rechtsanwendung der Bauturbo-Vorschriften wird die
Stadtplanung bei der Prifung, ob ein Einzelvorhaben mit ihren Vorstellungen von der
stadtebaulichen Entwicklung und Ordnung vereinbar ist, u.a. Fachprogramme der
Ressorts wie etwa das Gewerbeentwicklungsprogramm 2030, das Zentren- und Nah-
versorgungskonzept und weitere kommunale Willensbekundungen der Stadtge-
meinde Bremen bertcksichtigen. Auch werden innerhalb der drei monatigen Befas-
sungsfrist nach § 36a Abs. 1 Satz 4 BauGB die betroffenen Behdrden beteiligt, sofern
das nicht schon ohnehin informell in der Bauvorklarung erfolgt ist.
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Mit Mitteilung des Senats an die Stadtbirgerschaft vom 20. Januar 2026 (Drs.
21/711 S) ist der Entwurf eines Ortsgesetzes zur Ubertragung der Zustimmungsent-
scheidung der Gemeinde nach § 36a Baugesetzbuch auf die Senatorin oder den Se-
nator fur Bau, Mobilitdt und Stadtentwicklung weitergeleitet und am 3. Februar 2026
beschlossen worden (siehe Brem.GBI. Nr. 12 vom 19. Februar 2026, S. 26).

Mit dieser ortgesetzlichen Klarstellung hinsichtlich der Zustandigkeit wird fur die
Stadtgemeinde Bremen sichergestellt, dass planungsrechtliche Zulassigkeitsentschei-
dungen zugig getroffen werden kénnen, um im Anschluss die bauaufsichtlichen Ver-
fahren einleiten zu kénnen.

3.8.2 zur Abgrenzung der Anwendbarkeit der Umbauvorschiften werden in § 2 Absatz 3a
die Begriffsdefinitionen Aufstockung, Umbau, Ausbau, Erweiterung aufgenommen,

3.8.3 Verzicht auf die Herstellung eines Aufzuges und baulicher Barrierefreiheit beim Um-
bau und bei der Aufstockung und bis zu zwei Geschosse zur Wohnraumschaffung
(siehe zu § 39 Absatz 4 i.V.m.§ 50 Absatz 1)

3.8.4 Ubernahme von § 51a als ,gebiindelte Umbauvorschrift* mit ablesbaren materiellen
Erleichterungen fir Umbauten und erstmalige Aufstockungen um ein Vollgeschoss
bis zur Sonderbaugrenze

3.8.5 Ausweitung des Anwendungsbereiches von § 62 Absatz 1 in dem neben dem Dach-
geschossausbau auch der gesamte Gebaudeumbau in Gebieten im unbeplanten In-
nenbereich in der Genehmigungsfreistellung erfolgen kann

3.8.6 Aufnahme einer erweiterten Abweichungsregelung in § 67 Absatz 1 Satz 3 Num-
mer 1, die es musterkonform ermdglicht, die Erleichterungen nach § 51a mit behordli-
cher Abweichungsentscheidung auch auf den Nichtwohnungsbau anwenden zu kén-
nen.

Vor diesem nunmehr vorliegenden ,Drei-Sdulen-Modell“ der Umbauordnung in der
BremLBO-2026, welches einen rechtssicheren Rahmen bildet, wird die zwischenzeitliche
Orientierung an der Umbauvorschrift des § 85a der Niedersachsischen Bauordnung in der ab
01.07.2024 geltenden Fassung nicht weiterverfolgt.

»,Drei-Sadulen-Modell“ der Umbauordnung in der BremLBO-2026

Sofern erforderlich —

Bauvorhabenkonferenz nach § 68 Absatz 5 zur Klarung offener Fragestellung vor Einleitung
bauaufsichtlicher Verfahren

Sofern erforderlich —

Priifung der planungsrechtlichen Zulassigkeit unter Berticksichtigung der BauGB-Bau-
turbo-Novelle-2025

Erweiterung planungsrechtlicher Zulassigkeiten auch fir Bestandsumbauten in § 31 Absatz 3,
§ 34 Absatz 3a und b, § 36a, § 246e

Alle Saulen

§ 2 Absatz 3a - Legaldefinition des bestehenden Gebaudes, Begriffsdefinitionen Aufstockung,
Umbau, Ausbau, Erweiterung zur Abgrenzung der Anwendbarkeit von Umbauvorschriften

§ 6 Absatz 9 — Abstandsprivilegierungen beim Umbau rechtmafig bestehender Gebaude

erste Saule zweite Saule dritte Saule
Privilegierung Umbau zu Wohn- Umbau zu Umbau von
zwecken bis Sonderbaugrenze sonstigen Zwecken Sonderbauten
§ 39 Absatz 4 i.V.m. § 50 Absatz 1 § 67 Absatz 1 Satz 3 Nummer 1
Satz 6
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Verzicht auf Herstellung von Aufzug
und baulicher Barrierefreiheit

§ 49 Absatz 1 i.V.m. MobBauOG
Verzicht auf Mobilitatsnachweis

allg. Abweichungsprivileg Umbau

§ 51a

Ablesbare, materielle Erleichterun-
gen, auch bei erstmaliger Aufsto-
ckung um ein Geschoss

mit behordlicher Ermes-
sensentscheidung auch Zu-
lassung der materiellen Er-
leichterungen des § 51a
maglich

trifft nicht zu

Verfahren nach BremLBO

§ 61 Absatz 1 Nummer 1 g)

Verfahrensfreiheit, wenn beim Um-
bau zu Wohnzwecken GK 2 nicht
uberschritten wird

trifft nicht zu

§ 62 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1

Genehmigungsfreistellung beim Um-
bau zu Wohnzwecken in qualifiziert
beplanten Gebieten

§ 62 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1

Genehmigungsfreistellung
beim Umbau zu sonstigen
Zwecken in qualifiziert be-
planten Gebieten

§ 64

umfangliches Baugeneh-
migungsverfahren

§ 62 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 a)

Genehmigungsfreistellung beim Um-
bau rechtmalig bestehender Ge-
baude zu Wohnzwecken im unbe-
planten Innenbereich nach § 34
BauGB

§ 63

vereinfachtes Genehmi-
gungsverfahren beim Um-
bau im unbeplanten Innen-
bereich nach § 34 BauGB
und im AufRenbereich nach
§ 35 BauGB

3.9

Beibehaltung der Offnungsklausel fiir barrierefreie R-Wohnungen in § 50 Ab-
satz 1 Satz 4 und 5 BremLBO

betroffene Vorschriften:

§ 50 Absatz 1 Satz 4 und 5 (keine Anderung)

Betreffend die in § 50 Absatz 1 Satz 3 verankerten Anforderungen an den barrierefreien
Wohnungsbau zur Schaffung von rollstuhlgerechten Wohnungen ist in Abstimmung mit dem
Landesbehindertenbeauftragten, dem Landesteilhabebeirat und dem erganzenden Begleit-
gremium barrierefreier Wohnungsbau am 9. November 2024 und am 21. Marz 2025 als ur-
spriinglicher Eckpunkt 9 vorgeschlagen worden, die Offnungsklausel in Satz 4 und 5 a.F.
BremLBO-2024 wieder zu streichen, da sich im Rahmen der Gremiendiskussion herausge-
stellt hat, dass die seit 1. Oktober 2021 geltende Quote fur R-Wohnungen nach § 50 Ab-
satz 1 Satz 3 inzwischen bei nahezu allen Akteuren eine allgemeine Akzeptanz gefunden hat
und eine weitere differenzierte Nachsteuerung mit Rickausnahmemaglichkeiten fur be-
stimmte Teile des Gemeindegebiets damit entbehrlich erscheint.

Als Ergebnis der Anhérung und im Zuge der Diskussionen zum Bremer Weg hat dieser Vor-
schlag im Rahmen des Themenkomplexes ,Bremensien® (siehe zu Malnahme HB AK Il -10
und in der Nachfolge T25.02) insbesondere bei den Akteuren der Wohnungswirtschaft nicht
die erforderliche Akzeptanz gefunden, so dass in der Schlussphase des Gesetzgebungsver-
fahrens politisch entschieden worden ist, dass bis auf Weiteres auf die Streichung verzichtet
werden soll und in § 50 Absatz 1 die Satze 4 und 5 somit unverandert gegentber der
BremLBO-2024 bestehen bleiben.

Seite 18



Begriindung zur Anderung der Bremischen Landesbauordnung (BremLBO-2026),

Fassung vom 30. Juni 2026

3.10

Verzicht auf die Aufnahme einer Regelung betreffend die verpflichtende Fas-
sadenbegriinung

Entsprechend Eckpunkt 10 soll nach kontroverser Diskussion im Rahmen des Gesetzge-
bungsverfahrens bis auf Weiteres auf die Aufnahme einer verpflichtenden Fassadenbegru-
nung in die BremLBO-2026 verzichtet werden.

Auf die Aufnahme einer verpflichtenden Regelung betreffend die Fassadenbegriinung soll
bis auf Weiteres wie nachfolgend ausgefihrt, verzichtet werden:

3.10.1

3.10.2

3.10.3

3.104

3.10.5

3.10.6

3.10.7

Der Auftrag steht kontrar zu dem aktuellen Ziel der LBO-Novellen 2024 und 2026 soie
des Bremer Weges, das Baugenehmigungsverfahren zu vereinfachen, zu beschleu-
nigen und die Bauordnung zu entlasten, indem sie sich auf ihre Kernaufgaben fokus-
siert. Eine solche Vorschrift wiirde durch steigenden Planungs- und Prifungsaufwand
dazu beitragen, dass bauaufsichtliche Verfahren noch komplexer werden und eine
hohen Vollzugsaufwand fir die unteren Bauaufsichtsbehérden darstellen und ware in
dieser Form durch die zahlreichen unbestimmten Rechtsbegriffe und zu definierende
Ausnahmen in der Vollzugspraxis aufgrund bestehender Rechtsunsicherheiten
schwierig umsetzbar.

Es ist nicht vermittelbar, dass einerseits aufgrund der Auswirkungen auf die Baukos-
ten auf die sinnvolle Fortschreibung von Brandschutzvorschriften verzichtet werden
soll, aber die Aufnahme einer neuen kostentreibenden Vorschrift abseits der bauord-
nungsrechtlichen Kernregelungen fur vertretbar gehalten wird.

Bei vorgesehener Ausweitung des Anwendungsbereichs des vereinfachten Geneh-
migungsverfahrens nach § 63 auch auf den Nichtwohnungsbau bis zur Sonderbau-
grenze entsprechend Eckpunkt 3 wirde im Regelverfahren mit Fiktionswirkung keine
Uberpriifung dieser bauordnungsrechtlichen Anforderunge erfolgen, sodass eine Re-
gelung zur Fassadenbegriinung oftmals ,ins Leere* gehen wirde.

Personalkapazitaten in den Bauaufsichtsbehdrden flr eine repressive Durchsetzung
nach § 58 Absatz 2 sind zudem vor dem Hintergrund einer vorzunehmenden Priorita-
tensetzung fraglich, da aus Klimaschutzgriinden einer perspektivischen Uberpriifung
der Entsiegelungsverpflichtung nach § 8 Absatz 1 nach Ablauf der entsprechend § 87
Absatz 6 bis zum 31. Dezember 2026 eingerdumten Ubergangsfrist zur Schaffung
einer ,Schwammstadt” der Vorrang einzurdumen ist.

Der vorgegebene Zweck des Klimaschutzes kann auch mit anderen gleichwertigen
Mitteln als nur der Fassadenbegriinung erreicht werden. Die Beschaffenheit der Au-
Renwande soll zuklnftig auch im Sinne des Klimaschutzes neu gedacht werden, da-
mit bei ganzzeitlicher Betrachtungsweise des Lebenszyklus eines Gebdudes im
Sinne der erganzten Generalklausel nach § 3 Satz 3 nachhaltig gebaut werden kann.
Die klimatischen Vorteile der Fassadenbegriinung erléschen durch die ggf. erforder-
lichen MafRnahmen zur statischen Ertlichtigung der Aulienwande und Anbringung so-
wie der Wartung der Fassadenbegriinung (bzw. deren Befestigungseinrichtungen).

Eine verpflichtende Fassadenbegriinung wiirde somit im Widerspruch sowohl zu der
gewunschten Erleichterung der Anforderung an Auflienwande im Rahmen der Umset-
zung des Gebaudetyps E nach § 67 Absatz 1 Satz 3 Nummer 3, den neuen Moglich-
keiten der Umbauordnung nach § 61a, als auch an den stadtebaulichen Anspriichen
an eine baukulturelle Fassadengestaltung stehen.

Die 340. Sitzung der FK Bauaufsicht hat sich am 06./07.2025 unter Top 25 wie folgt
mit der Thematik beschaftigt: Bereits im Jahr 2018 habe es einen Auftrag gegeben,
die Zulassigkeit von Fassadenbegriinung zu Uberprifen. Hierzu habe es auch ein
vom Bund geférdertes Forschungsprojekt gegeben, zu dem nun der Abschlussbericht
vorliege. Relevant fir den Brandschutz sei, dass die Begriinung gewassert und ge-
pflegt werde. Da es sich bei bodengebundener Begriinung nicht um bauliche Anlagen
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3.10.9

Fassung vom 30. Juni 2026

handele, wird von Seiten der ARGEBAU jedoch keine weitere Regelungsnotwendig-
keit mehr gesehen.

Von der isolierten Entwicklung einer Bremischen Regelung durch die Senatorin fur
Bau, Mobilitdt und Stadtentwicklung wird daher abgeraten.

Bis auf Weiteres wird daher empfohlen, auf Freiwilligkeit zu setzen und vorhandene
Forderprogramme der Senatorin fir Umwelt, Klima und Wissenschaft zu nutzen so-
wie Hilfestellungen der Bremer Umweltberatung betreffend einzelfallbezogener Fas-
sadenbegriinungen in Anspruch zu nehmen.

Daruber hinaus ist eine verhaltnismafRige Festsetzung von Fassadenbegrunungen im
Rahmen ortlicher Bauvorschriften nach § 86 Absatz 1 Nummer 6 unter Wirdigung
der konkreten stadtebaulichen Situation zielgerichteter méglich.

3.1

Weitere wesentliche Rechtsanpassungen im materiellen Bereich

betroffene Vorschriften: § 2 Absatz 4 Nummer 8 (Anderung)

§ 3 (Erganzung)

§ 6 Absatz 6a (Neuregelung)

§ 45 (Erganzung)

§ 49 Absatz 1 (Erganzung)

§§ 53, 54, 55, 56 (Anderung)

§ 61 Absatz 1 (diverse Anderungen)

§ 61 Absatz 6 Satz 5 (Erganzung)

Bremer Weg / Bremensien

BremBauVorlV (Anderungsverordnung 2026)

Unter Berlcksichtigung der Erfahrungen aus der Genehmigungspraxis und den verfahrens-
rechtlichen Anpassungen im Rahmen dieser Novelle sollen folgende weitere wesentliche
Rechtsanpassungen umgesetzt werden:

3.111

3.11.2

3.11.3

3.11.4

3.11.5

3.11.6

Stadtebaulich problematische Nutzungen wie Spielhallen, Wettbiros und Vergnu-
gungsstatten aller Art im Sinne der Baunutzungsverordnung werden unabhangig
von ihrer Grundflache nach § 2 Absatz 4 Nummer 8 zukiinftig grundsatzlich als Son-
derbauten eingestuft, um eine Uberpriifung im umfanglichen Genehmigungsverfah-
ren nach § 64 zu ermdglichen.

Die bauordnungsrechtliche Generalklausel in § 3 wird um den ausdriicklichen Bezug
auf die angemessene Berticksichtigung der Ziele des Bremischen Klimaschutz- und
Energiegesetzes, der besonderen Sicherheitsbedirfnisse von Frauen und Kindern
sowie der Lebenszyklusphasen einer baulichen Anlage vor dem Hintergrund einer
Wiederverwendung von Baustoffen und Bauteilen erganzt.

Zur Erleichterung der Rechtsanwendung wird in § 6 ein neuer Absatz 6a eingeflgt,
der die Abstandsflachen von Windenergieanlagen in der BremLBO ablesbar regelt
und die bisherige interne Prifregel aus dem Jahr 2014 ersetzt.

In § 45 wird klargestellt, dass fir die Vorhaltung von befestigten Flachen fur Abstell-
platzen fur Wertstoffsammelbehalter auf dem Baugrundstuick keine Entsiegelung im
Sinne des § 8 Absatz 1 erforderlich ist.

Die Vorschriften §§ 53 bis 56 betreffend die am Bau Beteiligten Personen werden
zur Herstellung von Genderneutralitat in Bauherrschaft, Entwurfsverfassende, Un-
ternehmen und Bauleitende umbenannt.

In § 61 Absatz 1 werden die bisherigen Genehmigungsvorbehalt gestrichen, sofern
die Vorhaben im Geltungsbereich ortlicher Bauvorschriften nach § 86 Absatz 1
Nummer 1 liegen. In diesen Fallen sind bei der fur die Bauleitplanung zustandigen
Stelle isolierte Erlaubnisse nach BauGB einzuholen.
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3.11.7

3.11.8

3.11.9

3.11.10

Fassung vom 30. Juni 2026

In § 61 Absatz 1 Nummer 13 Buchstabe d), der bisher vortlibergehend aufgestellte
Behelfsbauten umfasste, die der Landesverteidigung, dem Katastrophenschutz
oder der Unfallhilfe dienen, werden Vorhaben des Zivilschutzes erganzt.

In § 61 Absatz 1 Nummer 15 werden mit Buchstaben g) nun Vorhaben auf milita-
risch genutzten Liegenschaften verfahrensfrei gestellt. Diese Ausweitung setzt ei-
nen Beschluss der Konferenz der Regierungschefinnen und Regierungschefs der
Lander am 4. Dezember 2025 in Berlin zu TOP 1.2.2 — AG Staatsmodernisierung
um, da diese Erleichterung im MaRnahmenkatalog der féderalen Modernisierungs-
agenda unter Ziffer 61 zum Baurecht als vierter Punkt aufgefihrt ist.

In der Nothilfevorschrift des § 61 Absatz 6 werden in Satz 5 die behordlich festzu-
stellenden Notsituationen der Nummer 2, welche bisher nach dem Bremischen Hil-
feleistungsgesetz nur den Katastrophenfall umfasste um die ,Krise” und das ,au-
Rergewdhnliche Ereignis” erweitert.

Als Ergebnis der Diskussion des Bremer Weges zum Themenkomplex ,Umgang
mit Bremensien in der BremLBO* (siehe auch zu Ziffer 2 / bzw. Abschlussbericht
MaRnahme HB AK Ill -10 und in der Nachfolge T25.01 bis T25.04) konnten fur
diese Novelle folgende Erleichterungen erreicht werden:

Bremer
Weg Nr.

Bremensie / Thema Erleichterung

T25.02

§ 32 Absatz 11 e Erleichterung, dass bei allen Gebau-
Begriinung von Flachdachfla- den der Gebaudeklassen 1 und 2 die
chen Pflicht zur Begriinung von Flachdach-
flachen entfallt, sofern Photovoltaik
auf diesen Dachflachen errichtet wird

e Bei Gebauden der Gebaudeklassen 3
bis 5 soll im Regelfall eine Nebenei-
nander-Kombination umgesetzt wer-
den kdnnen

¢ Die Flachenanteile fir die Kombina-
tion ergeben sich aus dem Bremi-
schen Solargesetz

T25.03

§ 49 Absatz 1 ¢ Aufnahme einer Rickausnahme,
vorhabenbezogene Mobilitat dass bei der bei der Errichtung, Ande-
rung und Nutzungsanderung von
Wohngebauden mit bis zu 10
Wohneinheiten kein Mobilitdtsnach-
weis zu fuhren ist und keine Erfll-
lungspflicht besteht

e Die Herstellung von Stellplatzen ist
auf freiwilliger Basis unter Berlck-
sichtigung des Planungsrechts mog-
lich

3.11.11

3.11.12

Die bereits mit der BremLBO-2024 beschlossene zukiinftige Neufassung von § 1
Absatz 2 Satz 1 Nummer 8 und § 66 Absatz 3 Satz 1 bleibt entsprechend Artikel 2
des Artikelgesetzes zur Neufassung der BremLBO-2026 unverandert bestehen.

Die mit dieser Novelle angestrebten Rechtsdnderungen machen auch korrespon-
dierende Anpassungen in der Bremischen Bauvorlagenverordnung erforderlich,
die in einer separaten Anderungsbegriindung naher erldutert werden.
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4. Rechtsentwicklung / chronologische Ubersicht der LBO-Novellen

Da es immer wieder zu Nachfragen hinsichtlich historischer Novellen der Bremischen Lan-
desbauordnung kommt, sollen die bei der Senatorin fiir Bau, Mobilitdt und Stadtentwicklung
in Textform vorliegenden LBO-Novellen nachfolgend chronologisch aufgefihrt werden. Ab
1995 werden auch kurz die wesentlichen Anderungen skizziert, wobei fiir weitere Detailaus-
fihrungen auf die Begriindung der jeweiligen Novelle verwiesen wird. Auf die Darstellung
samtlicher kleinerer Anderungsgesetze der BremLBO wird aus Griinden der Ubersichtlichkeit
verzichtet.

Bezeichnung / Fundstelle / Inkrafttreten / wesentliche Rechtsanderungen
Kurzbezeichnung AuBerkrafttreten

Bauordnung flr die Stadt Bremen und das Landgebiet vom 21. Oktober 1906
Staffelbauordnung flir die Stadt Bremen und das Landgebiet vom 6. Dezember 1917
Staffelbauordnung flir die Stadt Bremen und das Landgebiet vom 23. Marz 1940

Bremische Landesbauordnung vom 21. September 1971 (Brem.GBI. S. 207)

Bremische Landesbauordnung vom 10. April 1979 (Brem.GBI. S.159)

Bremische Landesbauordnung vom 7. Marz 1983 (Brem.GBI. S.53)

Artikelgesetz zur Anderung der Bremischen Landesbauordnung vom 12. Juni 1990
(Brem.GBI. S. 147)

Bremische Landesbauordnung | 1. Januar 1996 / Umsetzung der Bauproduktenricht-
vom 27. Marz 1995 30. April 2003 linie 89/106 vom 21.12.1988
(Brem.GBI. S.211) diverse Anpassungen an die Vor-
BremLBO-95 gangerfassung der MBO

Einfuhrung der Genehmigungsfrei-
stellung fir Wohngebaude
Berlicksichtigung 6kologischer Ge-
sichtspunkte sowie der Belange
von mobilitdtseingeschrankten Per-

sonen
Gesetz zur Anderung der Bre- | 1. Mai 2003 / Aufnahme der Verpflichtung zur Er-
mische Landesbauordnung 30. April 2010 richtung barrierefreier Wohnungen
vom 8. April 2003 Anpassung des Priifumfanges im
(Brem.GBI. S.159) vereinfachten Baugenehmigungs-
BremLBO-1995-2003 verfahren
Bremische Landesbauordnung | 1. Mai 2010 / Neue Regelungsstruktur zur Um-
vom 6. Oktober 2009 30. September 2018 | setzung der MBO-2002
(Brem.GBI. S.401) Genehmigungsfreistellung nach
BremLBO-10 § 62 fur Wohnungsbau bis zur Son-

derbaugrenze in qualifiziert beplan-
ten Gebieten

Vereinfachtes BG-Verfahren nach
§ 63 flir Wohnungsbau bis zur Son-
derbaugrenze im unbeplanten In-
nenbereich nach § 34 BauGB oder
im AuRenbereich nach § 35 BauGB

Umfangliches Baugenehmigungs-
verfahren nach § 64 BauGB fur alle
Ubrigen Bauvorhaben
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Bezeichnung / Fundstelle /
Kurzbezeichnung

Inkrafttreten /
AuBerkrafttreten

wesentliche Rechtsanderungen

Schlusspunktprifung fiir Verfahren
nach §§ 63 und 64

Bremische Landesbauordnung
vom 4. September 2018

(Brem.GBI. S.320)
BremLBO-18

1. Oktober 2018 /
2. Oktober 2020

Diverse Anpassungen an die fort-
geschriebene Musterbauordnung

Umsetzung UN-BRK zum barriere-
freien Bauen in § 50

Umsetzung Seveso-IlI-Richtlinie

Uberflihrungsmdglichkeit fir Besei-
tigungsanzeigen in BG-Verfahren

Offnungsklauseln in § 66

Gesetz zur Anderung der Bre-
mischen Landesbauordnung
vom 14. Mai 2019

Brem.GBI. S. 360

24. Mai 2019/
2. Oktober 2020

Isoliertes Anderungsgesetz der
Bremischen Burgerschaft zur Privi-
legierung der Holzbauweise in § 26
Absatz 3

Bremische Landesbauordnung
vom 22. September 2020

(Brem.GBI. S.963)
BremLBO-20

3. Oktober 2020 /
31. Dezember 2022

MBO-konforme Erweiterung der
Holzbauweise

Einflhrung des qualifizierten
Brandschutzplaners

Erweiterung der Ermachtigungs-
grundlagen fir die kommunalen
Kinderspielflachen- und Stellplatz-
ortsgesetze

Bremische Landesbauordnung

1. Januar 2023 /

Rechtliche Grundlagen zur Digitali-

vom 18. Oktober 2022 30. Juni 2024 sierung der bauaufsichtlichen Ver-

(Brem.GBI. S.753) fahren

BremLBO-22 Erleichterungen der Absténde fiir
PV-Anlagen auf Dachflachen
Nothilfevorschrift

Bremische Landesbauordnung | 1. Juli 2024 / Anpassung der Regelungen an die

vom 29. Mai 2024 noch unklar Bauvorlageberechtigung zur Been-

(Brem.GBI. S.270, 381)
BremLBO-24

digung des VV 2018/2291

Anpassung an die MBO-2023 zur
Umsetzung der Bund-Lander-
,Bauturbo“-Beschlisse

Aufgabe des Verfahrensfriedens
seit der BremLBO-2024 mit Einfuh-
rung der Genehmigungsfiktion fur
Verfahren nach § 63 und Aufgabe
der Schlusspunktprifung fir diese
Verfahren

Uberfiihrung des BegriinungsOG in
die BremLBO

EinfGhrung Umbauordnung
Einflhrung Gebaudetyp E
Einfihrung Typengenehmigung

Gesetz zur Anderung bauord-
nungsrechtlicher Vorschriften

angestrebt wird der
1. Januar 2027

Sowohl die Genehmigungsfreistel-
lung als auch das vereinfachtes
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Bezeichnung / Fundstelle / Inkrafttreten / wesentliche Rechtsanderungen
Kurzbezeichnung AuBerkrafttreten

Artikel 1 — Anderung der Bre- Baugenehmigungsverfahren wer-
mischen Landesbauordnung den auf den Nichtwohnungsbau bis
Entwurf vom 7. April 2026 zur Sonderbaugrenze ausgeweitet
BremLBO-2026 Modifizierung der Regelungen der

Genehmigungsfiktion

Umfangliches Baugenehmigungs-
verfahren nur noch bei Sonderbau-
ten

Wegfall der Schlusspunktfunktion
auch bei Verfahren nach § 64

Einfuhrung des Instruments der
Bauvorhabenkonferenz

Anpassungen an die MBO-Fort-
schreibungen 2024 / 2025 und
2026 betreffend die EU-BauPVO
2024/3110

Fortschreibung der Umbauordnung

landesrechtliche Erleichterungen
beim vorhabenbezogenen Mobili-
tatsnachweis fir Wohnbauvorha-
ben

In der Einleitung zur Begriindung zur BremLBO-2010 wird wie folgt ausgefuhrt:

,Mit den 1995 und 2003 erfolgten Novellierungen der BremLBO ist eine Reform des Bauord-
nungsrechts eingeleitet und fortgesetzt worden, die darauf abzielt, durch Abbau und Straf-
fung von materiellen Anforderungen sowie den Verzicht auf prédventive bauaufsichtliche Prii-
fungen und Uberwachungen das Bauen fiir den Bauwilligen einfacher, schneller und kosten-
glinstiger zu ermdglichen und andererseits auch die Baugenehmigungsbehdérden zu entlas-
ten.

Kennzeichnend fiir das neue System der sog. ,,Verfahrensprivatisierung“ ist, dass der Ver-
zicht auf eine bauaufsichtliche préventive Priifung und Uberwachung, soweit ein ersatzloser
Verzicht nicht vertretbar erscheint, durch eine Stéarkung der Verantwortlichkeit der (ibrigen
am Bau Beteiligten kompensiert wird. Insbesondere die Eigenverantwortlichkeit des Bau-
herrn und der durch ihn zu beauftragenden bauvorlageberechtigten Entwurfsverfasser wird
durch dieses System gezielt gestarkt.

Nur soweit Vorhaben ein erhebliches Gefdhrdungspotenzial aufweisen, besonders komplex
sind oder wenn sich die bauplanungsrechtliche Zulassigkeit nicht abschlieSend aus den
Festsetzungen eines Bebauungsplanes ergibt, soll es weiterhin Aufgabe des Staates blei-
ben, die Zuldssigkeit von Vorhaben insoweit préventiv zu priifen.”

Diese Ausfuhrungen kennzeichnen bereits die Regelungsziele der Deregulierung und Ver-
fahrensbeschleunigung, die auch mit der LBO-Novelle 2026 erreicht werden sollen.

Der Gesetzentwurf der BremLBO-2026 ist hinsichtlich der verfahrensrechtlichen Ausgestal-
tung mit dem verworfenen Referentenentwurf 2006 / 2007 vergleichbar, der in der Schluss-
phase des damaligen Gesetzgebungsverfahrens jedoch keine Mehrheit gefunden hat und
wurde mit der letztlich beschlossenen LBO-Novelle vom 6. Oktober 2009 deutlich restriktiver
ausgestaltet namlich, indem

a) sowohl die Genehmigungsfreistellung nach § 62 als auch das vereinfachte Baugeneh-
migungsverfahren nach § 63 nur auf den Wohnungsbau beschrankt blieben,
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b) das umfangliche Baugenehmigungsverfahren unverandert das ,Regelverfahren® fiir
den gesamten Nichtwohnungsbau blieb und

c) das Vorliegen fachrechtlicher Gestattungen bei den Genehmigungsverfahren nach
§§ 63 und 64 im Rahmen der Behdrdenbeteiligung nach § 69 Absatz 1 zuvor als not-
wendige Bedingung vor Erteilung der Baugenehmigung entsprechend § 72 Absatz 1 zu
Uberprufen war (sog. Schlusspunktprifung).

Da auch die im Rahmen der Nachfolgenovellen von einigen Akteuren immer wieder eingefor-
derte Genehmigungsfiktion abgewehrt werden konnte, blieb der mit der BremLBO-2010 er-
reichte und von den am Bau Beteiligten Akteuren grundsatzlich akzeptierte ,Verfahrensfrie-
den* bis zur Beschluss der LBO-Novelle im Jahr 2024 bestehen. Diese erzwingt durch die
politisch motivierte Einflihrung der Genehmigungsfiktion und Aufgabe der Schlusspunktpri-
fung bei vereinfachten Baugenehmigungsverfahren nach § 63 weitere Rechtsanpassungen,
die mit der BremLBO-2026 als ,Nachfolgenovelle“ vorgenommen werden sollen, um entstan-
dene Rechtsunsicherheiten zu beseitigen und die Verfahrensderegulierung fortzusetzen.

Bereits in der Begriindung zur BremLBO-2024 ist auf die zunehmende Geschwindigkeit der
jeweiligen Folgenovellen seit 2018 hingewiesen worden. Es hat sich herausgestellt, dass der
aktuelle Zweijahrestakt bei den am Bau Beteiligten mittlerweile zu einem zunehmenden Ver-
lust des Uberblicks Uber die geltende Rechtslage fiihrt und dadurch die Akzeptanz der LBO-
Novellen verringert.

Daruber hinaus wird durch die entstandene ,Verfahrensvielfalt mit diversen Verastelungen®
die zunehmende Verfahrensbirokratie bemangelt, die im Widerspruch zu dem eigentlich po-
litisch angestrebten Ziel der Deregulierung und Verfahrensvereinfachung steht.

Nach Beschluss der LBO-Novelle 2026 wird sich daher von den Rechtsanwendenden eine
mehrjahrige Phase der Verfahrenskonsolidierung gewlnscht, um insbesondere die mit der
BremLBO-2024 bereits umgesetzten und mit dieser Nachfolgenovelle der BremLBO-2026
geplanten Anderungen auch ausreichend wirken lassen zu kénnen...
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B. Zu den einzelnen Vorschriften

Die Neufassung der Bremischen Landesbauordnung vom 29. Mai 2024 (Brem.GBI. S. 270,
381), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes zur Neufassung der Bremischen Landesbau-
ordnung und Anderung des Bremischen Ingenieurgesetzes zur Anpassung an europarechtli-
che Vorschriften (Anderung von § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 8 und § 66 Absatz 3 Satz 1
Buchstabe d zum 14. Januar 2027) geandert worden ist, soll entsprechend Artikel 1 des
Mantelgesetzes zur Anderung bauordnungsrechtlicher Vorschriften in der Entwurfsfassung
vom 4. Marz 2026 (einsetzen: Beschlussdatum und Verkindungsdaten im BremGBI.) korres-
pondierend zur Anderung der Bremischen Bauvorlagenverordnung nach Artikel 2 dieses Ge-
setzes wie folgt geandert werden:

Zu § 1 — Anwendungsbereich
§ 1 bleibt unverandert gegentiber der BremLBO-2024.

Auf die Neufassung von § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 8 und § 66 Absatz 3 Satz 1 entspre-
chend Artikel 2 des Artikelgesetzes der BremLBO-2026 zum 14. Januar 2027 wird hingewie-
sen.

Zu § 2 - Begriffe

§ 2 enthalt die notwendigen bauordnungsrechtlichen Begriffsdefinitionen. Sofern die jeweils
genannten Tatbestandsmerkmale vorliegen, finden die nachfolgenden Vorschriften jeweils
entsprechende Anwendung.

Die Absiétze 1 und 2 bleiben unverandert gegentber der BremLBO-2024.

Absatz 3a wurde mit der BremLBO-2024 hinzugefligt und stellt mit Bezug auf die Umbau-
ordnung die notwendigen Legaldefinitionen klar. Die Vorschrift wird im Hinblick auf die Fort-
schreibung der Umbauordnung zweckentsprechend angepasst.

Satz 1 enthalt unverandert die Legaldefinition des bestehenden Gebaudes. Dieses sind Ge-
baude im Sinne der Absatze 2 und 3, deren Aufnahme der Nutzung seit Inkrafttreten der
BremLBO-2024 am dem 1. Juli 2024 mindestens funf Jahre zurtckliegt.

Satz 2 a.F., der festgelegt hat, wann geringfiigige Anderungen bestehender Geb&ude vorlie-
gen, wird wieder gestrichen, weil es sich hierbei im Wesentlichen um eine bauplanungsrecht-
liche Zulassungsentscheidung nach den Regelungen des Baugesetzbuches und der Baunut-
zungsverordnung handelt, die nach § 67 Absatz 1 entweder im Rahmen des Baugenehmi-
gungsverfahrens oder zuvor mit isoliertem Bescheid nach § 67 Absatz 2 bei Vorhaben nach
§ 61a oder § 62 zu treffen ist.
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Sofern bestehende Gebaude zu Wohnzwecken zu Wohnzwecken im Sinne der Nummern 1
bis 3 erstmals um ein Geschoss aufgestockt, um- oder ausgebaut werden, gelten die in
§ 51a neu festgelegten Erleichterungen.

In Absatz 4 wird der Sonderbautatbestand der Nummer 8 dergestalt angepasst, dass Spiel-
hallen nicht mehr erst ab dem Schwellenwert von 150 Quadratmetern als Sonderbaueinge-
stuft werden, sondern die Sonderbaueigenschaft grundsatzlich samtlichen Vergnligungsstat-
ten, Spielhallen und Wettbiros unabhangig von ihrer Gré3e zugeschrieben wird.

Diese Erweiterung erfolgt vor dem Hintergrund der Anpassung des Verfahrensrechts, da
diese Nutzungen bei typisierender Betrachtungsweise erfahrungsgemalf einen erhéhten Pri-
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fungs- und Beteiligungsaufwand mit langerer Verfahrenslaufzeit auslésen, welcher im ausge-
weiteten Anwendungsbereich der Genehmigungsfreistellung nach § 62 nicht anwendbar und
bei einem nur vereinfachten Genehmigungsverfahren nach § 63 mit Fiktionsregelung nach

§ 72 Absatz 1a nicht durchfihrbar ist. Fiir diese Nutzungen soll daher weiterhin unverandert
gegenuber dem Verfahrensrecht der BremLBO-2024 auch unterhalb der bisherigen Sonder-
bauschwelle und auch bei nicht kerngebietstypischen Vergnligungsstatten ein umfangliches
Baugenehmigungsverfahren nach § 64 BremLBO durchgefiihrt werden, weswegen diese
Vorhaben zukilnftig den Sonderbauten zuzuordnen sind.

Die Absiétze 5 bis 20 bleiben mit Ausnahme des Absatzes 10 gegentiber der BremLBO-
2024 unverandert.

Absatz 10 wird entsprechend der Synopse zur MBO-Fortschreibung vom 6. Februar 2026
nach Zustimmung der 245. Sitzung der FK Bautechnik am 04./05.03.2026 zu TOP 2.3 zu An-
passung an die neue EU-Bauproduktenverordnung 2024/3110 wie folgt geandert:

Der Absatz wird in die Satze 1 und 2 aufgeteilt. Die Ergdnzung ,auch wiederholt* in Satz 1
Nummer 1 stellt klar, dass der Begriff ,Bauprodukte® fiir hergestellte und gebrauchte Baupro-
dukte, die wiederverwendet werden, gilt. Die Wiederverwendung von Bauprodukten soll un-
ter den fur die hergestellten Bauprodukte geltenden Anforderungen der §§ 21 ff. ermdglicht
werden. Dies macht es erforderlich, dass der in §§ 21 ff. verwendete Begriff ,Hersteller” auch
Personen adressiert, die verantwortlich dafiir sind, dass ,gebrauchte* Bauprodukte fiir die
Wiederverwendung bereitgestellt werden.

Der neue Satz 2 erweitert den Herstellerbegriff um den fur die Bereitstellung gebrauchter
Bauprodukte verantwortlichen Wirtschaftsakteur.

Zu § 3 — Allgemeine Anforderungen

Die bauordnungsrechtliche Generalklausel in § 3 ist eine zentrale Vorschrift im Bauord-
nungsrecht, die seit 1971 in der BremLBO verankert ist. Sie legt grundlegende Anforderun-
gen an bauliche Anlagen fest, namlich, dass Bauliche Anlagen so anzuordnen, zu errichten,
zu andern und instand zu halten sind, dass die 6ffentliche Sicherheit oder Ordnung, insbe-
sondere Leben und Gesundheit, nicht gefahrdet werden (siehe zu Satz 1 Nummer 1).

Zu beachten ist, dass die Generalklausel
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a) primar dem Schutz der Allgemeinheit dient und grundsatzlich keine drittschiitzende
Wirkung hat,

b)  als Aufgabennorm und nicht als Befugnisnorm fungiert. Die konkreten Eingriffsbefug-
nisse der Bauaufsichtsbehérden ergeben sich aus der Erméachtigungsgrundlage zum
bauordnungsrechtlichen Einschreiten aus § 58 Absatz 2 BremLBO und subsidiar aus
dem allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsrecht (Generalklausel der Gefahrenab-
wehr in § 10 des Bremischen Polizeigesetzes),

c) unter dem subsididren Vorbehalt steht, dass kein Sachverhalt durch eine bauordnungs-
rechtliche Spezialvorschrift geregelt ist und

d) zum Ausdruck bringt, dass das Bauordnungsrecht nicht nur Baupolizeirecht ist, son-
dern auch dem Schutz sozialer und 6kologischer Standards im Rahmen der Gesamt-
betrachtung des Lebenszyklus einer baulichen Anlage dient.

Die bauordnungsrechtliche Generalklausel bildet somit die Grundlage fur die Gefahrenab-
wehr im Bauwesen und ermdglicht es den unteren Bauaufsichtsbehdrden, flexibel auf poten-
zielle Gefahrdungen zu reagieren.

Die Vorschrift wird in Anlehnung an die Ausgestaltung der Generalklauseln der Bauordnung
Baden-Wirttemberg und Rheinland-Pfalz neu gestaltet und zur besseren Lesbarkeit wird
Satz 1 thematisch in die Nummern 1 bis 5 aufgegliedert.

Der bisherige Satz 3 a.F., dass die Anforderungen der Generalklausel auch fir die Beseiti-
gung von Anlagen gelten, wird in den umgestalteten Satz 1 Uberfihrt, der ,vor die Klammer
gezogen® generalisierend unverandert festlegt, dass die Anforderungen der Generalklausel
grundsatzlich sowohl bei der Anordnung, Errichtung, Anderung (also auch im Rahmen der
,Umbauordnung®), Nutzungsanderung, dauerhaften Instandhaltung als auch der Beseitigung
von Anlagen zu beachten sind.

Nach Nummer 1 durfen die 6ffentliche Sicherheit oder Ordnung, insbesondere Leben und
Gesundheit nicht gefahrdet werden. Diese Generalklausel fur die bauordnungsrechtliche Ge-
fahrenabwehr wurde als Kernstick des sog. ,Baupolizeirechts® bereits 1971 in die BremLBO
aufgenommen.

Nach Nummer 2 sollen, die natlrlichen Lebensgrundlagen geschont, Aspekte der Nachhal-
tigkeit, des Klimaschutzes und der Klimaanpassun

Vor diesem Hintergrund ist die Generalklausel bereits mit der LBO-Novelle 2024 um die Be-
ricksichtigung der Aspekte der Nachhaltigkeit, des Klimaschutzes und der Klimaanpassung
erweitert worden. Eine Konkretisierung dieser Anforderungen erfolgt seit der BremLBO-2024
Uber die entsprechend dem uberfihrten Begriinungsortsgesetz tibernommenen Entsiege-
lungs- und Begrinungsvorschriften des § 8 Absatz 1 und 2, der Verknipfung zum Bremi-
schen Solargesetz in § 32 Absatz 10, den neuen Anforderungen an die Begriinung von
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Flachdachflachen in § 32 Absatz 11 sowie der Ermachtigung in § 86 Absatz 1 Nummer 5 und
6 zum Erlass ortlicher Bauvorschriften flir abweichende quartiersbezogene Begriinungsfest-
setzungen in Bebauungsplanen, in denen tber den aktuellen Regelungsinhalt der BremLBO
hinaus auch verpflichtende Anforderungen an Fassadenbegriinungen festgeschrieben wer-
den kénnen.

Nach Nummer 3 dirfen keine unzumutbaren Belastigungen verursacht werden. Diese Anfor-
derung wird unverandert beibehalten und korrespondiert mit dem bauplanungsrechtlichen
Ricksichthnahmegebot nach § 15 Absatz 1 Satz 2 der Baunutzungsverordnung.

Nach Nummer 4 sind die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse zu

wahren. Diese neue Anforderung korrespondiert mit dem gleichlautenden Tatbestandsmerk-
mal nach § 34 Absatz 1 BauGB.

Satz 2 a.F. wird entsprechend der Synopse zur MBO-Fortschreibung (Stand 06.02.2026) zu
TOP 2.3 der 245. Sitzung der FK-Bautechnik am 04./05.03.2026 gestrichen, da die neue EU-
Bauproduktenverordnung 2024/3110 unmittelbar gilt. Eine besondere Beriicksichtigung im
Rahmen der allgemeinen Schutzzielanforderungen der Generalklausel bedarf es daher nicht
mehr.

Satz 3 a.F. wurde hinsichtlich der Anwendbarkeit der Generalklausel auch fur die Beseiti-
gung von Anlagen in den umgestalteten Aufzéhlungskatalog des Satzes 1 Ubernommen.

In Anlehnung an DIN EN 15643 ,Nachhaltigkeit von Bauwerken — Bewertung der Nachhaltig-
keit von Gebauden® sowie dem Leitfaden Nachhaltiges Bauen des Bundes kdnnen die Di-
mensionen und Prinzipien des nachhaltigen Bauens Uber die drei Sdulen der Nachhaltigkeit:
Okologie, Okonomie und Soziokultur beschrieben werden. Ergénzt werden die drei S4u-
len/Dimensionen der Nachhaltigkeit in Bezug auf das Nachhaltige Bauen um die technische
Qualitat, die Prozessqualitat eines Gebaudes sowie um Standortmerkmale

Der Grad der Nachhaltigkeit eines Gebaudes richtet sich nach diesen sechs Nachhaltigkeits-
qualitaten. Alle genannten Qualitaten stehen dabei in Wechselbeziehung zueinander und
werden Uber den gesamten Lebenszyklus betrachtet.

Das bedeutet, dass nicht allein der Beitrag zum Treibhauspotential Gber die Nachhaltigkeit
eines Gebaudes entscheidet. Vielmehr ist das Gesamtbild entscheidend, bei dem u. a. auch
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der Energie- und Ressourcenverbrauch, der Flachenverbrauch und die Auswirkungen auf die
lokale Umwelt betrachtet werden missen.

Nachhaltigkeit zielt auf Ganzheitlichkeit in Zielen und Methoden ab. Dies entzieht sich struk-
turell der deutschen Rechtssystematik, die aus einzelnen Fach-Rechtsgebieten besteht. Die
abschlieliende Regelung ,der Nachhaltigkeit” im Bauordnungsrecht ist daher grundsatzlich
nicht moéglich. Es ware ein Ubergreifendes ,Nachhaltigkeitsrecht” erforderlich, welches das
Zusammenwirken verschiedenster Bereiche insbesondere bei einer so komplexen Sache wie
der Errichtung, dem Betrieb, dem Abbruch und der Bewirtschaftung von Gebauden Uber ei-
nen (unbekannt langen) Zeitraum durch einen (unbekannt grof3en) Nutzerkreis regelt. Ein-
zelne im Bauordnungsrecht regelbare Komponenten kénnen fir sich allein nicht ,nachhaltig*
sein, da es auf den Gesamtzusammenhang ankommt.

Aus dem System der Gefahrenabwehr nach der bauordnungsrechtlichen Generalklausel
gem. § 3 Satz 1 Nummer 1 lassen sich gegenwartig keine Anforderungen an bauliche Anla-
gen oder Bauprodukte im Hinblick auf den Klimaschutz und die Nachhaltigkeit stellen. Des-
sen nachbarschaftliche Konzeption ist zu eng gefasst, indem streng an die einzelne bauliche
Anlage oder das einzelne Bauprodukt angeknuipft wird. Es werden nur solche Auswirkungen
erfasst, die zeitlich und raumlich einem spezifischen Vorhaben zugerechnet werden kénnen.
Jedoch tragen die Errichtung einer einzelnen baulichen Anlage oder die Verwendung eines
einzelnen Bauprodukts kaum messbar zur Gefahrdung des globalen Klimas und den daraus
entstehenden schadlichen Folgen bei. Der globale Klimawandel entsteht aus einer Summe
von weltweiten Treibhausgasemissionen aller Emittenten, dessen schadliche Folgen indivi-
duell nicht genau zurechenbar und vorhersehbar sind. Dies ware aber flr eine hinreichend
wahrscheinliche Schadensprognose im Sinne der Gefahrenabwehr erforderlich.

Anforderungen an Nachhaltigkeit und Klimaschutz kénnten jedoch in der Bauordnung auch
aullerhalb der in § 3 Satz 1 Nummer 1 festgeschriebenen ,engen” Systematik der Gefahren-
abwehr nicht grundsatzlich ausgeschlossen sein. Die BremLBO erweist sich mit ihren Rege-
lungsinhalten bereits seit langerem als inkonsistent, indem diese auch Vorschriften enthalt,
die nicht originar der Gefahrenabwehr, sondern auch sozioékonomischen Aspekten dienen
(bspw. Regelungen zum Abstandsflachenrecht, der Schaffung hausnaher Kinderspielflachen,
der Begriinung baulicher Anlagen, der Deckung des vorhabenbezogenen Mobilitatsbedarfes
oder zur Herstellung baulicher Barrierefreiheit).

Bereits mit der LBO-Novelle 1995 wurde die bauordnungsrechtliche Generalklausel in § 3
Satz 1 deshalb um den Halbsatz 2 wonach ,insbesondere Leben und Gesundheit nicht ge-
fahrdet (siehe Satz 1 Nummer 1 der BremLBO-2026) sowie die naturlichen Lebensgrundla-
gen geschont (siehe Satz 1 Nummer 2 der BremLBO-2026) und keine unzumutbaren Belas-
tigungen verursacht werden® (sieche Satz 1 Nummer 3 der BremLBO-2026) und den Satz 2
,Dabei soll auf die Belange von Menschen mit Behinderungen Riicksicht genommen werden*®
(siehe Satz 1 Nummer 5 der BremLBO2026) erganzt.

Die Erganzung in Satz 1 Nummer 2 in Verbindung mit dem neuen Satz 3 um Ruicksicht-
nahme auch auf Aspekte der Nachhaltigkeit, des Klimaschutzes sowie der Klimaanpassung
soll deshalb indirekt auch die nachhaltige Nutzung natirlicher Ressourcen anregen oder eine
kreislauffahige Bauwirtschaft fordern.

Diese Erganzung stellt hinsichtlich dieser Themenfelder bis auf Weiteres jedoch nur eine
abstrakte Absichtserklarung dar und wird noch nicht mit konkreten Vorgaben hinterlegt, da
diese noch Gegenstand der aktuellen Gremiendiskussion der Bauministerkonferenz (ARG-
BAU) ohne einheitliches Meinungsbild sind und anschlieliend entweder in anderen Fachge-
setzen verankert oder durch Anforderungen in weiteren Vorschriften zunachst in der Muster-
bauordnung (MBO) oder durch Technische Baubestimmungen (MVV TB) konkretisiert wer-
den mussten, um auch Uberprifbar zu sein. Dies betrifft zum Beispiel

a)  Okobilanzangaben von Bauprodukten zur Erstellung von Okobilanzen fiir Gebaude
b)  Den Abfalleinsatz bei der Herstellung von Bauprodukten und
c) Die Wiederverwendung von Bauprodukten und Bauteilen
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Es kann im Rahmen dieser Novelle nur der appellative Versuch unternommen werden, alle
am Bau Beteiligten Personen im Rahmen ihrer Verantwortlichkeiten fur Schnittstellen und
positive Wechselwirkungen zu den anderen betroffenen Themenkomplexen zu sensibilisie-
ren.

Fir die weitere Hintergrundvertiefung der Thematik wird auf den Zwischenbericht der Pro-
jektgruppe Nachhaltigkeit verwiesen, der mit dem Thema ,Bauordnungsrechtlicher Rahmen
fur die Wieder- und Weiterverwendung von Bauprodukten und —teilen® als TOP 8.2 auf der
239. Sitzung der FK Bautechnik am 10./11. September 2024 diskutiert wurde.

Zu § 4 — Bebauung der Grundstiicke mit baulichen Anlagen
§ 4 bleibt unverandert gegeniber der BremLBO-2024.

§ 5 - Zugdnge und Zufahrten auf den Grundstiicken
§ 5 bleibt unverandert gegeniber der BremLBO-2024.

Zu § 6 — Abstandsflachen
§ 6 bleibt mit den Absatzen 1 bis 9 unverandert gegentber der BremLBO-2024.

(siehe
hierzu die mit der BremLBO-2024 eingeflihrten verfahrensrechtlichen Beschleunigungsrege-
lungen in § 62 Absatz 1 Satz 3 Nummer 3 und § 63 Absatz 2 zur Umsetzung der RED-II-
Richtlinie 2018/2001).

Der damaligen Prifregel folgend ist festzustellen, dass Windenergieanlagen vom Mast bis
zur Gondel, die bereits fur sich genommen abstandspflichtige bauliche Anlagenteile sein
kénnen, welche zusammen mit dem Rotor eine bauliche Einheit bilden, von der insgesamt
Wirkungen wie von Gebauden i. S. von § 6 Absatz 1 Satz 2 ausgehen.

Zunachst ist durch die antragstellende Person zu jedoch priifen, ob Teile der Windenergiean-
lage der Ruckausnahme entsprechend § 1 Absatz 2 Nummer 8 der EU-Maschinenrichtlinie
2006/42 EG oder ab dem 14. Januar 2027 der EU-Maschinenverordnung 2023/1230 unter-
fallen. Diese Anlagenteile sind vom Anwendungsbereich der BremLBO ausgenommen. Auf
die Ausfuhrungen zu § 1 Absatz 2 Nummer 8 in der Begriindung zur BremLBO-2024 wird
verwiesen.

Sofern die gesamte Anlage oder zumindest der betroffene Anlagenteil bauaufsichtlich zu be-
handeln ist, legt Satz 1 fest, dass abweichend von Absatz 6 Satz 1 die Abstandsflache fiir
Windenergieanlagen im AulRenbereich, in Gewerbe- und Industriegebieten oder in Sonderge-
bieten fur Windenergie 0,2 H, mindestens jedoch 3 Meter betragt.

Satz 2 stellt klar, dass sich die Tiefe der Abstandsflache sich bei Windenergieanlagen nach
deren Gesamthdhe bemisst, die sich aus der Nabenhdhe zuzliglich des Rotorradiusses
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ergibt. Die Nabenhdhe bezeichnet die Hohe, auf der sich der Rotor einer Windkraftanlage
befindet. Nach Satz 3 ist die Abstandsflache ist ein Kreis um den geometrischen Mittelpunkt
des Mastes.

Geringere als die so bestimmten Abstandsflachentiefen kébnnen unter Berlicksichtigung der
Abweichungsprivilegierung nach § 67 Absatz 1 Satz 3 Nummer 2 zugelassen werden, die je-
doch nicht in der besonderen Eigenart einer Windenergieanlage selbst begriindet sein darf,
da diese bereits in der reduzierten Abstandsflache bertcksichtigt ist. Besonderheiten, die
eine Abweichung rechtfertigen, kdnnen sich hinsichtlich des Grundstickszuschnitts, der To-
pographie oder einer besonderen stadtebaulichen Situation ergeben, z.B., wenn bei einer
AulRenbereichslage das betroffene Nachbargrundstiick unbebaut ist.

Absatz 9 ist im Zuge der schrittweisen Einflihrung der Umbauordnung bereits mit der LBO-
Novelle 2024 eingefugt worden.

Nach Nummer 5 sind bei rechtmafig bestehenden Gebauden abweichend von den Absat-
zen 1 bis 7 auch der Ersatz von Gebauden oder Gebaudeteilen innerhalb der bislang Ab-
messungen zulassig. Die dazugehoérige Begriindung wird nach Beschluss des 147. Baumi-
nisterkonferenz am 20./21 November 2025 zu TOP 10 betreffend die Fortschreibung der
Umbauvorschriften fur die MBO-2025 wie folgt gefasst:

Die Privilegierung nach Nummer 5 soll sicherstellen, dass der teilweise oder vollstandige Er-
satz von Gebauden oder Gebaudeteilen nicht zu einer Anwendung des aktuell geltenden Ab-
standsflachenrechts flhrt. Hierdurch wird ein sachgerechter Ausgleich zwischen dem Be-
standsschutzinteresse und dem Interesse der Nachbarschaft an einer hinreichenden Belich-
tung, Bellftung und Besonnung geschaffen. Letztere werden nach der Intention der Rege-
lung bei der Ersetzung von Gebauden oder Gebaudeteilen innerhalb der bislang bestehen-
den Abmessung nicht starker als zuvor in ihren 0.g. Belangen tangiert.

Zu § 7 — Teilung von Grundstiicken
§ 7 bleibt unverandert gegentiber der BremLBO-2024.

Zu § 8 — nicht liberbaute Flachen der bebauten Grundstiicke, Kinderspielflachen
§ 8 bleibt unverandert gegentber der BremLBO-2024.

Mit Bezug auf § 8 Absatz 2 Satz 1 wird klarstellend darauf hingewiesen, dass unter den Be-
griff ,Abstell- und Lagerplatze® auch erforderliche befestigte Flachen auf dem Baugrundsttick
fur die voriibergehende Aufbewahrung fester Abfallstoffe in Behaltern zur Erflillung der ab-
fallrechtlichen Trennpflichten fallen. Bei diesen Flachen handelt es sich um notwendige Kom-
plementarinfrastruktur von Gebauden, die zulassigerweise im notwendigen Umfang auf dem
Baugrundstlick errichtet werden dirfen und damit nicht dem Entsiegelungs- und Begru-
nungsgebot nach Absatz 1 Satz 1 unterliegen.

Zu § 9 - Gestaltung
§ 9 bleibt unverandert gegentiber der BremLBO-2024.

Zu § 10 — Anlagen der AuBenwerbung, Automaten
§ 10 bleibt unverandert gegentiber der BremLBO-2024.

Zu § 11 — Baustelle
§ 11 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2024.
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Zu § 12 — Standsicherheit
§ 12 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2024.

Zu § 13 — Schutz gegen schadliche Einfliisse
§ 13 Absatz 1 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2024.

In Absatz 2 wird Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b redaktionell an das zwischenzeitlich gean-
derte Bundesimmissionsschutzgesetz angepasst. Das BImSchG nennt in § 3 Absatz 5¢ bei
schutzbediirftigen Nutzungen, die der Seveso-llI-Richtlinie EU 2012/18 unterfallen und in

§ 70 Absatz 3 Satz 2 BremLBO aufgeflihrt sind, nur noch den konkreten angemessenen Si-
cherheitsabstand, der unverandert von der Immissionsschutzbehérde zu ermitteln ist. Die
bisherige Zwischendifferenzierung mit dem abstrakten Achtungsabstand wurde aufgegeben.

Zu § 14 — Brandschutz
§ 14 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2024.

Zu § 15 — Warme-, Schall-, Erschiitterungsschutz
§ 15 bleibt unverandert gegentiber der BremLBO-2024.

Zu § 16 — Verkehrssicherheit
§ 16 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2024.

Zu § 16a — Bauarten
§ 16 bleibt unverandert gegentiber der BremLBO-2024.

Zu § 16 b — Aligemeine Anforderungen fiir die Verwendung von Bauprodukten
§ 16 b bleibt unverandert gegenliber der BremLBO-2024.

Zu § 16¢ - Anforderungen fiir die Verwendung von CE-gekennzeichneten sowie nicht
seriengefertigten Bauprodukten

§ 16 ¢ wird in der Uberschrift um nicht seriengefertigte Bauprodukte ergéanzt und entspre-
chend der Synopse zur MBO-Fortschreibung vom 6. Februar 2026 nach Zustimmung der
245. Sitzung der FK Bautechnik am 04./05.03.2026 zu TOP 2.3 zu Anpassung an die neue
EU-Bauproduktenverordnung 2024/3110 wie folgt geadndert:

Die Vorschrift wird in die Absatze 1 bis 3 aufgeteilt. Absatz 1 entspricht unverandert Satz 1
a.F., wonach ein Bauprodukt, das die CE-Kennzeichnung tragt, verwendet werden darf,
wenn die erklarten Leistungen den in diesem Gesetz oder aufgrund dieses Gesetzes festge-
legten Anforderungen fiir diese Verwendung entsprechen.

Die Nicht-Serienfertigung nach Art. 14 VO (EU) 2024/3110 unterliegt der harmonisierten
Zone nach Art. 11 (EU) 2024/3110. Allerdings durfen zur Durchfiihrung von Art. 14 harmoni-
sierte Bewertungsmethoden und -systeme (wiederholend) in nationalen Vorschriften festge-
legt werden. Bei den Bewertungen und Uberpriifungen diirfen die nationalen Vorschriften
nicht mehr fordern als die gemaf Art. 10 festgelegten (Art. 11 Abs. 3 lit. f)). Daher durfte
auch die Erteilung von abZ und ZiE fur Nicht-Serienfertigungen nach Art. 14 VO (EU)
2024/3110 ausgeschlossen sein.
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Es bedarf daher im neuen Absatz 2 einer eigenstandigen Regelung in der MBO flr Pro-
dukte, bei denen der Hersteller beschlief3t, unter den Voraussetzungen des Art. 14 VO (EU)
2024/3110 keine Leistungs- und Konformitatserklarung abzugeben, wenn er das Produkt in
Verkehr bringt.

Absatz 3 entspricht Satz 2 a.F. und wird redaktionell an die VO (EU) 2024/3110 angepasst.

Zu § 17 - Verwendbarkeitsnachweise
§ 17 bleibt unverandert gegentiber der BremLBO-2024.

Zu § 18 - Aligemeine bauaufsichtliche Zulassung

§ 18 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2024.

Zu § 19 - Allgemeines bauaufsichtliches Priifzeugnis
§ 19 bleibt unverandert gegentiber der BremLBO-2024.

Zu § 20 - Nachweis der Verwendbarkeit von Bauprodukten im Einzelfall
§ 20 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2024.

Zu § 21 - Ubereinstimmungsbestatigung
§ 21 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2024.

Zu § 22 - Ubereinstimmungserklirung der Herstellerin oder des Herstellers
§ 22 bleibt unverandert gegentiber der BremLBO-2024.

Zu § 23 - Zertifizierung
§ 23 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2024.

Zu § 24 - Priif-, Zertifizierungs-, Uberwachungsstellen
§ 24 bleibt unverandert gegentiber der BremLBO-2024.

Zu § 25 - Besondere Sachkunde- und Sorgfaltsanforderungen
§ 25 bleibt inhaltlich unverandert gegentiber der BremLBO-2024.

Lediglich Absatz 2 wird entsprechend der Synopse zur MBO-Fortschreibung vom 6. Februar
2026 nach Zustimmung der 245. Sitzung der FK Bautechnik am 04./05.03.2026 zu TOP 2.3
redaktionell an die neue EU-Bauproduktenverordnung 2024/3110 angepasst.

Zu § 26 - Aligemeine Anforderungen an das Brandverhalten von Baustoffen und Bau-
teilen

§ 26 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2024.
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Zu § 27 — Tragende Wande, Stitzen
§ 27 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2024.

Zu § 28 — AuBenwéande
§ 28 bleibt unverandert gegentiber der BremLBO-2024.

Zu § 29 — Trennwénde
§ 29 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2024.

Zu § 30 —Brandwénde
Absatz 1 bleibt unverandert gegeniiber der BremLBO-2024.

Die Absiétze 2 und 3 werden entsprechend dem Beschluss der 145. BMK vom
26./27.09.2024 zu TOP 18a wieder an den urspriinglichen Wortlaut der MBO-2023 ange-
passt. Sie bleiben damit formal nach negativem Beschluss sowohl der 142 BMK zu TOP 11
am 23./24.11.2023 (Aussetzung wg. unklarer Kostenauswirkungen) als auch der 145.BMK
am 26./27.11.2024 zu TOP 18a (Ruckuberweisung an den ABSW mit der Bitte um erneute
Prifung) zur MBO-Fortschreibung bis auf Weiteres unverandert gegeniber dem urspriingli-
chen Regelungsinhalt der BremLBO-2022.

Absatz 4 bleibt unverandert gegeniiber der BremLBO-2024.

Die Absatze 5 bis 7 werden entsprechend dem Beschluss zu TOP 11 der 147. BMK vom
20./21.11.2025 zur Vereinfachung brandschutztechnischer Regelungen in der MBO wie folgt
angepasst:

In Absatz 5 wird die Folge der bisherigen Satze 1 bis 4 zur besseren Verstandlichkeit ange-
passt.

Satz 1 bleibt unverandert und regelt, dass Brandwande sind 0,30 m Uber die Bedachung zu
fuhren oder in Hohe der Dachhaut mit einer beiderseits 0,50 m auskragenden feuerbestandi-
gen Platte aus nichtbrennbaren Baustoffen abzuschlieRen; dariber dirfen brennbare Teile
des Daches nicht hinweggeflhrt werden.

Satz 4 a.F. wird Satz 2 und schreibt vor, dass verbleibende Hohlrdume sind vollstandig mit
nichtbrennbaren Baustoffen auszufullen sind.

Satz 2 a.F. wird Satz 3 und legt fest, dass bei Gebauden der Gebaudeklassen 1 bis 3 Brand-
wande mindestens bis unter die Dachhaut zu fiihren sind.

Satz 3 a.F. wird Satz 4 und regelt, dass Satz 3 auch fur am 1. Juli 2024 rechtmaRig beste-
hende Gebaude entsprechend gilt, die durch Dachausbau zur Schaffung von Wohnraum zu
einem Gebaude der Gebaudeklasse 4 werden.

Satz 5 wird neu hinzugefuigt und stellt erleichternd klar, dass brennbare Dachlatten zulassig
sind, wenn sie hohlraumfrei in nichtbrennbare, im Brandfall formstabile Dammstoffe einge-
bettet sind; dies gilt entsprechend fir bauphysikalisch notwendige Folien, wenn sie im Be-
reich der Brandwand hohlraumfrei verlegt und ober und unterseitig vollstandig von nicht-
brennbaren Baustoffen abgedeckt sind.

Diese Anforderung schafft eine Regelzulassigkeit fiir das Hinwegfiihren von hélzernen Dach-
latten und brennbaren Folien als Abdichtung/Dampfsperre tUber den oberen Abschluss von
Brandwanden. Unter den genannten Bedingungen, insbesondere einer hohlraumfreien Ein-
bettung in nichtbrennbare Baustoffe, ist dies brandschutztechnisch vertretbar. Dadurch wird
vermieden, dass fir solche, in der Baupraxis regelmaRig vorkommenden Falle stets einzel-
fallbezogen die Zulassung einer Abweichung nach § 67 erforderlich wird, oder fir eine geset-
zeskonforme Ausfiihrung ein unangemessen hoher bautechnischer Aufwand entsteht.
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Absatz 6 bleibt unverandert gegentiber der BremLBO-2024.

In Absatz 7 wird Satz 1 um einen Halbsatz 2 erganzt. Satz 1 Halbsatz 1 regelt unverandert
gegeniiber der BremLBO-2024, dass Bauteile mit brennbaren Baustoffen dirfen Gber Brand-
wande nicht hinweggeflhrt werden dlirfen; der erganzte Halbsatz 2 regelt, dass § 40 Absatz
1 Satz 2 unberihrt bleibt. Dies vor dem Hintergrund, dass der Arbeitskreis Technische Ge-
baudeausristung im Rahmen der 147. Sitzung beschlossen hat, bei einer kommenden Fort-
schreibung der Muster-Leitungsanalgen-Richtlinie (MLAR) eine Regelerleichterung fiir die
Brandwanduberflihrung von Leitungen oberhalb der Dachhaut aufzunehmen, von der ange-
nommen werden kann, dass die bauaufsichtlichen Anforderungen an den Brandschutz erfiillt
werden. Diese Erleichterung soll ohne weiteren Nachweis angewendet werden kénnen. Mit
der Erganzung von Satz 1 um den Halbsatz 2 wird diese Vorgehensweise bauordnungs-
rechtlich eréffnet.

Die Satze 2 und 3 bleiben unverandert gegenlber der BremLBO-2024. Nach Satz 2 sind bei
Aufienwandkonstruktionen, die eine seitliche Brandausbreitung beginstigen kdnnen wie hin-
terltfteten AuRenwandbekleidungen oder Doppelfassaden, gegen die Brandausbreitung im
Bereich der Brandwande besondere Vorkehrungen zu treffen. Nach Satz 3 missen Aul3en-
wandbekleidungen von Gebaudeabschlusswanden einschlie3lich der Dammstoffe und Un-
terkonstruktionen nichtbrennbar sein.

Satz 4 wird neu hinzugefligt und regelt, dass abweichend von Satz 1 und 3 Dammstoffe aus
schwerentflammbaren Baustoffen bis zu einer Héhe von 0,50 m Uber der Gelandeoberflache
zuldssig sind. Der neue Satz 4 lasst damit schwerentflammbare Dammstoffe auf Aulenwan-
den in einem brandschutztechnisch unbedenklichen Ausmaf an einer fur die Brandbekamp-
fung gut erreichbaren Stelle zu. Im Anschlussbereich zwischen Brandwand und Au3enwand
sowie bei Gebaudeabschlusswanden kommt im Bereich der Gelandeoberflache es haufig zu
einer Beaufschlagung der Wand mit Spritzwasser. Dammstoffe, die gegen diese Beaufschla-
gung langfristig widerstandsfahig sind, bestehen meist aus schwerentflammbaren Baustof-
fen. Durch die Regelung wird das Erfordernis einer einzelfallbezogenen Abweichung nach

§ 67 vermieden.

Satz 5 bleibt gegenlber der BremLBO-2024 unverandert und legt fest, dass Bauteile in
Brandwande nur soweit eingreifen dirfen, dass deren Feuerwiderstandsfahigkeit nicht beein-
trachtigt wird; fur Leitungen, Leitungsschlitze und Schornsteine gilt dies entsprechend.

Die Absitze 8 bis 11 bleiben unverandert gegenuber der BremLBO-2024.

Zu § 31 —Decken
§ 31 bleibt unverandert gegentiber der BremLBO-2024.

Zu § 32 —Décher
In § 32 bleiben die Absétze 1 bis 10 unverandert gegenlber der BremLBO-2024.
Zu Absatz 10 — Dachflachenbeschaffenheit muss Photovoltaik erméglichen

Absatz 10 wurde bereits mit der LBO-Novelle 2024 in Anlehnung an § 32a Absatz 1 Satz 1
der Niedersachsischen Bauordnung in der Anderungsfassung vom 10. November 2021 (Nds.
GVBI. Nr. 43/2021, Seite 732) eingefugt und schreibt nunmehr in Satz 1 verpflichtend vor,
dass bei der Errichtung oder wesentlichen Anderung von verfahrenspflichtigen Gebauden in
Analogie zu § 2 Absatz 2 des Bremischen Gesetzes zur Beschleunigung des Ausbaus von
Anlagen zur Stromerzeugung aus solarer Strahlungsenergie (Bremisches Solargesetz /
BremSolarG) vom 2.Mai 2023 (Brem.GBI. S. 443) die betroffene Tragkonstruktion so zu be-
messen ist, dass Verpflichtungen nach dem Bremischen Solargesetz zur Errichtung von An-
lagen zur Erzeugung von Strom durch Nutzung solarer Strahlungsenergie (Photovoltaikanla-
gen) auf Dachflachen erfullt werden kénnen.
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Die Einhaltung dieser Anforderung ist im Standsicherheitsnachweises des Gebaudes zu do-
kumentieren und — sofern erforderlich — auch Gegenstand einer bauaufsichtlichen Prifung
des Standsicherheitsnachweises nach § 66 Absatz 3 BremLBO.

Konkrete rechtliche Verpflichtungen zur Errichtung von Photovoltaikanlagen auf geeigneten
Dachflachen, sind nicht in der Bremischen Landesbauordnung, sondern im Bremischen So-
largesetz geregelt, welches dem Regelungsbereich des Energierechts zuzurechnen ist. Die
Uberprifung der Einhaltung der dort geregelten Verpflichtungen ist nicht Gegenstand des
bauaufsichtlichen Prif- und Beteiligungsverfahrens, da flr den Vollzug des BremSolarG die
unteren Energiebehdrden des Landes Bremen in eigener fachlicher Verantwortung zustandig
sind und § 64 Satz 1 Nummer 4 die Prifung der Einhaltung der Anforderungen des Energie-
rechts ausdrucklich vom bauaufsichtlichen Prufprogramm ausnimmt.

Der Bauherrin oder dem Bauherren ist daher anzuraten, in Zweifelsfallen eine Vorabstim-
mung mit der auf kommunaler Ebene fiir den Vollzug der Energiewende zustandigen Stelle
durchzufuihren, bevor der Bauantrag bei der unteren Bauaufsichtsbehorde eingereicht wird.

Nur bei Vorliegen einer Ausnahme nach § 4 BremSolarG oder Erteilung einer Befreiung nach
§ 6 BremSolarG sind diese Tatbestande Grundlage fiir einen Abweichungsantrag nach § 67
BremLBO.

Daruber hinaus kann es Falle geben, in denen zu einem spateren Zeitpunkt aufgrund gean-
derter Bedingungen doch noch eine Photovoltaik-Anlage auf der Dachflache aufgebracht
werden soll, z.B. wenn der bisherige Verschattungsgrund entfallen ist. Von daher erscheint
es sinnvoll, von vornherein ein Dach mit einer ausreichenden Tragfahigkeit vorzuhalten.

Satz 2 stellt klar, dass Absatz 11 unberihrt bleibt, d.h. dass bei Flachdachflachen die im Ab-
satz 11 geregelte Begriinungsverpflichtung erganzend zu bertcksichtigen ist.

Zu Absatz 11 — Begriinung von Flachdachflachen

Absatz 11 wurde ebenfalls mit der LBO-Novelle 2024 eingefiigt und Gbernimmt redaktionell
gestrafft § 4 des Ortsgesetzes Uber die Begrinung von Freiflachen und Flachdachflachen in
der Stadtgemeinde Bremen (Begriinungsortsgesetz Bremen) vom 28. Marz 2023 (Brem.GBI.
S. 282) in Landesrecht. Die Vorschrift dient der Umsetzung der in der Generalklausel in § 3
Satz 1 Nummer 2 verankerten Aspekte der Klimaanpassung und des Klimaschutzes.

Satz 1 entspricht § 4 Absatz 1 BegriinungsOG a.F. und enthalt die materiellen Grundanforde-
rungen an die Begrunung von Flachdachflachen, deren Legaldefinition in § 2 Absatz 19 und
20 ubernommen worden sind. Entsprechend der Vorschrift sind Flachdachflachen ab insge-
samt 50 Quadratmetern flachig und dauerhaft zu begrinen.

Der bereits mit dem BegriinungsOG-2023 auf 50 m? herabgesetzte Schwellenwert fir die
verpflichtende Dachbegrinung knupft an die bestehenden Flachenbeschrankungen fur ver-
fahrensfreie Bauvorhaben im Aufzahlungskatalog nach § 61 Absatz 1 an. Regelungsziel ist,
verfahrensfreie Bauvorhaben nicht von der Begriinungspflicht zu erfassen, um diese auch
zukunftig kostengunstig errichten zu kénnen. So sind z.B. nach § 61 Absatz 1 Nummer 1
Buchstabe b) BremLBO Garagen einschliellich Uberdachter Stellplatze wie z.B. Carports
und — mit dieser Novelle klargestellt — auch Uberdachte Fahrradabstellplatze bis 50 m? wei-
terhin verfahrensfrei, so dass fur solche Vorhaben keine Begrinungspflicht besteht.

Andererseits fallen seit dem 2023 nachgescharften BegriinungsOG auch Reihenhauszeilen
mit Flachdachern, die z. B. bei durchschnittlicher Breite von ca. 5,00 Metern und einer Lange
von mehr als 10,00 Metern Uber eine Flachdachflache von mehr als 50 m? je Nutzungsein-
heit verfligen, unabhangig von einer mdglichen Teilung nach Wohnungseigentumsgesetz
(WEG) in den Anwendungsbereich der Vorschrift.

Reihenhauser in der Rechtsform nach WEG werden bauordnungsrechtlich als ein Gebaude
betrachtet, wenn diese einzelnen Nutzungseinheiten (Hausgrundstiicke im Sondereigentum)
in baulicher Verbindung miteinander stehen, z.B. gemeinsame Regenrinnen, durchgangige

Seite 38



Begriindung zur Anderung der Bremischen Landesbauordnung (BremLBO-2026),
Fassung vom 30. Juni 2026

Dacheindeckung, gemeinsame Trennwand. In diesem Fall wird die gesamte Dachflache aller
Hausgrundstiicke (Grundstlicksbezug) zugrunde gelegt, so dass auch Flachdachflachen von
WEG-Reihenhausern zukulnftig zu begriinen sind, selbst wenn die Dachflache einzelner
Hausgrundstiicke den Schwellenwert von 50 m? unterschreiten sollte.

Sofern bei real geteilten Reihenhausern die Flachdachflache je Grundstiick unterhalb des
Schwellenwertes von 50 m? liegt, bleibt es bei einer freiwilligen Dachbegriinungsentschei-
dung durch den Eigentimer. Gleiches gilt flr die Begriinung verfahrensfreier Bauvorhaben,
denn bei solchen vergleichsweise kleinen eingeschossigen ,Zubehdérbauten® wiirde eine ver-
pflichtende Dachbegriinung zu unzumutbaren Mehrkosten fihren.

Dem Wortlaut der Vorschrift folgend, sind die entsprechenden Flachdachflachen flachig und
dauerhaft zu begrunen, d. h. es ist die gesamte Dachflache in die Begriinung einzubeziehen,
die aus dauerhaftem Pflanzenmaterial, wie Sedum-, Erikazeen- oder Graserpflanzen bestehen
muss, welche auch winterbestandig ist.

Die Nummern 1 und 2 enthalten die von der Bauherrschaft oder der Entwurfsverfasserin
oder dem Entwurfsverfasser durchzufiihrenden Prifungen der méglichen Ausnahmetatbe-
stéande von der Dachbegrinungsverpflichtung, um die Vorschrift auch weiterhin direkt ables-
bar auszugestalten.

Die Verpflichtung wird nach Nummer 1 dergestalt eingeschrankt, dass unter Berticksichti-
gung von Absatz 4 Nummer 2 die Beschaffenheit, Konstruktion und Gestaltung der Dachfla-
che eine Begriinung zulasst. Diese Tatbestandsmerkmale sind kumulativ zu erfllen.

Der mit Uberﬁjhrung in die BremLBO direkt mégliche Verweis auf Absatz 4 Nummer 2, wo-
nach begriinte Bedachungen abweichend von den Anforderungen der Absatze 1 und 2 zu-
I&ssig sind, wenn eine Brandentstehung bei einer Brandbeanspruchung von auf3en durch
Flugfeuer und strahlende Warme nicht zu befiirchten ist oder Vorkehrungen hiergegen ge-
troffen werden entspricht inhaltlich § 4 Absatz 3 des nunmehr entbehrlichen BegrinungsOG.

Entsprechend Absatz 1 muss die Dachhaut gegen Flugfeuer und strahlende Warme wider-
standsfahig sein (harte Bedachung). Das Brandverhalten von Bedachungen ist in der Regel
nach DIN 4102 Teil 7 (Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen, Bedachungen, Begriffe,
Anforderungen und Prifungen) nachzuweisen. Diese Prufnorm ist fir die Beurteilung be-
grunter Dacher - Extensivbegrinungen, Intensivbegrinungen, Dachgarten — jedoch ungeeig-
net.

Die nachfolgenden Ausfuhrungen wurden aus dem Mustererlass der ARGEBAU zum Thema
,Brandverhalten begriinter Dacher“ vom Juni 1989 ibernommen und sind bei der Planung
und Bauausfiihrung zu beachten:

1. Dacher mit Intensivbegrinung und Dachgarten — das sind solche, die bewassert und
gepflegt werden und die in der Regel eine dicke Substratschicht aufweisen — sind ohne
weiteres als widerstandsfahig gegen Flugfeuer und strahlende Warme (harte Beda-
chung) zu bewerten.

2. Bei Dachern mit Extensivbegrinungen durch Gberwiegend niedrig wachsende Pflanzen
(z. B. Gras, Sedum, Eriken) ist ein ausreichender Widerstand gegen Flugfeuer und
strahlende Warme gegeben, wenn

2.1. eine mindestens 3 cm dicke Schicht Substrat (Dachgartnererde, Erdsubstrat) mit
héchstens 20 Prozent organischen Bestandteilen vorhanden ist. Bei Begriinungsauf-
bauten, die dem nicht entsprechen (z. B. Substrat mit hdherem Anteil organischer Be-
standteile, Vegetationsmatten aus Schaumstoff) ist ein Nachweis nach DIN 4102 Teil 7
bei einer Neigung von 15° und im trockenen Zustand (Ausgleichsfeuchte bei Klima
23/50) ohne Begriinung zu fihren;

2.2. Gebaudeabschlusswande, Brandwande oder Wande, die an Stelle von Brandwanden,
zuldssig sind, in Abstanden von héchstens 40 Metern mind. 30 cm Uber das begriinte
Dach, bezogen auf Oberkante Substrat bzw. Erde gefiihrt sind. Sofern diese Wande
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aufgrund bauordnungsrechtlicher Bestimmungen nicht tiber Dach gefiihrt werden mus-
sen, genugt auch eine 30 cm hohe Aufkantung aus nichtbrennbaren Baustoffen oder
ein 1 Meter breiter Streifen aus massiven Platten oder Grobkies;

2.3. vor Offnungen in der Dachflache (Dachfenster, Lichtkuppeln) und vor Wanden mit Off-
nungen ein mind. 0,5 Meter breiter Streifen aus massiven Platten oder Grobkies ange-
ordnet wird, es sei denn, dass die Brustung der Wando6ffnung mehr als 0,8 Meter tUber
Oberkante Substrat hoch ist. Vor Dachausstiegen ist eine Flache von mind. 1 Metern
x 1 Metern mit massiven Platten oder Grobkies zu belegen;

2.4. bei aneinandergereihten giebelstandigen Gebauden im Bereich der Traufe ein in der
Horizontalen gemessener mindestens 1 Meter breiter Streifen nachhaltig unbegrint
bleibt und mit einer Dachhaut aus nichtbrennbaren Baustoffen versehen ist.

Hinsichtlich des erforderlichen Nachweises der Standsicherheit der baulichen Anlage im Sinne
des § 12 muss die Auflast einer Dachbegrinung zusétzlich zu den Lasten aus Schnee und
Wind bericksichtigt werden. Das Gewicht der Dachbegriinung ist dabei im wassergesattigten
Zustand anzusetzen.

Bei lose verlegter oder nur teilweise befestigter Dachabdichtung bzw. Dranelementen muss
die Abhebesicherung fur Windsoglasten nachgewiesen werden (ausreichende Auflast oder
Befestigung). Die Windlasten sind abhangig von Dachneigung, Ausbildung der Traufbereiche,
Gebaudehohe und -breite.

Nach Nummer 2 darf durch die Begrinung kein wirtschaftlich unzumutbarer Mehraufwand
entstehen. Auf diese Begrifflichkeit wird einschrankend ebenfalls und in § 50 Absatz 5 hinsicht-
lich méglicher Abweichungen von der baulichen Barrierefreiheit Bezug genommen.

Der Begriff der ,unzumutbaren Mehrkosten® ist ein verwaltungsgerichtlich nachprufbarer un-
bestimmter Rechtsbegriff und findet seinen Ausfluss im Rechtsstaatsprinzip gemaf Artikel 20
Absatz 3 des Grundgesetzes. Die Regelung des § 58 Absatz 4 BremLBO (umfassendes Nach-
besserungsverlangen der Behérde bei Anderung des vorhandenen Bestandes mdglich) ent-
halt den Begriff ebenfalls und verfolgt den gleichen Regelungszweck auch bei der Prufung zur
Begriinung baulicher Anlagen oder zur Herstellung einer baulichen Barrierefreiheit.

Die Regelung dient Einschrankung der gesetzlichen Ermachtigung im Ruckgriff auf den Vor-
behalt der VerhaltnismaRigkeit jedes staatlichen Handelns. Durch diese Einschrankung kann
folglich auch ausgeschlossen werden, dass die Anwendung dieser Vorschrift zu einer Enteig-
nung oder einem enteignungsgleichen Eingriff fuhrt.

Wann eine Unzumutbarkeit der Grindachherstellung vorliegt, ist anhand des jeweiligen Ein-
zelfalles zu bestimmen. Auf diese Weise kann bei jedem in Betracht kommenden Bauobjekt
auf die Umstande des jeweiligen Falles Bezug genommen werden. Von unzumutbaren Mehr-
kosten, die eine Ausnahme von der Begrinungspflicht begriinden, kann regelmafig ausge-
gangen werden, wenn die Mehrkosten fiir die sonst nicht vorgesehene Dachbegriinung unter
Bertcksichtigung der Art und Dauer der geplanten Nutzung sich in einem Bereich zwischen
5 und 10 % der Kosten des gesamten Bauwerks oder dariiber bewegen. Hierbei sind auch die
Kosten in Verbindung mit einer nach dem BremSolarG erforderlichen Photovoltaikausstattung
zu berucksichtigen. Die Bauherrin oder der Bauherr hat mit den Bauvorlagen einen diesbe-
zuglichen Nachweis beizufligen.

Wird im Rahmen der Erstellung des Bauantrages ein Ausnahmetatbestand nach den Num-
mern 1 oder 2 ermittelt und nachvollziehbar dokumentiert, entfallt die Begrinungsverpflich-
tung, ohne dass eine behdérdliche Abweichungsentscheidung nach § 67 BremLBO erforder-
lich wird.

Satz 2 entspricht unverandert § 4 Absatz 1 Satz 2 BegriinungsOG a.F. und legt die Grund-
anforderung fest, dass die durchwurzelbare Schichtdecke mindestens 10 Zentimeter betra-
gen muss.
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Gemeint ist die Vegetationstragschicht ohne Dran-, Filter-, Vlies- und Speicherelemente. Die
Mindestschichtdicke liegt damit im unteren Bereich der Substratstarken fur extensive Dach-
begriingen fur die 8 bis 15 cm ublich sind. Dadurch wird einerseits das Erreichen der beab-
sichtigen Ziele weitgehend ermdglicht und andererseits ist mit den Vorgaben kein unverhalt-
nismafig hoher Aufwand verbunden.

Eine fachgerechte Ausfiihrung der Dachbegriinung ist nach den aktuellen Regeln der Technik
zu gewahrleisten. Fir die bauliche Umsetzung von Dachbegrinungen kénnen die folgenden
Richtlinien zu Rate gezogen werden, die als technische Regeln zu beachten sind, aber keinen
rechtsverbindlichen Charakter im Sinne einer technischen Baubestimmung nach § 85
BremLBO besitzen:

o fachgerechte Ausfiihrung der Dachabdichtung nach den Flachdach-Richtlinien und den
Dachabdichtungsnormen (DIN 18531 und DIN 18195),

o Richtlinie fir die Planung, Ausfihrung und Pflege von Dachbegriinungen der For-
schungsgesellschaft Landschaftsentwicklung Landschaftsbau e.V. in Bonn (kurz: FLL-
Dachbegriinungs-Richtlinie),

o Richtlinien fur die Planung und Ausfuhrung von Dachern mit Abdichtungen (kurz: Flach-
dachrichtlinien), Teil des Fachregelwerks des Zentralverbandes des Deutschen Dach-
deckerhandwerks (ZVDH).

Die folgenden Kostenangaben gelten fir Extensivbegriinungen, da bei Intensivbegriinungen
und Dachgarten grof3e Unterschiede in der Ausfihrung und Machtigkeit der Schichtdicke auch
grolRe Preisdifferenzen bedingen. Die Brutto-Preise, die im Zuge von Férderantragen v.a. im
Bestand in Bremen von 2022 bis 2025 ermittelt wurden, liegen im Mittel bei ca. 150 Euro pro
gm begrunter Flache; allerdings mit gro3en Unterschieden, die dadurch bedingt sind, dass
verschiedene Randbedingungen der individuellen Férderantrage preisbestimmenden Einfluss
haben kdnnen (Gebaudeneubau oder Nachrustung eines vorhandenen Daches, Grofe der
Dachflache, Aufbauart, wurzelfeste Abdichtung enthalten, Statikverbesserung notwendig/be-
antragt, anbietender Betrieb, Umsetzung in Eigenbau usw.). Die Aufzahlung verdeutlicht, wa-
rum die ermittelten Zahlen — auch wegen der geringen Anzahl auswertbarer Antrage — mit
Bedacht zu nutzen sind. GroRe Dachflachen lassen sich bereits gunstiger begriinen, bei sehr
kleinen Dachflachen schnellen die Preise oft nach oben, so dass sogar mehr als 200 Euro/gm
gezahlt werden — das ist jedoch nicht mit (Wohn- oder Gewerbe-) Gebaudebegriinungen zu
vergleichen. Den Angaben vom Bundesverband Gebaudegrin (BuGG e.V.) zur Dachbegri-
nung im Neubau sind folgende Kostenansatze zu entnehmen (aus Broschiire ,Innovation
Dachbegrinung® mit Stand 01/2023): extensive Begriinungen mit Preisen von 30 bis 60 €/m?
und intensive Begrinungen mit Preisen ab 80 €/m2. Preise speziell flir kombinierte PV-Grin-
Déacher liegen nicht vor. Hier ist eine groRe Preisspanne fur Aufstanderungen, PV-Module und
Elektroarbeiten zu erwarten.

Je kleiner die zu begriinende Dachflache, umso hdher gestalten sich die Kosten pro Quad-
ratmeter. Im Umkehrschluss sinken die Erstellungskosten pro gm mit der wachsenden Gréfe
der Flache stark. Die Ausflihnrungen beruhen auf Daten der Untersuchung der HafenCity Uni-
versitat Hamburg ,Hamburgs Griindéacher — Eine Okonomische Auswertung“ (Oktober 2017)
und den Auswertungen des Projekts KURAS (www.kuras-projekt.de). Dort wurden flr ver-
schiedene Gebaude die Anteile des Griindachs an den Bauwerkskosten berechnet. Fir ein-
bis zweigeschossige Gebaude liegen sie bei ca. 1,5 %, bei einem sechsgeschossigen Ge-
baude bei 0,4 % der Bauwerkskosten. Die Zusatzkosten sinken bei mehrgeschossiger Bau-
weise mithin stark.

Im Vergleich dazu werden flr einen Kiesbelag auf Flachdachern von Hamburg und vom Deut-
schen Dachgartnerverband (DDV) die Kosten mit 10 Euro/gm angegeben. Die Flachdacher
mit Kiesabdeckung haben respektive Bitumenbahnabdichtung eine kiirzere Lebensdauer. Die
Haltbarkeit wird mit 20 Jahren ohne und 40 Jahren mit Begriinung angegeben. Dieses hat
entsprechende Auswirkungen auf die Lebenszykluskosten. Bei einer Betrachtung der beiden
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Varianten Uber 40 Jahre ergibt sich unter den Verhaltnissen in Bremen ein annahernd ver-
gleichbarer Kostenbarwert.

Das Positionspapier DDV zur Festsetzung begriinter Dacher in B-Planen flhrt an, dass die
Zusatzkosten fir eine Dachbegriinung bei den pflegearmen Extensivbegriinungen bei 30 bis
50 Euro/gm Dachflache liegen. Weitere Kosten entstehen durch Pflegearbeiten. Dem stehen
Einsparungen bei den Betriebskosten (Hitzeabschirmung, Warmedammung, Niederschlags-
wassergebuhren) entgegen. Die Kostenangaben sind immer auf die Dachflache und nicht auf
die Wohnungsgrolie zu beziehen.

Die jahrlichen Kosten fur die Pflege der extensiven Dachbegriinungen belaufen sich auf etwa
1 Euro/gm bei gréf3eren und bis zu 2,50 Euro /gm bei kleineren Dachern. Bei einem Dach
von 1.000 gm begrunter Flache kommen also 1.000 bis 1.500 Euro pro Jahr an Unterhal-
tungskosten dazu. Hiervon waren die Wartungskosten fiir ein Dach mit Bitumenbahnabdich-
tung sowie 70 % der Regenwassergeblhr (verminderter Geblhrensatz) abzuziehen. Es er-
geben sich jahrliche Mehrkosten von 300 bis 800 Euro. Werden die Pflegekosten in Relation
zur vermieteten Wohnflache gesetzt, so lassen sich moégliche Steigerungen der Wohnkosten
abschatzen. Bei mehrgeschossigen Wohngebauden sind — je nach GrélRe der vermieteten
Flache — Mehrkosten von 0,06 bis 0,27 Euro pro Quadratmeter, bei kleineren, ein- bis zwei-
geschossigen Gebauden von 1 — 2 Euro pro Quadratmeter jahrlich zu erwarten.

Kostenmindernd sind Einsparungen bei der Niederschlagswassergebuhr und — fur Vorhaben
im bisherigen Aufdenbereich — bei Anwendung der Eingriffsregelung gegenuber zu stellen. Die
fur Dachflachen erhobene Niederschlagswassergebihr vermindert sich in der Stadtgemeinde
Bremen fUr Grindacher mit fachgerecht angelegter Intensiv- oder Extensivbegriinung ab einer
Substratschicht von 5 cm Starke, die nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik
hergestellt worden sind, auf 30 % des fur das Standarddach erhobenen Satzes laut § 6 Ent-
wasserungsgebihrenortsgesetz (EGebOG).

Im Zusammenhang mit dem beschleunigten Klimawandel und der damit einhergehenden zu-
nehmenden Hitzebelastung insbesondere in dicht bebauten und stark versiegelten urbanen
Gebiete ist die Funktion von Grindachern zur Kiihlung der Stadt hervorzuheben. So verringert
sich in den Raumen unter begriinten Dachern der Kihlbedarf in den zunehmend heilten Som-
mermonaten und gesundheitliche Risiken durch intensivere Hitzewellen kdnnen verringert
werden.

Fur naturschutzrechtlich erforderliche Ausgleichsmalinahmen bemisst sich der Kompensati-
onsbedarf nach der ,Handlungsanleitung zur Anwendung der Eingriffsregelung in Bremen*.
Wahrend voll versiegelte Flachen mit dem Biotopwert O bilanziert werden, wird den meisten
Dachbegrunungen der Biotopwert 1 zugeschrieben. Der verbleibende Kompensationsbedarf
hangt von dem urspringlichen Biotopwert des Baulandes ab. Wird z.B. ein Intensivgrinland
Uberbaut (Biotopwert 2), vermindert sich der zu bilanzierende Kompensationsbedarf fur die
begriinte Dachflache gegeniber einem Gebaude ohne begriinte Dachflache um die Halfte.
Bei einer hinsichtlich des Biotopwerts optimierten Dachbegriinung (fir Gehdlze ausreichende
durchwurzelbare Substratstarke, einheimische Geholze, Anreicherung mit Habitatelementen
wie Totholz, bindiger Boden, Steinhaufen etc., seltenes Betreten) konnen auch Funktionen fur
gefahrdete Arten oder ein hdherer Biotopwert den Ausgleichsbedarf im Einzelfall weiter ver-
mindern.

Satz 3 entspricht unverandert § 4 Absatz 1 Satz 3 BegrinungsOG und ermoglicht als Er-

leichterung, dass bei hallenartigen Gebauden auch geringere Schichtdicken zuldssig sind,
sofern die durchwurzelbare Schicht mindestens 4 cm betragt und der Spitzenabfluss (Cs-
Wert) mindestens den Wert von 0,6 erflllt.

Die hallenartigen Gebdude sind gekennzeichnet durch grof3e Spannweiten von Dachflachen
und tragenden Bauteilen. Es kommen zumeist kostenglinstige Konstruktionen unter Verwen-
dung von Stahlblech, Holz oder in dhnlichen Materialien in Leichtbauweise zur Ausflihrung.
Fur diese Gebaudedacher ist der Mehraufwand einer Dachbegrinung vor allem von der
Spannweite abhangig, er steigt mit der Flachengrdlie nicht linear, sondern Uberproportional.
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Die statisch zu berlcksichtigenden zusatzlichen Flachengewichte der Aufbauten fir Dachbe-
grinungen werden wesentlich durch die Schichtdicke der Vegetationstragschicht im wasser-
gesattigten Zustand bestimmt. Bei einem Grindachaufbau mit einer 10 cm starken Schicht ist
je nach Substrat mit etwa 120 bis 180 kg je m? zusatzlichem Gewicht zu rechnen. Die statische
Bericksichtigung dieses Dachaufbaus wirde bei Gebauden mit groflen Spannweiten von tra-
genden Konstruktionen im Regelfall zu einer gednderten Bauweise und insgesamt deutlich
héheren Aufwendungen flhren.

Es werden mittlerweile eine Vielzahl von Systemaufbauten angeboten, die durch einen opti-
mierten Aufbau und durch optimierte Substrate mit mindestens 4 cm durchwurzelbare Schicht-
dicke eine fur extensiver Begrinungen typische Vegetation mit Sedumpflanzen ermdglichen.
Die zusatzlichen Flachengewichte dieser Aufbauten im wassergesattigten Zustand lassen sich
auf etwa 50 bis 75 kg je m? reduzieren. Der Mehraufwand dieser Dachbegriinung bewegt sich
bei hallenartigen Gebauden damit in einem verhaltnismafigen und zumutbaren Rahmen. Die
Anhaltspunkte der Begrundung einer verminderten Anforderung sind bei anderen Gebaude-
klassen/-typen zumeist nicht gegeben.

Die verminderte Schichtdicke der Dachbegrinung fihrt zu einer geringfligig verringerten Wer-
tigkeit im Hinblick auf die Wasserrtckhaltung und den 6kologischen Nutzen. Dieser Nachteil
ist vor dem Hintergrund des andernfalls unzumutbar erhéhten Aufwandes fur Herstellung eines
Aufbaus mit mindestens 10 cm Schichtdicke vertretbar. Zur Absicherung der Verwendung ge-
eigneter Systeme und Materialen wird fur den Fall der verminderten Schichtdicke die Einhal-
tung des Spitzenabflussbeiwertes (Cs) 0,6 gefordert. Der Cs nach FLL ist ein fest eingefihrter
Parameter. Cs 0,6 besagt zum Beispiel, dass es bei einer Dachbegriinung im wassergesattig-
ten Zustand bei einem definierten Starkregen zu maximal 60 Prozent Abfluss kommt. Zum
Vergleich: Bei flach geneigten Dachern ist bei einer Schichtdicke von 10 bis 15 cm mit einen
Cs von 0,4 zu rechnen, also einem Abfluss von max. 40 Prozent in dem definierten Zustand.

Fur hallenartige Gebaude gilt zusammengefasst folgendes Prifschema:

1.  Die Begrunungspflicht entfallt direkt ablesbar nach § 32 Absatz 11 Nummer 1 oder
Nummer 2, wenn z.B. bei Leichtbauhallen die statische Konstruktion der Dachflache
dies nicht zulasst oder (auch in Verbindung mit einer Photovoltaiknutzung) unzumutba-
rer Mehraufwand entstehen wirden.

2.  Sofern die Tragfahigkeit des Daches eine Begriinung des Daches zulasst, gelten fur
hallenartige Gebaude die im Absatz 11 Satz 3 ablesbar geregelten, wie vorstehend
ausgefuhrten erleichterten Anforderungen an die Dachbegriinung.

3.  Sollte nach Prufung der Punkte zu 1 und 2 eine Dachbegriinung aus anderen Grinden
nicht moglich oder nicht zweckmaRig sein, kann mit der Erteilung einer Abweichung
nach § 67 weiterhin einzelfallbezogen von der Begriinungspflicht befreit werden. Zu-
standig fur die Erteilung ist die untere Bauaufsichtsbehorde.

Satz 4 wird ebenfalls unverandert aus § 4 Absatz 2 BegriinungsOG a.F. tibernommen und
regelt, dass Flachen fir haustechnische Anlagen, fir Tageslicht-Beleuchtungselemente und
Dachterrassen bis zu einem Flachenanteil von insgesamt 30 Prozent der jeweiligen Flach-
dachflache von der Begrinung ausgenommen sind. Das prozentuale Verhaltnis ist erforder-
lich, um deutlich zu machen, dass die Dachbegrinung gegeniber anderen Nutzungen den
groflieren Flachenanteil ausmachen muss. Sofern im Einzelfall fir andere Nutzungen mehr
Flachen bendtigt werden, ist hierfur eine Abweichung nach § 67 zu beantragen, sofern es
sich nach Satz 5 nicht um eine besondere Privilegierung von Anlagen zur Nutzung erneuer-
barer Energien aufgrund einer spezialgesetzlichen &ffentlich-rechtlichen Vorschrift handelt.

Der in § 4 Absatz 1 Satz 4 des BegriinungsOG a.F. enthaltene Hinweis, dass die Dachbe-
grinung in den entsprechenden Bauvorlagen darzustellen ist, ist entbehrlich, weil diese An-
forderung zwischenzeitlich direkt ablesbar in § 8 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe h) Brem-
BauVorlV-2022 Gbernommen wurde.

§ 4 Absatz 4 Nummer 1 BegruinungsOG a.F., welcher bisher eine Ruckausnahme von der
Begrinungsverpflichtung fur bestehende Gebaude festlegte, wird nicht Gbernommen, da

Seite 43



Begriindung zur Anderung der Bremischen Landesbauordnung (BremLBO-2026),
Fassung vom 30. Juni 2026

nunmehr auch der Gebaudebestand in den Anwendungsbereich dieses Gesetzes lUberfihrt
werden soll. Demnach soll die Begriinungsverpflichtung auch bei Ausbauten, wesentlichen
Umbauten und Gebaudeerweiterungen Anwendung finden, sofern im Rahmen der Baumal-
nahmen entsprechend Absatz 10 i.V.m. § 58 Absatz 4 eine statische Ertlichtigung der be-
troffenen Gebaudeteile erfolgt. wobei hierbei zunachst vorrangig entsprechend Nummer 1
auf die Umsetzung der Anforderungen des BremSolarG abzustellen ist.

Sofern Teile von Flachdachflachen entsprechend § 4 Absatz 4 Nummer 2 BegriinungsOG a.F.
als Stellplatzflachen genutzt werden sollen, ist hierflir zuklnftig eine Abweichungsentschei-
dung nach § 67 BremLBO erforderlich.
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Zu § 33 — Erster und zweiter Rettungsweq
§ 33 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2024.

u § 34 Treppen
Die Absiétze 1 bis 7 bleiben unverandert gegeniber der BremLBO-2024.

Absatz 8 wird nach Beschluss zu TOP 11 der 147. BMK vom 20./21.11.2025 zur Vereinfa-
chung brandschutztechnischer Regelungen in der MBO neu hinzugefugt:

E

Demnach gilt Absatz 4 nicht fur Treppen, die nach § 35 Absatz 1 Satz 3 Nummer 2 ohne ei-
genen Treppenraum zulassig sind. Die Regelung stellt notwendige Treppen ohne eigenen
Treppenraum, die zwei Geschosse einer Nutzungseinheit verbinden, von Brandschutzanfor-
derungen weitgehend frei. Dies korrespondiert mit der Freistellung dieser Treppen von den
Anforderungen der DIN 18065 (s. MVV TB, Anlage A 4.2/1 zu DIN 18065). Hierdurch werden
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z. B. Treppen innerhalb von Maisonette-Wohnungen als Holztreppen regelmaRig zugelas-
sen.

Zu § 35 — Notwendige Treppenrdaume, Ausgédnge
§ 35 bleibt unverandert gegentiber der BremLBO-2024.

Zu § 36 - Notwendige Flure, offene Gange
§ 36 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2024.

Zu § 37 — Fenster, Tiiren, sonstige Offnungen
§ 37 bleibt unverandert gegentiber der BremLBO-2024.

Zu § 38 — Umwehrungen
§ 38 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2024.

Zu § 39 — Aufziige

Die Vorschrift wird nach Beschluss zu TOP 11 der 147. BMK vom 20./21.11.2025 zur Verein-
fachung brandschutztechnischer Regelungen in den Absétzen 1, 2 und 3 wie folgt ange-
passt.

Durch die jeweilige Einfihrung des Begriffs ,notwendiger Fahrschacht® wird klargestellt, dass
sichere Umkleidungen von Aufziigen nach Absatz 1 Satz 3 auch dann nicht den Anforderun-
gen an bauaufsichtlich vorgeschriebene Fahrschachte geniigen missen, wenn sie in Massiv-
bauweise errichtet werden. Die Anderung dient der Klarstellung einer in der Praxis haufig
aufgeworfenen Fragestellung. Hohere Anforderungen sind damit nicht verbunden.

Die Absitze 4 bis 6 bleiben gegenuber der BremLBO-2024 unverandert.

Zu § 40 — Leitungsanlagen, Installationsschachte und -kanale

In Absatz 1 regelt Satz 1 unverandert, dass Leitungen durch raumabschlieRende Bauteile,
fur die eine Feuerwiderstandsfahigkeit vorgeschrieben ist, nur hindurchgefiihrt werden dir-
fen, wenn eine Brandausbreitung ausreichend lang nicht zu beflrchten ist oder Vorkehrun-
gen hiergegen getroffen sind; dies gilt nicht

nach Nummer 1 fir Gebaude der Gebaudeklassen 1 und 2,
nach Nummer 2 innerhalb von Wohnungen,

nach Nummer 3 innerhalb derselben Nutzungseinheit mit nicht mehr als insgesamt 400
Quadratmetern in nicht mehr als zwei Geschossen.

Nach Beschluss zu TOP 11 der 147. BMK vom 20./21.11.2025 zur Vereinfachung brand-
schutztechnischer Regelungen wird Satz 2 neu hinzugefligt, der festlegt, dass auf Dachern
Leitungen Uber Wande nach § 30 Absatz 2 hinweggefuhrt werden durfen, sofern die Bauart
den Technischen Baubestimmungen nach § 85 entspricht. Auf diese Regelung wird korres-
pondierend im neuen Halbsatz 2 des § 30 Absatz 7 Satz 1 verwiesen.

Die Absiétze 2 und 3 bleiben unverandert gegentiber der BremLBO-2024.
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Zu § 41 — Luftungsanlagen
§ 41 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2024.

Zu § 42 — Feuerungsanlagen, sonstige Anlagen zur Warmeerzeuqung und Energiebe-
reitstellung

§ 42 bleibt unverandert gegenlber der BremLBO-2024.

Zu § 43 — sanitdre Anlagen, Wasserzahler
§ 43 bleibt unverandert gegentiber der BremLBO-2024.

Zu § 44 — Kleinkldranlagen, Gruben
§ 44 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2024.

Zu § 45 — Aufbewahrung fester Abfallstoffe
§ 45 bleibt unverandert gegentiber der BremLBO-2024.

Zu § 46 — Blitzschutzanlagen
§ 46 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2024.

Zu § 47 — Aufenthaltsraume
§ 47 bleibt unverandert gegentiber der BremLBO-2024.

Zu § 48— Wohnungen
In § 48 bleiben die Absétze 1, 3 und 4 bleiben unverandert gegenliber der BremLBO-2024.

In Absatz 2 Satz 1 der unverandert die abstrakte Verpflichtung enthalt, dass in Wohngebau-
den mit mehr als zwei Wohnungen oder auf dem Baugrundstick sind in der Nahe des Haus-
eingangs barrierefrei erreichbare Abstellrdume flr Kinderwagen, Fahrrader und Mobilitats-
hilfsmittel herzustellen sind, wird in sachgerechter Analogie zu Satz 2 die Anforderung hinzu-
geflgt, dass die Herstellung die Herstellung samtlicher Abstellrdume in ausreichender An-
zahl und Grofe erfolgen muss.

Die Erganzung im Satz 1 erfolgt vor dem Hintergrund, dass in § 49 Absatz 1 Satz 1 Nummer
2 eine neue Rickausnahme des vollstandigen Verzichts auf einen Mobilitatsnachweis auch
bei der Errichtung von Wohngebauden mit bis zu 10 Wohneinheiten eingeflgt wird.

Eine Anwendungshilfe zur Ermittlung der ausreichenden Anzahl flr Fahrradabstellplatze lie-
fert

d) entweder die Richtzahlentabelle nach Anlage 2 i.V.m. § 9 des Mobilitats-Bau-Ortsge-
setzes vom 20. September 2022 (Brem.GBI.S. 476), jedoch kann diese Anzahl nicht
mehr verpflichtend eingefordert werden, oder

e) Artikel 14 Absatz 4 Buchstabe b) der EU-Gebauderichtlinie EPBD (EU) 2024/1275 vom
24. April 2024, wonach bei der Errichtung und wesentlichen Anderung von Wohnge-
bauden mit mehr als drei Kraftfahrzeugstellplatzen mindestens zwei Fahrradabstell-
platze fir jede Wohneinheit herzustellen sind.
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Eine deutliche Unterschreitung im Sinne der Vorschrift liegt spatestens dann vor, sofern nicht
mindestens fir jede Wohneinheit unabhangig von deren Grole ein Fahrradabstellplatz her-
gestellt wird.

Absatz 5 hat mit der BremLBO-2024 den ablesbaren Einstieg in die Umbauordnung ge-
schaffen und ablesbar geregelt, dass wenn Nutzungseinheiten mit Aufenthaltsraumen in
rechtmalig bestehenden Gebauden in Wohnraum umgenutzt werden, auf bestehende Ge-
baude und Bauteile die §§ 6, 27, 28 und 30 bis 32 nicht anzuwenden sind.

Nach Beschluss zu TOP 10 der 147. BMK vom 20./21.11.2025 zur Aufnahme des neuen

§ 51a als ,zentrale Umbauvorschrift in die MBO werden die ablesbaren Erleichterungen des
Absatz 5 a.F. musterkonform gestrichen und in den erweiterten § 51a Absatz 1lverschoben,
der entsprechend Eckpunkt 8 an gebiindelter Stelle Erleichterungen beim Umbau zu Wohn-
zwecken regelt.

Zu § 49 - Stellplatze und Fahrradabstellplatze, Mobilitdtsmanagement

In Absatz 1 regelt Satz 1 unverandert gegeniber der BremLBO-2024 die Grundanforderung,
dass soweit Stellplatze sowie Fahrradabstellplatze aufgrund einer 6rtlichen Bauvorschrift
nach § 86 Absatz 1 Nummer 4 notwendig sind, diese auf dem Baugrundstiick oder in zumut-
barer Entfernung davon auf einem geeigneten Grundstlick herzustellen sind, dessen Benut-
zung flr diesen Zweck o6ffentlich-rechtlich gesichert wird; die ergdnzenden Anforderungen
des § 48 Absatz 2 bleiben unberlhrt. Satz 2 bleibt ebenfalls unverandert und erklart alterna-
tiv oder erganzend MalRnahmen eines vorhabenbezogenen Mobilitdtsmanagements fiir zu-

wenn bei einem am 1. Juli 2024 rechtmaRig bestehenden Gebaude eine Wohnung geteilt
oder Wohnraum durch Nutzungsanderung, durch Aufstocken des Gebaudes oder durch Aus-
bau des Dachraums geschaffen wird. Diese landesrechtliche Erleichterung ist angelehnt an
§ 3 Absatz 2 des Mobilitats-Bau-Ortsgesetzes fur die Stadtgemeinde Bremen (MobBauOG
HB) vom 20. September 2022 (Brem.GBI.S. 476) und

nach der mit Nummer 2 inhaltlich neu hinzugefligten Riickausnahme auch

Seite 48



Begriindung zur Anderung der Bremischen Landesbauordnung (BremLBO-2026),
Fassung vom 30. Juni 2026

Seite 49



Begriindung zur Anderung der Bremischen Landesbauordnung (BremLBO-2026),
Fassung vom 30. Juni 2026

MobBauOG HB in der Fassung vom 20.09.2022 § 49 Absatz 1
- - Nummer 2
Nr. Verkehrsquelle Gebietszonen | Gebietszone Il BremLBO-2026
und I
1.1 Gebaude mit bis zu | keiner, da unterhalb der Bagatell- neue Bagatell-
3 Wohnungen grenze nach § 5 Absatz 3 von 4 Stell- | grenze bei allen
platzeinheiten Vorhaben von bis
1.2 Gebaude mit mehr | 0,6 je Wohnung 0,8 je Wohnung ﬁ:i:eOnWohnem-
?Ibs 3 _Woh_?uzgenz (6*0,6 = 3,6) (4*0,8 = 3,2)
uoer Jewells 4L m= 1 - Verpflichtung = Verpflichtung
\I/QVo'Ean?]che oqler bei mehr als 6 bei mehr als 4
eihenhauszelien | wohneinheiten Wohneinheiten

1.3 Gebaude mit mehr | 0,25 je Wohnung | 0,5 je Wohnung

als 3 Wohnungen (15*0,25 = 3,75) (7*0,5 = 3,5)
unter jeweils 40 m?

e = Verpflichtung = Verpflichtung
Wohnflache bei mehr als 15 bei mehr als 7
Wohneinheiten Wohneinheiten
Hinweis: Mob-
BauOG enthélt

bis auf Weiteres
den hoéheren Pri-
vilegierungswert

1.4 Gebaude mit mehr | 0,25 je Wohnung | 0,5 je Wohnung

als 3 Wohnungen | (15%0 25 = 3,75) | (7*0,5 = 3,5)
des geférderten

= Verpflichtung = Verpflichtung
W'?kll\lnunhgsb.aus bei mehr als 15 bei mehr als 7
mit Nachweis Wohneinheiten Wohneinheiten

Hinweis: Mob-

BauOG enthélt

bis auf Weiteres
den hoéheren Pri-
vilegierungswert

Absatz 2 bleibt unverandert gegeniber der BremLBO-2024 und regelt die gemeindliche Ver-
wendung der Ablésungsbetrage.

Zu § 50— Barrierefreies Bauen

Absatz 1 regelt die Anforderungen an den barrierefreien Wohnungsbau.

Die Sédtze 1 bis 7 bleiben unverandert gegenuber der BremLBO-2024 betreffend die Errich-
tung von barrierefreien Wohnungen im Sinne der DIN 18040-2, die eingeschrankt mit dem
Rollstuhl barrierefrei nutzbar sein missen.

Demnach mussen nach Satz 1 in Gebauden mit mehr als zwei Wohnungen die Wohnungen
eines Geschosses einschliellich eines mdglichen Freisitzes barrierefrei erreichbar und nutz-
bar sein; ausgenommen sind Abstell-, Funktions- sowie mehrfach vorhandene Sanitarrdume.
Satz 2 verknupft die Anforderungen an die bauliche Barrierefreiheit an die Aufzugspflicht,
wonach in Gebauden, die nach § 39 Absatz 4 Satz 1 Aufziige haben, alle Wohnungen nach
Satz 1 barrierefrei, aber nicht uneingeschrankt mit dem Rollstuhl nutzbar sein missen.

Satz 3 enthalt die erganzende Anforderung zur Errichtung von Wohnungen, die im Sinne der
DIN 18040-2 uneingeschrankt mit dem Rollstuhl zuganglich und nutzbar sein mussen (sog.
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R-Wohnungen). Entsprechend der mit der BremLBO-2018 festgelegte Quote missen in Ge-
bauden mit mehr als acht Wohnungen mindestens eine Wohnung und bei mehr als zwanzig

Wohnungen mindestens zwei Wohnungen von den Wohnungen nach Satz 1 oder 2 uneinge-
schrankt mit dem Rollstuhl nutzbar sein.

Daruber hinaus ist betreffend die in Satz 3 verankerten Anforderungen zur Schaffung von
rollstuhlgerechten Wohnungen in Abstimmung mit dem Landesbehindertenbeauftragten,
dem Landesteilhabebeirat und dem erganzenden Begleitgremium barrierefreier Wohnungs-
bau am 9. November 2024 und am 21. Marz 2025 angestrebt worden, die in Satz 4 und 5
verankerte Offnungsklausel zur Umsetzung des Eckpunktes 9 wieder zu streichen, da sich
im Rahmen der Gremiendiskussion herausgestellt hat, dass die seit 01.10.2021 geltende
Quote fur R-Wohnungen nach § 50 Absatz 1 Satz 3 inzwischen bei nahezu allen Akteuren
eine allgemeine Akzeptanz gefunden hat und eine weitere differenzierte Nachsteuerung

mit Rickausnahmemaglichkeiten fir bestimmte Teile des Gemeindegebiets damit entbehr-
lich erscheint. Dies auch vor dem Hintergrund, dass einzelfallbezogen die Erteilung einer Ab-
weichung nach § 67 i.V.m. § 50 Absatz 5 BremLBO mdglich ist und als sachgerechtere L6-
sung angesehen wird.. Jedoch hat diese Forderung im Rahmen der politischen Schlussab-
stimmung keine mehrheitliche Akzeptanz gefunden, so dass die Offnungsklausel bis auf
Weiteres unverandert als ,leere Hulle“ beibehalten wird. Gleichwohl Gberwacht das Gremium
barrierefreier Wohnungsbau regelmafig die Entwicklung von Angebot und Nachfrage insbe-
sondere von R-Wohnungen um im Bedarfsfall weiterhin Einfluss auf die Ausgestaltung und
den Vollzug der Vorschrift nehmen zu kénnen.

Satz 6 regelt unverandert, dass die die Verpflichtungen nach Satz 1 und 3 kénnen auch
durch entsprechende Wohnungen in mehreren Geschossen erfillt werden.

Satz 7 verknUpft ebenfalls unverandert die Anforderungen an den barrierefreien Wohnungs-
bau dieser Vorschrift mit der Aufzugspflicht nach § 39 Absatz 4.

Im Sinne einer sachgerechten Fortschreibung der Umbauordnung wird bei nachtraglichen
Ausbauten und Aufstockungen um bis zu zwei Geschossen zu Wohnzwecken auf die Her-
stellung ansonsten erforderlicher barrierefreier Wohnungen verzichtet. Der neue Satz 8 legt
deshalb entsprechend der MBO-2023 fest, dass die Satze 1 bis 4 nicht gelten, wenn durch
nachtraglichen Ausbau des Dachgeschosses, durch Aufstockung um bis zu zwei Geschosse
oder durch Teilung von Wohnungen zusatzliche Wohnungen entstehen und — wie bereits in
die BremLBO-2024 aufgenommen- entsprechend § 39 Absatz 4 Satz 6 aus diesem Grund
auf die Herstellung eines ansonsten erforderlichen Aufzugs verzichtet wird. Die Erteilung ei-
ner bisher nach § 50 Absatz 5 Nummer 5 a.F. i.V.m. § 67 Absatz 1 zu diesen Zwecken erfor-
derliche Abweichung wird damit entbehrlich.

Ansonsten bleiben die Absétze 2 bis 6 inhaltlich unverandert gegeniber der BremLBO-
2024.

Eine geringfligige Anpassung wird lediglich in Absatz 5 Satz 1 Nummer 5 vorgenommen,
der das Abweichungsprivileg auf Anderungen und Nutzungsénderungen reduziert, da die

Ruckausnahme fiir Aufstockung um bis zu zwei Geschosse zu Wohnzwecken ablesbar in
Absatz 1 mit dem neuen Satz 8 eingefligt worden ist.

Zu beachten ist, dass die Uberpriifung der Anforderungen an das barrierefreie Bauen nach
§ 50 zukiinftig entsprechend § 63 Absatz 1 Nummer 2 auch in das Prifprogramm des verein-
fachten Baugenehmigungsverfahrens aufgenommen wird.

Zu § 51 - Sonderbauten

§ 51 bleibt unverandert gegentiber der BremLBO-2024 und regelt mit den Sétzen 1 bis 4,
dass die Bauaufsichtsbehdérde an Sonderbauten nach § 2 Absatz 4 zusatzliche Anforderun-
gen stellen oder Erleichterungen zulassen kann. Dies betrifft insbesondere die in Satz 4 mit
den Nummern 1 bis 23 genannten Themenfelder.
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Zu § 51a — Erleichterungen beim Umbau zur Wohnraumschaffung

1. Anlass

§ 51a wird nach Beschluss der 147. BMK vom 20./21.11.2025 zu TOP 10 zur Aufnahme ei-
ner ,zentralen Umbauvorschrift® in die MBO-2025 inhaltsgleich in die BremLBO-2026 Uber-
fuhrt. Damit werden sowohl Eckpunkt 7 (Anpassung an die Musterbauordnung) als auch
Eckpunkt 8 (Fortschreibung der Umbauordnung) umgesetzt.

Der zugrundeliegende Vorschriftenentwurf wurde zuvor in den Gremien der ARGEBAU in
den Projektgruppen Bauordnungsrecht und Brandschutz vorberaten und von Fachkommis-
sion Bauaufsicht mehrheitlich auf der 340. Sitzung am 06./07.05.2025 unter TOP 10 be-
schlossen. Der ASBW hat dem Entwurf am 03./04.07.2025 zu TOP 8 ebenfalls mehrheitlich
zugestimmt und um Weiterleitung zur Beschlussfassung an die 147. Bauministerkonferenz
gebeten.

Zuvor war als Ergebnis der 145.BMK im September 2024 der TOP 18c ,Erleichterung von
Dachaus- und -aufbauten” ohne Beschlussfassung zur Fortschreibung der MBO dem ASBW
mit Bitte Ubergeben worden, nach erneuter Prifung einen Vorschlag fiir Erleichterungen des
Bauens im Bestand zum Zwecke der Wohnraumschaffung vorzulegen. Hintergrund der Bitte
war ein von Planerseite vielfach geduRerter Wunsch nach einer ,ablesbaren, geblindelten
Vorschrift®, die Erleichterungen fiir den Umbau verbindlich regelt.

2. Inhalt
a) Regelungssystematik

Die neue Vorschrift dient der mustertreuen Aufnahme von ablesbaren, kostensenkenden und
verfahrensbeschleunigenden Erleichterungen in die BremLBO-2026.

Somit verfolgt der neue § 51a BremLBO-2026 einen anderen Ansatz als § 85a der Nieder-
sachsischen Bauordnung vom 3. April 2012 (Nds. GVBI. S. 46) in der Anderungsfassung
vom 25. Juni 2025 (Nds. GVBI. 2025 Nr. 52), welcher vorsieht, dass Erleichterungen durch
vom Entwurfsverfasser eigenverantwortlich zu veranlassende und zu dokumentierende Ab-
weichungen in einem ,offenen Rechtsrahmen® zwischen genehmigtem Altbestand und aktu-
eller Rechtslage erméglicht werden. Nach Priifung ist die Ubernahme einer solchen Vor-
schrift in die BremLBO aufgrund der mit diesem Paradigmenwechsel verbundenen Rechts-
unsicherheiten verworfen worden.

Die Konzentration des neuen § 51a auf Umbauten und Umnutzungen zu Wohnzwecken stellt
klar, dass das moglichst einfache Schaffen von Wohnraum im vorhandenen Gebaudebe-
stand ein zentrales bundes- als auch landespolitisches Ziel ist, welches im Rahmen der Um-
setzung des Bremer Weges durch die Senatskommission Wohnungsbau formuliert worden
ist.

Die Uberschrift ,Umbau“ verdeutlicht, dass die Bauministerkonferenz damit den in der Fach-
welt geaulRerten Wunsch des inhaltlichen Erleichterns von Umnutzungen und/oder Umbau-

ten im Gebaudebestand aufgegriffen und so Umnutzung und Umbau gegeniber Abriss und

Neubau attraktiver ausgestaltet hat.

b) Regelungsbereiche

In den Anwendungsbereich der neuen Umbauvorschrift fallen nach den Absatzen 1 und 2
alle rechtmaRig bestehenden, also bestandsgeschiitzten Gebaude im Sinne des § 2 Absatz
3a Satz 1. Die Umbauregelung soll einen Grofteil der baurechtlich relevanten MaRnahmen
im Bestand erfassen, die der Schaffung von Wohnraum dienen. Hierzu zahlen:

1. die erstmalige Aufstockung um ein Geschoss im Sinne des § 2 Absatz 3a Satz 2 Num-
mer 1,

der Gebaudeumbau im Sinne des § 2 Absatz 3a Satz 2 Nummer 2,
der Ausbau im Sinne des § 2 Absatz 3a Satz 2 Nummer 3 sowie
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4.  die damit verbundene Umnutzung (Nutzungsanderung) zu Wohnzwecken.
Von den ablesbaren Erleichterungen des Absatzes 1 sind nach Absatz 4 ausgenommen
1. Hochhauser, die nach § 2 Absatz 4 Nummer 1 Sonderbauten sind,

2.  solche Gebaude, die durch die Anderung zum Sonderbau nach § 2 Absatz 4 werden.
Sie erfassen aber damit Gebaude, die z. B. durch eine erdgeschossige Gaststatte von
vornherein als Sonderbau gelten.

3. Anbauten und Erweiterungen an bestehende Gebaudefim Sinne des § 2 Absatz 3a
Satz 2 Nummer 4.

Ebenfalls vom Anwendungsbereich der Umbauvorschrift ausgenommen sind ausdrtcklich
bauliche Anderungen fiir sémtliche Nichtwohnzwecke. Im Einzelfall kénnen die Erleichterun-
gen des § 51a jedoch mit einer Abweichungsentscheidung nach § 67 Absatz 1 Satz 3 Num-
mer 1 auch auf diese Vorhaben Anwendung finden, sofern dies nach Wirdigung der Art der
Nutzung und der bauordnungsrechtlichen Risikoeinschatzung vertretbar erscheint.

In Verbindung mit dem ausgeweiteten Anwendungsbereich der Genehmigungsfreistellung
nach § 62 bis zur Sonderbaugrenze und einer isolierten Abweichungsentscheidung nach

§ 67 Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 wird damit auch fir Vorhaben des Nichtwohnungsbaus ein
unburokratischer Umbau erméglicht, der einerseits die geforderte Rechtsklarheit beibehalt
und andererseits mit dem Anwendungsbereich der Umbauvorschrift des § 85a NBO ver-
gleichbar ist.

2.1 Abstandsflachen

Nicht unmittelbar mit dem Umbau in Zusammenhang und deshalb auch in der BremLBO
analog zur MBO an anderer Stelle verortet ist die Regelung des § 6 Absatz 9 Nummer 5 mit
direktem Bezug zum neuen § 51a. Die dort verankerte abstandsrechtliche Privilegierung er-
laubt das Ersetzen bestehender Gebaude oder Gebaudeteile unabhangig von der Art der
Nutzung, ohne dass dadurch eine erneute Priifung der Abstandsflachen erfolgt. Vorausset-
zung ist, dass der Neubau (in Form eines Ersatzbaus) die Abmessungen des Altbaus einhalt.

2.2 Umbau zur Wohnraumschaffung

Die neue ,Umbau-“ Vorschrift des § 51a BremLBO-2026 privilegiert mustertreu zur MBO-
Fortschreibung 2025 den Umbau von legalen Bestandsgebauden mit Aufenthaltsraumen zur
Wohnraumschaffung.

Absatz 1 regelt die materiellen Privilegierungen der Umnutzung zur Wohnraumschaffung.

Absatz 2 listet die materiellen Erleichterungen bei der erstmaligen Aufstockung eines beste-
henden Gebaudes um ein Geschoss auf.

2.2.1 Nutzungsanderungen

Absatz 1 regelt, dass wenn Nutzungseinheiten mit Aufenthaltsraumen eines rechtmafig be-
stehenden Gebaudes zur Wohnraumschaffung umgenutzt oder geandert werden, auf beste-
hende Gebaude oder Bauteile die §§ 6,15, 27 bis 32, 34, 35 Absatz 1 und 3 bis 8 sowie § 36
nicht anzuwenden sind.

Die Vorschrift ersetzt in materiell erweitertem Male die bisher in § 48 Absatz 5 a.F. verortete
Regelung und bezieht sich gegenliber der BremLBO-2024 unverandert auf Umnutzungen in-
nerhalb des Gebaudes. In diesen Fallen wird die bestehende Gebaudehulle baulich nicht
verandert. Fir diese MalRnahmen finden die genannten Vorschriften in Bezug auf den bauli-
chen Bestand keine Anwendung. Die genannten Vorschriften sind fur die Nachristung des
baulichen Bestands verzichtbar und sorgen zugleich flir eine erhebliche Kostenersparnis, die
eine Weiterverwendung des Bestands in unbtrokratischer Weise férdert.

Anwendbar bleiben lediglich § 33, der die Rettungswege und § 35 Absatz 2, der die Entfer-
nung der Aufenthaltsraume vom notwendigen Treppenraum regelt.
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Bei den zu Wohnzwecken dienenden Nutzungsanderungen werden in den folgenden mal3-
geblichen Punkten keine neuen Anforderungen an Bestandsgebaude mit Aufenthaltsraumen
gestellt. Dies betrifft:

a) das Abstandsflachenrecht nach § 6: Die Abstandsflachen werden nicht geprift, da das
Gebaude in seinem Bestand bei einer Umnutzung unverandert bleibt.

b) den Warme-, Schall- und Erschitterungsschutz nach § 15: Das Bestandsgebaude
kann in diesem Punkt das, was es kann. Eine (kostenintensive) Ertlichtigung ist bau-
aufsichtlich nicht notwendig.

c) die aktuellen materiellen Anforderungen an Tragende Wande (§ 27), AuRenwande (§
28) Trennwande (§ 29), Brandwande (§ 30), Decken (§ 31), Dacher (§ 32), Treppen (§
34), notwendige Treppenraume (§ 35 Absatz 1 und 3 bis 8) und notwendige Flure (§
36) sind auf Bestandsgebaude nicht anzuwenden, sofern diese bereits vorhanden sind
und dem Bestandsschutz unterliegen. Eine Ertlichtigung ist bauaufsichtlich nicht not-
wendig, da sich durch eine Wohnnutzung unabhangig von der Vorgangernutzung das
Gefahrenpotential nicht erhdht.

Die Nichtanwendungsregelung bezieht sich ausdricklich nur auf bestehende Bauteile.
An neu eingebaute Bauteile werden unverandert die aktuellen bauordnungsrechtlichen
Anforderungen gestellt.

Anwendbar bleiben auch die Regelungen tber den baulichen Rettungsweg (§ 33) und
Uber die Entfernung von maximal 35 Meters eines Aufenthaltsraums zu einem notwen-
digen Flur (§ 35 Absatz 2). Das ist durch Griinde der Personenrettung veranlasst, die
anhand der konkreten 6rtlichen Situation zu Uberprifen ist.

2.2.2 Aufstockung

Absatz 2 ist neu und legt zunachst im Satz 1 fest, dass wenn rechtmaRig bestehende Ge-
baude mit Aufenthaltsraumen zur Wohnraumschaffung erstmals um ein Geschoss aufge-
stockt, § 6 fur die Aufstockung keine Anwendung findet. Dies vor dem Hintergrund, dass die
einmalige Aufstockung um ein Geschoss trotz mafinahmenbedingter Vergrofierung der
Wandhéhe in diesem Fall zu keinen tieferen Abstandsflachen fiihrt, da die Aufstockung kraft
Gesetzes nicht abstandsflachenrelevant ist.

Uber die Abstandsprivilegierung des Satzes 1 hinaus legt Satz 2 mit den Nummern 1 bis 5
die nachfolgenden ablesbaren Erleichterungen fest, wenn Gebaude mit Aufenthaltsraumen

erstmals und damit einmalig um ein Geschoss aufgestockt werden. Die Erleichterungen fur

die Aufstockung gelten unabhangig von der Gebaudeklasse, sofern dadurch kein Hochhaus
als Sonderbau entsteht, was die Riickausnahme in Absatz 4 ausdricklich klarstellt.

Die Erleichterungen nach § 51a finden ebenfalls keine Anwendung, sofern ein bestehendes
Gebaude

a) zu Wohnzwecken um mehr als ein Geschoss,
b) im Zeitablauf um ein weiteres Geschoss oder
c)  zu Nichtwohnzwecken

aufgestockt werden soll, so dass das Gebaude im Sinne der gesetzlichen Vorschriften zu er-
tlchtigen ist. Die abstrakte Abweichungsmadglichkeit nach § 67 Absatz 1 Satz 3 bleibt jedoch
unberlhrt.

Regelungsziel ist, die (bauliche) Anderung in Gestalt der Aufstockung um ein Geschoss im
Sinne des § 2 Absatz 3a Satz 2 Nummer 1 sowie des Ausbaus im Sinne des § 2 Absatz 3a
Satz 2 Nummer 3, welcher auch die Errichtung von Dachgauben und Zwerchgiebeln ein-
schlief3t.

Regelungssystematisch sollen fiir beide Alternativen identische Erleichterungen gelten. Ins-
besondere wird in der Vorschrift festgelegt, dass dadurch ein Sprung in eine héhere Gebau-
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deklasse, welche regelmalig héhere Anforderungen nach sich zieht, kraft Gesetzes unter-
bleibt. Fur die Treppenraume gelten je nach dem Zustand des Bestands u.U. Pflichten in Be-
zug auf Entrauchung und auf im Bereich der Aufstockung einzubauende Tiren. Aufstockung
und Ausbau sind abstandsflachenrechtlich entsprechend der Regelungen des Absatz 2 nicht
von Belang. Die damit ggf. einhergehende erhdhte Beeintrachtigung von Nachbarn wird im
Interesse der Erleichterung des Schaffens von Wohnraum hingenommen.

Satz 2 schreibt mit der weiteren Untergliederung nach den Nummern 1 bis 5 weitere Privile-
gierungen der einmaligen Aufstockung eines Bestandsgebaudes um ein Geschoss folgen-
dermalden fest:

Nummer 1 regelt fir den bestehenden Teil des Gebaudes, dass analog zur Umnutzung
nach Nummer 1 die §§ 27 bis 32, 34, 35 Absatz 1 und Absatz 3 bis 8 sowie 36 keine Anwen-
dung finden. Die genannten Vorschriften sind fur die Nachristung des baulichen Bestands
verzichtbar und sorgen zugleich fiir eine erhebliche Kostenersparnis, die eine Weiterverwen-
dung des Bestands in unbirokratischer Weise foérdert.

§ 33, der die Rettungswege regelt, bleibt dagegen ebenso anwendbar wie § 35 Absatz 2, der
die Entfernung der Aufenthaltsraume vom notwendigen Treppenraum regelt. Beide Vorga-
ben haben fir den aufgestockten Teil weiterhin Relevanz.

Nach Nummer 2 gelten fir den aufgestockten Gebaudeteil die an das bisherige Gebaude
gestellten Anforderungen. Anhaltspunkt wird im Regelfall die Gebaudeklassen-Einstufung
des bisherigen Gebaudes sein. So wird vermieden, dass ein durch eine Aufstockung verur-
sachter ,Sprung® in eine héhere Gebaudeklasse erfolgt, der mit hheren Anforderungen ver-
bunden ist.

Fir die Brandschutzpriifung nach § 66 Absatz 4 bedeutet dies im Rahmen einer Aufstockung
nach § 51a:

Wechsel von der Gebaudeklasse 1, 2 oder 3 in die Gebaudeklasse 4 = Gebaude verbleibt in
der Gebaudeklasse 1, 2 oder 3 = keine Brandschutzprifung im Sinne des § 66 Absatz 4 er-
forderlich

Wechsel von der Gebaudeklasse 4 in die Gebaudeklasse 5 = Gebaude verbleibt in der Ge-
baudeklasse 4 = Brandschutzprifung im Sinne des § 66 Absatz 4 erforderlich. Die Bauauf-
sichtsbehdrde kann in diesen Fallen nach § 66 Absatz 5 Satz 2 aufgrund des unterstellten
geringen Risikopotenzials auf eine ansonsten erforderliche ,umfangliche“ bauaufsichtliche
Prifung des Brandschutznachweises verzichten, sofern nach Wurdigung der Anforderungen
dieser Vorschrift und des § 33 und § 35 Absatz 2 keine Hinderungsgruinde erkennbar sind.

§ 35 Absatz 8 Satz 3 findet keine Anwendung. Die dort enthaltenen Regelungen werden
durch die Nummern 3 bis 5 im Sinn einer Erleichterung modifiziert. Sie konkretisieren die flir
den aufgestockten Teil maf3geblichen Anforderungen, je nachdem wie die vorherrschenden
Beschaffenheiten des Baubestands sind. Es werden die nachfolgenden Anforderungen an
notwendige Treppenraume (Nummer 3 und 5) und Offnungen zu Nutzungseinheiten (Num-
mer 4) gestellt.

Nach Nummer 3 miissen in den Wanden notwendiger Treppenrdume Offnungen zu Keller-
geschossen mindestens feuerhemmende und selbstschlieRende Abschliisse haben,

Nach Nummer 4 miissen Offnungen zu Nutzungseinheiten im Bereich der Aufstockung min-
destens feuerhemmende, rauchdichte und selbstschlieRende Abschliisse haben, wenn bei
bestehenden Gebauden in notwendigen Treppenraumen die Treppe selbst oder Wand- und
Deckenbekleidungen aus brennbaren Baustoffen bestehen oder die sonstigen Tlren des
notwendigen Treppenraums nicht mindestens den Anforderungen nach § 35 Absatz 6 ent-
sprechen,

Nach Nummer 5 ist an oberster Stelle eine Offnung nach § 35 Absatz 8 Satz 2 Nummer 2 zu
schaffen, soweit in notwendigen Treppenraumen keine Fenster nach § 35 Absatz 8 Satz 2
Nummer 1 vorhanden sind.
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Absatz 3 stellt im Satz 1 klar, dass die Erleichterungen der Absatze 1 und 2 auch fir Aus-
bauten im Sinne des § 2 Absatz 3a Nummer 3, einschlieRlich der Errichtung von Dachgau-
ben und Zwerchgiebeln gelten. Dadurch werden Ausbauten, die der Schaffung von Wohn-
raum dienen, der Aufstockung nach Absatz 2 gleichgestellt. Der Ausbau ist als wesensglei-
ches Minus zur Aufstockung eine kostengiinstigere Alternative zu Schaffung von Wohnraum
und damit ebenso privilegierungswurdig.

Nach Satz 2 findet § 15 Absatz 2 bei Anderungen in Bestandsgeb&uden nach den Abséatzen
1 und 2 keine Anwendung. Dies betrifft die Anforderungen an den Schallschutz fur beste-
hende und neue Bauteile und hat zur Folge, dass Grundlage fiir den Schallschutz im Ge-
baude, das ist, was bestehende Gebaude kann.

Absatz 4 stellt klar, dass die Abséatze 1 bis 3 und damit die gesamte Vorschrift nicht fir
Hochhéuser, fiir Gebaude, die infolge der Anderung einen Sonderbautatbestand nach i 2
Absatz 4 erflllen und fir Anbauten bzw. Erweiterungen bestehender Gebaude

gilt.
Damit werden Hochhauser, Gebaude, die in Folge der Anderungen zu Sonderbauten wer-
den, und Anbauten vom Anwendungsbereich der Umbauvorschrift ausgenommen. Beste-
hende Hochhauser sind Sonderbauten und weisen bereits eine gewisse Gefahrenneigung
auf, die zwar Erleichterungen nach § 67 im Wege der Abweichungen im Einzelfall nicht aus-
schlie3en, wohl aber generelle Erleichterungen. Gleiches gilt fiir Gebaude, die in Folge der
Umnutzung oder Anderung zum Sonderbau werden. Anbauten als Gebaudeerweiterung wer-

den aus dem Anwendungsbereich ausgenommen, weil sie aufgrund ihrer nicht feststehen-
den GréRe * nicht vergleichbar privilegierungswiirdig

sind und dartber hinaus auch einer planungsrechtlichen Betrachtung bediirfen

Zu § 52 — Grundpflichten
§ 52 bleibt unverandert gegentiber der BremLBO-2024.

Zur Herstellung von Genderneutralitat wird die bisherige Uberschrift Bauherrin oder Bauherr
in Bauherrschaft umbenannt. Der neutrale Begriff der Bauherrschaft bezieht sich unverandert
auf die Person oder Institution, die fir den Bau eines Gebaudes oder einer Anlage verant-
wortlich ist. Dies kann eine Privatperson, eine Firma oder auch eine oOffentliche Institution
sein. Sofern es sich bei dem am Bau Beteiligten um natlrliche Personen handelt (Bauherrin
oder Bauherr nach § 53 / Entwurfsverfasserin oder Entwurfsverfasser nach § 54 / Bauleiterin
oder Bauleiter nach § 56), wird in der Einzelvorschrift weiterhin zwischen weiblicher und
mannlicher Form differenziert. Handelt es sich hingen bei dem Rechtssubjekt um eine juristi-
sche Person wie bei der Unternehmung nach § 55, so wird flir die Firmenbezeichnung eine
genderneutrale Formulierung gewahilt.

Inhaltich und sprachlich bleibt die Vorschrift in den Absédtzen 1 und 2 im Wesentlichen un-
verandert gegenlber der BremLBO-2024.
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Lediglich Absatz 1 Satz 4 wird entsprechend der Synopse zur MBO-Fortschreibung vom
6. Februar 2026 nach Zustimmung der 245. Sitzung der FK Bautechnik am 04./05.03.2026
zu TOP 2.3 redaktionell an die neue EU-Bauproduktenverordnung 2024/3110 angepasst.

Zu § 54 — Entwurfsverfassende

Zur Herstellung von Genderneutralitat wird die bisherige Uberschrift Bauherrin oder Bauherr
in Bauherrschaft umbenannt. Auf die erganzenden Ausfihrungen in der Begriindung zu § 53
wird verwiesen.

Inhaltich und sprachlich bleibt die Vorschrift in den Abséatzen 1 und 2 unverandert gegen-
Uber der BremLBO-2024.

Zu § 55 — Unternehmen

Zur Herstellung von Genderneutralitat wird die bisherige Uberschrift Unternehmerin oder Un-
ternehmer in Unternehmung umbenannt. Auf die ergdnzenden Ausfuhrungen in der Begrin-
dung zu § 53 wird verwiesen.

Die Vorschrift wird in den Absétzen 1 und 2 sprachlich angepasst, bliebt im Wesentlichen
inhaltlich aber unverandert gegeniber der BremLBO-2024.

Die Senatorin fur Justiz und Verfassung hat im Rahmen der rechtsférmlichen Prifung darauf
hingewiesen, dass nach dem Handbuch der Rechtsformlichkeit (4. Auflage) Unternehmen
auch juristische Personen sein kdnnten, weshalb auch die bisherige Formulierung ,Unter-
nehmer” weiterverwendet werden kbnne.

Absatz 1 Satz 3 wird entsprechend der Synopse zur MBO-Fortschreibung vom 6. Februar
2026 nach Zustimmung der 245. Sitzung der FK Bautechnik am 04./05.03.2026 zu TOP 2.3
redaktionell an die neue EU-Bauproduktenverordnung 2024/3110 angepasst.

Zu § 56 — Bauleitende

Zur Herstellung von Genderneutralitat wird die bisherige Uberschrift der Bauleiterin oder des
Bauleiters in Bauleitende umbenannt. Auf die erganzenden Ausflihrungen in der Begriindung
zu § 53 wird verwiesen.

Inhaltich und sprachlich bleibt die Vorschrift in den Absatzen 1 und 2 unverandert gegen-
Uber der BremLBO-2024.

Zu § 57 — Aufbau und Zustandigkeiten der Bauaufsichtsbehérden
§ 57 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2024.

Absatz 1 stellt in Satz 1 mit den Nummern 1 und 2 die hierarchische Gliederung der Bauauf-
sichtsbehdérden im Land der Freien Hansestadt Bremen klar.

Nach Nummer 1 ist als oberste Bauaufsichtsbehoérde die fur das Bauordnungsrecht und die
Bautechnik zustandige Senatorin oder der fiir das Bauordnungsrecht und die Bautechnik zu-
standige Senator fir Bau, Mobilitat und Stadtentwicklung benannt.

Dies vor dem Hintergrund, dass die Gesetzgebungskompetenz fiir das Bauordnungsrecht
(Bremische Landesbauordnung und nach § 84 Rechtsverordnungen auf Grundlage der
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BremLBO) als staatliche Aufgabe grundsatzlich bei den Landern liegt, da es nicht ausdrick-
lich dem Bund zugewiesen ist (Art. 30, 70 GG).

Nach Nummer 2 werden erfolgt die Aufgabenwahrnehmung des bauordnungsrechtlichen
Vollzuges durch die unteren Bauaufsichtsbehdérden in den Stadtgemeinden Bremen und Bre-
merhaven.

Artikel 28 Absatz 2 Grundgesetz garantiert den Gemeinden das Recht, alle Angelegenheiten
der ortlichen Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in eigener Verantwortung zu regeln
(kommunale Selbstverwaltung).

Hinsichtlich des bauordnungsrechtlichen Vollzuges nach der BremLBO handeln die beiden
Stadtgemeinden jedoch nicht in ihrer Selbstverwaltungsfunktion, sondern in staatlicher Funk-
tion im Ubertragenen Wirkungskreis. § 57 Absatz 1 Satz 2 weist ihnen die Aufgabenwahrneh-
mung als untere Bauaufsichtsbehdrde im Sinne einer staatlichen Verwaltungsbehoérde auf
kommunaler Ebene verpflichtend zu.

Demnach ist fir den Vollzug dieses Gesetzes sowie anderer offentlich-rechtlicher Vorschrif-
ten fur die Errichtung, Anderung, Nutzungsanderung und Beseitigung sowie die Nutzung und
die Instandhaltung von Anlagen die untere Bauaufsichtsbehérde zustandig, soweit nichts an-
deres bestimmt ist.

Diese unterliegen der Fachaufsicht des Landes Bremen, vertreten durch das zustandige Se-
natsressort. Dies stellt Absatz 2 Satz 1 klar.

Aufgaben und Befugnisse der Bauaufsichtsbehdrden werden in § 58 konkretisiert.

Zu § 58 — Aufgaben und Befugnisse der Bauaufsichtsbehorden
§ 58 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2024.

Zu § 59 — Grundsatz
§ 59 bleibt unverandert gegentiber der BremLBO-2024.

Zu § 60 — Vorrang anderer Gestattungsverfahren
§ 60 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2024.

Zu § 61 — Verfahrensfreie Vorhaben, Beseitigung von Anlagen, Vorhaben des Bundes,
Nothilfevorschrift

Der in Absatz 1 enthaltene Katalog der verfahrensfreien Vorhaben wird wie folgt angepasst:

1.  Streichung des Genehmigungsvorbehaltes, sofern das Vorhaben im Geltungsbe-
reich ortlicher Bauvorschriften nach § 86 Absatz 1 Nummer 1 liegt

MBO-konform werden die bisherigen Riickausnahmen betreffend des Genehmigungsvorbe-
haltes sofern das Vorhaben im Geltungsbereich 6rtlicher Bauvorschriften nach § 86 Absatz 1
Nummer 1 liegt, gestrichen, wenn diese Bezug zum besonderen Stadtebaurecht nach
BauGB aufweisen und dort einer eigenstandigen Genehmigung nach BauGB bediirfen.
Diese ist zukunftig bei einer Verfahrensfreiheit nach § 61 Absatz 1 LBO isoliert einzuholen.
Vor dem Hintergrund der angestrebten Deregulierung, ware die Durchfiihrung eines Bauge-
nehmigungsverfahrens insbesondere zur Prifung des besonderen Stadtebaurechts als Tell
des aufgedrangten Baunebenrechts nach § 63 Absatz 1 Nummer 4 oder § 64 Satz 1 Num-
mer 3 unverhaltnismaRig, da fur samtliche Vorhaben, die im Katalog der verfahrensfreien
Vorhaben nach § 61 Absatz 1 aufgefiihrt sind, grundsatzlich keine oder nur eine geringfligige
bauplanungs- bzw. bauordnungsrechtliche Relevanz unterstellt wird.

Seite 58



Begriindung zur Anderung der Bremischen Landesbauordnung (BremLBO-2026),
Fassung vom 30. Juni 2026

Die Streichung des bisherigen Genehmigungsvorbehaltes, sofern das Vorhaben im Gel-
tungsbereich ortlicher Bauvorschriften nach § 86 Absatz 1 Nummer 1 liegt, wird in Absatz 1
fur folgende Ziffern gestrichen:

in Nummer 1 Buchstabe h) betreffend vor die Au3enwand eines Gebaudes vortretende ein-
geschossige Gebaudeteile ohne Feuerstatten,

in Nummer 1 Buchstabe i) betreffend Balkonverglasungen sowie Balkoniiberdachungen bis
zu einer Tiefe von 3 Meter,

in Nummer 3 betreffend Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien,

in Nummer 7 Buchstabe a) betreffend Mauern, einschlie8lich Stitzmauern, und bauliche
Einfriedungen mit einer Héhe bis zu 2 Meter, auler im AulRenbereich,

in Nummer 11 Buchstabe c) betreffend Fenster und Tiiren sowie die dafiir bestimmten Off-
nungen,

in Nummer 11 Buchstabe d) betreffend Auflenwandbekleidungen einschlieRlich MalRnah-
men der Warmedammung, ausgenommen bei Hochhausern, Verblendungen und Verputz
baulicher Anlagen,

in Nummer 11 Buchstabe e) betreffend Bedachung von fertiggestelliten Wohngebauden,
einschliellich der Dachkonstruktion ohne Anderung der bisherigen Abmessungen mit Aus-
nahme von MalRnahmen der Warmedammung, sowie Dachflachenfenster, auler bei Hoch-
hausern,

in Nummer 12 Buchstabe a) betreffend Werbeanlagen mit einer Ansichtsflache bis zu 1
Quadratmeter,

in Nummer 12 Buchstabe b) betreffend Waren- und Leistungsautomaten sowie Packstatio-
nen von Post- und Paketdienstleistern,

in Nummer 12 Buchstabe f) betreffend Werbeanlagen, die genehmigte Anlagen in den bis-
herigen Abmessungen unverandert ersetzen.

2. Kilarstellung zum Gebaudeumbau in Nummer 1 Buchstabe g

Betreffend Nummer 1 Buchstabe g, der unverandert den Ausbau von Raumen zu Wohn-
zwecken in fertiggestellten Wohngebauden verfahrensfrei stellt, wenn auch nach erfolgtem
Ausbau die Gebaudeklasse 2 nicht Uberschritten wird, wird mit Bezug auf die neue Legaldefi-
nition des Ausbaus in § 2 Absatz 3a Satz 2 Nummer 3 nunmehr klargestellt, dass unter ei-
nem Ausbau die innere VergrofRerung von Bestandsgebauden ohne wesentliche Verande-
rung der Gebaudekubatur verstanden wird. Auf die ergdnzenden Ausfihrungen in der Be-
grindung wird verwiesen. Auch diese Tatbestandsmerkmale sind damit der ,Umbauordnung’
zuzurechnen.

3. Musterkonforme Ausweitung der Verfahrensfreiheit von Solaranlagen

Die 145. Bauministerkonferenz hat am 26./27. September 2024 zu TOP 18 b) und d) eine
Fortschreibung der MBO-2024 beschlossen, die entsprechend Eckpunkt 7 inhaltsgleich in
die BremLBO Ubernommen werden sollen.

Absatz 1 Nummer 3 stellt mit den Buchstaben a bis f Anlagen zur Nutzung erneuerbarer
Energien verfahrensfrei.

Wahrend unverandert

nach Buchstabe a) Solaranlagen und Balkonkraftwerke in, an und auf Dach- und Aul3en-

wandflachen ausgenommen bei Hochhdusern sowie die damit verbundene Anderung der
Nutzung oder der dufReren Gestalt des Gebaudes und

Nach Buchstabe b) der Grundstlicksnutzung untergeordnete gebaudeunabhangige Solaran-
lagen und technische Anlagen zur gebaudebezogenen Warmeversorgung mit einer Hohe bis
zu 3 Meter und einer Gesamtlange bis zu 9 Meter sowie Geothermieanlagen,
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wird Buchstabe c entsprechend der MBO-2024 hinzugefiigt, wonach Solaranlagen im Gel-
tungsbereich einer stadtebaulichen Satzung oder einer értlichen Bauvorschrift nach § 86, die
Regelungen uber die Zulassigkeit, den Standort und die GréRRe der Anlage enthalt, ebenfalls
verfahrensfrei sind, wenn sie den Festsetzungen der Satzung nicht widersprechen.

Die Ausweitung der Verfahrensfreiheit nach Buchstabe c) erfolgt vor dem Hintergrund, dass
der Bund-Lander-Pakt fur Planungs-, Genehmigungs- und Umsetzungsbeschleunigung
(,Bauturbo-Pakt“) vom 07.11.2023 vorsieht, dass in Bezug auf den Ausbau von Freiflachen-
Solaranlagen neben entsprechenden Anderungen auf der Ebene der Bauleitplanung bzw.
der Raumordnung Freiflachen-Solaranlagen als eigene Kategorie mit vereinfachtem Pri-
fungsaufwand bzw. Freistellungsmdglichkeiten in den Landesbauordnungen typisiert werden.

Die bisherigen Buchstaben c bis e a.F. werden aufgrund der Erganzung inhaltlich unveran-
dert zu den Buchstaben d) bis f).

Nummer 8 wird redaktionell entsprechend der MBO-2024 korrigiert und das Komma nach
Durchlassen gestrichen.

4. Musterkonforme Anpassung der Verfahrensfreiheit von Nebenanlagen fiir
Ladeinfrastruktur

Nummer 15 Buchstabe b), welche bisher Zapfsaulen und Tankautomaten genehmigter
Tankstellen genehmigungsfrei gestellt hat, wird entsprechend der MBO-2024 um Ladestatio-
nen fur Elektromobilitat einschliel3lich technischer Nebenanlagen und die damit verbundene
Anderung der Nutzung erweitert.

Im Gegenzug wird der bisherige Buchstabe g) a.F., der Ladesaulen fiir Elektromobilitat als
Einzelstandort oder innerhalb genehmigter Ladestationen verfahrensfrei gestellt hat, gestri-
chen

Die musterkonforme Ausweitung der Verfahrensfreiheit auf die technischen Nebenanlagen
der Ladestationen fuhrt zu einem vom Bundesministerium fiir Wohnen, Stadtentwicklung und
Bauwesen gewiinschten vereinfachten Ausbau der Ladeinfrastruktur. Technische Nebenan-
lagen sind Nebenanlagen, die in einem technisch-funktionalen Zusammenhang mit dem Be-
trieb der Ladestation stehen. Hierunter fallen insbesondere Transformatorenstationen.

Von dem Begriff der ,technischen Nebenanlagen® nicht umfasst sind sonstige Nebenanla-
gen, die keinen technischen-funktionalen Zusammenhang mit dem Betrieb der Ladestation
aufweisen. Hierunter fallen insbesondere solche Nebenanlagen, die den Ladevorgang als
solchen komfortabler gestalten, wie etwa Nebenanlagen zum Verweilen (bspw. Uberdachun-
gen, Sitzmoglichkeiten, Aufenthaltsraume etc.). Eine solche Aufweitung wird nach Beratung
durch die Fachkommission Bauaufsicht auf ihrer 337. Sitzung am 11./12. Juni 2024 kritisch
gesehen, da diese im Regelfall - gerade im AufRenbereich -planungsrechtliche Fragen auf-
werfen. Sie eignen sich aufgrund der planungsrechtlichen Konflikttrachtigkeit daher nicht, ge-
nerell verfahrensfrei gestellt zu werden.

Fur die zugigere Behandlung von Vorhaben der Ladeinfrastruktur, welche auch die Errich-
tung von Uberdachungen sowie Aufenthaltsrdumen und dgl. umfassen, kann das Instrument
der Typengenehmigung eine mégliche Handhabe sein.

Mit der musterkonformen Ausweitung der Verfahrensfreiheit wird es bspw. moglich, auch
mehrere, bereits vorhandene Stellplatzflachen z.B. von Einzelhandelsbetrieben als Ladestati-
onen umzunutzen. Dies kann auch im Bereich von Stellplatzflachen genehmigter Tankstellen
oder durch Umnutzung vorhandener Zapfsaulen geschehen.

Wird die Flache fiir Vorhaben der Ladeinfrastruktur hingegen vollstandig neu errichtet, ist
entweder eine isolierte planungsrechtliche Zulassigkeitsprifung nach § 67 Absatz 2 durchzu-
fUhren oder es ist ein vereinfachtes Genehmigungsverfahren nach § 63 durchzufiihren, so-
fern in diesem Zusammenhang auch andere Nebenanlagen (z.B. mit Verweilcharakter, dazu-
gehoriger Kiosk, Sanitaranlagen etc.) errichtet werden sollen.

2.  Verfahrensfreiheit fiir Vorhaben des Zivilschutzes und auf militarisch genutzten
Liegenschaften
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In Nummer 13 Buchstabe d), der bisher voriibergehend aufgestellte Behelfsbauten um-
fasste, die der Landesverteidigung, dem Katastrophenschutz oder der Unfallhilfe dienen,
werden in Abstimmung mit der Senatorin fur Soziales und dem Senator fur Inneres Vorhaben
des Zivilschutzes mit Bezug auf § 1 des Zivilschutz- und Katastrophenhilfegesetzes (ZSKG)
erganzt. Aufgabe des Zivilschutzes ist es, durch nichtmilitarische Malnahmen die Bevolke-
rung, ihre Wohnungen und Arbeitsstatten, lebens- oder verteidigungswichtige zivile Dienst-
stellen, Betriebe, Einrichtungen und Anlagen sowie das Kulturgut vor Kriegseinwirkungen zu
schitzen und deren Folgen zu beseitigen oder zu mildern wobei behdrdliche Mallnahmen
die Selbsthilfe der Bevolkerung erganzen.

In Nummer 15 werden mit dem frei gewordenen Buchstaben g nun in Abstimmung mit dem
Senator fir Inneres Vorhaben auf militdrisch genutzten Liegenschaften verfahrensfrei ge-
stellt.

Diese Ausweitung setzt einen Beschluss der Konferenz der Regierungschefinnen und Regie-
rungschefs der Lander am 4. Dezember 2025 in Berlin zu TOP 1.2.2 — AG Staatsmodernisie-
rung um. Im MalRnahmenkatalog der féderalen Modernisierungsagenda ist unter Ziffer 61
zum Baurecht als vierter Punkt aufgefihrt, dass die Lander Vorhaben auf militarisch genutz-
ten Liegenschaften verfahrensfrei stellen werden.

Liegenschaften sind abgegrenzte Grundstlicke, die bebaut oder unbebaut sein kénnen, ein-
schlieBlich aller fest mit dem Boden verbundenen Gebaude, Anlagen und Bepflanzungen;
der Begriff wird oft synonym zu "Immobilien" genutzt und umfasst sowohl private als auch 6f-
fentliche Grundstlicke, die als wertbestandige Vermdgenswerte und fiir verschiedene Zwe-
cke wie Wohnen, Gewerbe oder 6ffentliche Infrastruktur dienen, wobei ihre Verwaltung und
Vermarktung durch spezielle Amter erfolgt.

Das zentrale Amt fur Bundeswehr-Liegenschaften ist das Bundesamt fiir Infrastruktur, Um-
weltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr (BAIUDBw), das alle Bereiche des Liegen-
schafts-, Bau- und Umweltmanagements bindelt, wahrend die Bundesanstalt fir Immobilien-
aufgaben (BImA) der Eigentimer der meisten Liegenschaften ist und die Verwaltung Uber-
nimmt. Praktisch umgesetzt wird das Management vor Ort durch die Bundeswehr-Dienstleis-
tungszentren (BwDLZ), die fur Betrieb, Instandhaltung und Facility Management zustandig
sind.

Auf diesen militarisch genutzten Grundstiicken kénnen alle erforderlichen baulichen Anlagen
in Eigenverantwortung der fur die Liegenschaft zustandigen Stelle errichtet werden. Auch
wenn kein bauaufsichtliches Verfahren durchgefuhrt wird, sind die 6ffentlich-rechtlichen An-
forderungen nach § 59 Absatz 2 einzuhalten.

Bei notwendigen Vorhaben der Landesverteidigung auf nicht militarischen Liegenschaften (=
alle anderen Grundstulicksflachen) bleibt es bei der bisherigen Kenntnisgabe nach Absatz 5
BremLBO an die zustandige untere Bauaufsichtsbehdrde, sofern diese dauerhaft errichtet
werden sollen. Auch in diesen Fallen findet kein ansonsten ubliches bauaufsichtliches Ver-
fahren statt.

Sofern Behelfsbauten, die der Landesverteidigung, dem Katastrophenschutz, dem Zivil-
schutz oder der Unfallhilfe dienen, nur voribergehend aufgestellt oder benutzt werden sol-
len, sind diese Anlagen nach Absatz 1 Nummer 13 Buchstabe d) unverandert verfahrens-
frei.

Sonstige bauliche Anlagen, die als ,kritische Infrastruktur eingestuft werden, dirften wohl im
Regelfall Sonderbauten nach § 2 Absatz 4 BremLBO sein, fiir die ein Baugenehmigungsver-
fahren nach § 64 BremLBO durchzufihren ist, sofern diese nicht einem fachrechtlichen Ge-
stattungsverfahren nach § 60 unterliegen

Sofern hierzu vor Einreichung des Bauantrages eine Bauvorhabenkonferenz nach § 68 Ab-
satz 5 BremLBO durchgefihrt wird, misste es mdglich sein, das anschlielende Baugeneh-
migungsverfahren in der gebotenen Eile durchzufuhren, damit die erforderliche Baugenehmi-
gung zigig erteilt werden kann.
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Die Absitze 2 bis 5 bleiben inhaltlich unverandert gegeniiber der BremLBO-2024. In Ab-
satz 3 Satz 8 werden lediglich redaktionelle Anpassungen vorgenommen.

In der Nothilfevorschrift des Absatzes 6 werden in Satz 5 die behdrdlich festzustellenden
Notsituationen der Nummer 2, welche bisher nach dem Bremischen Hilfeleistungsgesetz nur
den Katastrophenfall umfasste, in Abstimmung mit dem Senator fur Inneres um die ,Krise*
und das ,aullergewdhnliche Ereignis“ erweitert. Diese Anpassung nimmt Bezug auf das zwi-
schenzeitlich fortgeschriebene Bremische Hilfeleistungsgesetz (BremHilfeG) vom 1. April
2025 (Brem.GBI. 2025, S. 261), welches in Teil 4, im Kapitel 1 bis 4 / mit den §§ 41 bis 61
Regelungen zum Katastrophenschutz enthalt und mit der Anderung um Kapitel 5 erganzt
wurde, welches mit den §§ 62 bis 70 Regelungen betreffend aulergewdhnliche Ereignisse
oder einer Krise enthalten.

Entsprechend § 41 des fortgeschriebenen BremHilfeG werden die Begrifflichkeiten wie folgt
abgegrenzt:

1. Der Oberbegriff des Katastrophenschutzes wird in § 41 Absatz 1 BremHilfeG als die
Vorbereitung der Bekdmpfung sowie die Bekdmpfung von Katastrophen und auf3erge-
wohnlichen Ereignissen bezeichnet.

2.  Eine Katastrophe im Sinne von § 41 Absatz 2 BremHilfeG ist ein Uber die Schadens-
falle des taglichen Lebens und eine Gro3schadenslage hinausgehender Notstand, bei
dem Leben, Gesundheit, die lebenswichtige Versorgung der Bevolkerung, die Umwelt
oder erhebliche Sachwerte in einem solchen Mal3e gefahrdet oder beeintrachtigt sind,
dass seine Bekdmpfung durch die zustandigen Behdrden und die notwendigen Ein-
satz- und Hilfskrafte eine zentrale Leitung erfordert.

3.  Ein auBergewohnliches Ereignis im Sinne von § 41 Absatz 3 BremHilfeG ist eine Ge-
fahr fir Leben, Gesundheit, die lebenswichtige Versorgung der Bevdlkerung, die Um-
welt oder erhebliche Sachwerte, die mit den Mitteln der ortlichen Gefahrenabwehr nicht
mehr zu bewaltigen ist und deren Bekampfung eine zentrale Unterstitzung durch die
Behdrden und die Einsatzkrafte und -mittel des Katastrophenschutzes erfordert.

4, Eine Krise im Sinne von § 41 Absatz 4 BremHilfeG ist eine aulergewdhnliche Lage,
durch die die Funktionsfahigkeit der offentlichen Verwaltung ganz oder teilweise beein-
trachtigt ist und deren Bewaltigung die Unterstitzung der zustandigen Behdrden durch
die Behoérden und die Einsatzkrafte und -mittel des Katastrophenschutzes erfordert.

Zu § 62 - Genehmigungsfreistellung

§ 62 enthalt die Anforderungen an die Genehmigungsfreistellung.
Allgemeine Anmerkungen:

Von der BremLBO-2010 bis zur BremLBO-2024 war der Anwendungsbereich der Genehmi-
gungsfreistellung nur auf Vorhaben des Wohnungsbaus in qualifiziert beplanten Gebieten bis
zur Sonderbaugrenze beschrankt.

Mit der LBO-Novelle 2026 werden die Absatze 1 und 2 in Anpassung an die Musterbauord-
nung wesentlich verandert, da der Anwendungsbereich der Genehmigungsfreistellung ent-
sprechend Eckpunkt 5 nunmehr musterkonform auf alle Vorhaben bis zur Sonderbaugrenze
ausgeweitet werden soll.

Diese Anpassung setzt einen Beschluss der Konferenz der Regierungschefinnen und Regie-
rungschefs der Lander vom 4. Dezember 2025 in Berlin zu TOP 1.2.2 — AG Staatsmoderni-
sierung um. Im MaRRnahmenkatalog der féderalen Modernisierungsagenda ist unter Ziffer 61
zum Baurecht als zweiter Punkt aufgefiihrt, dass die Lander bis zum 30.06.2026 in ihren
Landesbauordnungen Verfahren mindestens in dem Umfang genehmigungsfrei stellen, wie
dies in § 62 MBO vorgesehen ist.
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Zur konkreten Ausgestaltung der Vorschrift:

Im Rahmen der Fortschreibung der MBO 2023 und 2024 waren mit den Nummern 2 und 3
bereits weitere Anwendungstatbestande in die BremLBO-2024 aufgenommen worden, so

dass es mit dieser Novelle erforderlich, ist Absatz 1 entsprechend der MBO-2024 fiir eine

bessere Lesbarkeit redaktionell neu zu strukturieren.

Absatz 1 setzt im Satz 1 mit den Nummern 1 bis 3 den Anwendungsbereich der Genehmi-
gungsfreistellung fest. Nach Satz 1 bedarf demnach keiner Genehmigung

Nach Nummer 1 unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 die Errichtung, Anderung und
Nutzungsanderung von baulichen Anlagen, die keine Sonderbauten nach § 2 Absatz 4 sind
oder werden, wie Satz 2 einleitend klarstellt.

Die Ausweitung der Nummer 1 dient entsprechend Eckpunkt 5 der Umsetzung des MPK-Be-
schlusses zur Herstellung von MBO-Konformitat.

Nach Nummer 2 unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 3 und 4 im An-
wendungsbereich des

Nach dem erweiterten Buchstabe a) entsprechend § 34 des Baugesetzbuches die Ande-
rung und Nutzungsanderung von Dachge-
schossen zu Wohnzwecken einschlielich der Errichtung von Dachgauben bei Gebauden,

Buchstabe a) war als Satz 2 Nummer 1 a.F. bereits im Rahmen der Einfiihrung der Umbau-
ordnung mit der LBO-Novelle 2024 eingefligt worden, allerdings entsprechend der MBO-
2023 auf den reinen Dachgeschossausbau begrenzt. Dies vor dem Hintergrund, dass in Be-
reichen nach § 34 BauGB der Dachgeschossausbau regelmaRig keine Auswirkungen auf
das Tatbestandsmerkmal ,Einfligen® hinsichtlich des MaRRes baulicher Nutzung hat, da sich
die Kubatur des Gebaudes nicht wesentlich verandert. Damit ist das Risiko, dass ohne Pri-
fung der bauplanungsrechtlichen Zulassigkeit des Dachgeschossausbaus stadtebauliche
Missstande verursacht oder verscharft werden, gering. Daher soll auch der Dachgeschoss-
ausbau im unbeplanten Innenbereich genehmigungsfrei gestellt werden und schafft damit
eine wesentliche verfahrensrechtliche Erleichterung fir Umbauten im Bestand.

|

Soweit die bauplanungsrechtliche Zulassigkeit aus Sicht der Gemeinde zweifelhaft ist, kann
sie das Vorhaben nach Absatz 2 Nummer 4 ohne weitere Begriindung in das vereinfachte
Genehmigungsverfahren Uberleiten. In der relativen Vielzahl der unproblematischen Falle
koénnte der Bauherr nach Absatz 3 dagegen einen Monat nach Einreichen vollstandiger Un-
terlagen bei der Gemeinde mit der Ausfiihrung seines Vorhabens beginnen. Den Belangen
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des Brandschutzes und der Standsicherheit wird dadurch entsprochen, dass auch im Geneh-
migungsfreistellungsverfahren bautechnische Nachweise zu erstellen und ggf. zu prifen
sind.

Nach dem neuen Buchstabe b) entsprechend § 35 Absatz 1 Nummer 8 Buchstabe b des
Baugesetzbuches die Errichtung und Anderung von Solaranlagen.

Die 145. Bauministerkonferenz hat am 26./27. September 2024 zu TOP 18b eine Fortschrei-
bung der MBO-2024 beschlossen, die inhaltsgleich in die BremLBO Ubernommen werden
soll. Demnach wird Buchstabe b hinzugefligt, wonach die Errichtung und Anderung von So-
laranlagen im Aufienbereich nach § 35 Absatz 1 Nummer 8 Buchstabe b BauGB nunmehr im
Anwendungsbereich der Genehmigungsfreistellung madglich ist.

Demnach ist nach § 35 Absatz 1 BauGB im Auf3enbereich ein Vorhaben nur zulassig, wenn
offentliche Belange nicht entgegenstehen, die ausreichende Erschlieung gesichert ist und
wenn es nach Nummer 8 der Nutzung solarer Strahlungsenergie dient und nach Buchstabe
b) auf einer Flache langs von Doppelbuchstabe aa) Autobahnen oder Doppelbuchstabe bb)
Schienenwegen des Ubergeordneten Netzes im Sinne des § 2b des Allgemeinen Eisenbahn-
gesetzes mit mindestens zwei Hauptgleisen und in einer Entfernung zu diesen von bis zu
200 Metern, gemessen vom auferen Rand der Fahrbahn liegt.

Nach Nummer 3 unverandert die Modernisierung und der Ersatz von Anlagen zur Erzeu-
gung von Strom aus erneuerbaren Energien (Repowering).

Dieser Anwendungsbereich wurde entsprechend der MBO-Fortschreibung 2023 bereits in
die BremLBO-2024 aufgenommen. Er dient der Umsetzung des Artikels 16 Abs. 6 der RED-
lI-Richtlinie (EU) 2018/2001, wonach das Repowering bestehender Anlagen zur Erzeugung
erneuerbarer Energien durch ein vereinfachtes, zligiges Verfahren erleichtert werden soll.
Durch die Anderung wird die Genehmigungsfreistellung auch fir das Repowering von Anla-
gen ermdglicht, die nach § 2 Absatz 4 Nummer 2 Sonderbauten sind, soweit die sonstigen
Voraussetzungen des Absatzes 2 erfilllt sind. Das betrifft vorrangig Windenergieanlagen mit
einer Hohe von mehr als 30 m, jedoch nicht solche Anlagen die nach § 60 eines fachrechtli-
chen Genehmigungsverfahrens bedurfen.

Der neue Satz 2 stellt in Halbsatz 1 unverandert klar, dass Sonderbauten nach § 2 Absatz 4
vom Anwendungsbereich der Genehmigungsfreistellung ausgenommen sind, indem Satz 1
Nummer 1 und 2 gilt nicht, wenn die baulichen Anlagen Sonderbauten sind oder werden. In
diesen Fallen ist das umfangliche Genehmigungsverfahren nach § 64 durchzufihren.

Im Gegensatz zur BremLBO-2024 werden Werbeanlagen nunmehr auch vom Anwendungsbe-
reich der Genehmigungsfreistellung erfasst, sofern sie in qualifiziert beplanten Gebieten keiner
planungsrechtlichen Zulassigkeitsprifung bedlrfen. Anderenfalls sind sie lediglich im verein-
fachten Genehmigungsverfahren nach § 63 zu prifen. Die bisherige Prifung im umfanglichen
Genehmigungsverfahren entfallt, da auch diese Anlagen von der verfahrensrechtlichen Dere-
gulierung profitieren sollen.

Satz 2 Halbsatz 2 setzt redaktionell angepasst entsprechend Satz 4 a.F. unverandert die Se-
veso-llI-Richtlinie 2012/18/EU um, wird inhaltlich MBO-konform um die Nummer 2 erweitert
und stellt klar, dass die Genehmigungsfreistellung ebenfalls keine Anwendung findet fur die
Errichtung, Anderung oder Nutzungséanderung von

nach Nummer 1 eines oder mehrerer Gebaude, wenn dadurch dem Wohnen dienende Nut-
zungseinheiten mit einer GroRe von insgesamt mehr als 5 000 m? Brutto-Grundflache ge-
schaffen werden, und

nach der neuen Nummer 2 fiir bauliche Anlagen, die 6ffentlich zuganglich sind, wenn
dadurch die gleichzeitige Nutzung durch mehr als 100 zusatzliche Besuchende erméglicht
wird. Die Erganzung der Rickausnahme nach der neuen Nummer 2 ist aufgrund der MBO-
konformen Ausweitung der Genehmigungsfreistellung auch auf gewerbliche Vorhaben erfor-
derlich.
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Vorhaben nach Nummer 1 oder Nummer 2 missen innerhalb des angemessenen Sicher-

heitsabstands eines Betriebsbereichs im Sinne des § 3 Absatz 5a des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes liegen; ist der angemessene Sicherheitsabstand nicht bekannt, ist ma3geb-
lich, ob sich das Vorhaben innerhalb des Achtungsabstands des Betriebsbereichs befindet.

Die Priifung, ob ein Vorhaben in den Anwendungsbereich der Seveso-llI-Richtlinie
2012/18/EU fallt, ist entsprechend § 13 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe b) bereits durch die
Bauherrschaft mit Stellung des Bauantrages durchzuflihren, um das richtige bauaufsichtliche
Verfahren anzuwahlen. Bei einer Seveso-llI-Betroffenheit ist eine Priifung der planungsrecht-
lichen Zulassigkeit in einem Baugenehmigungsverfahren nach § 63 bei Regelbauten nach
Nummer 1 oder nach § 64 bei Vorhaben nach Nummer 2 durchzuflihren, welches durch den
Schwellenwert von mehr als 100 Besuchende zu einem Sonderbau nach § 2 Absatz 4 Num-
mer 6 wird.

Absatz 2 enthalt mit den Satzen 1 und 2 die Voraussetzungen der Genehmigungsfreistel-
lung fir Vorhaben nach Absatz 1.

Nach Satz 1 ist ein Bauvorhaben nach Absatz 1 grundsatzlich dann genehmigungsfrei ge-
stellt, wenn auch im Rahmen der Erstellung des Bauantrages keine planungsrechtliche Zu-
lassigkeitsentscheidung zu treffen ist (sog. “plankonformes Bauen®). Dies ist der Fall, wenn
das Vorhaben

nach Nummer 1 im Geltungsbereich eines Bebauungsplans im Sinne des § 12, § 30 Ab-
satz 1 oder des § 30 Absatz 2 des Baugesetzbuches mit Festsetzungen nach der Baunut-
zungsverordnung liegt,

nach Nummer 2 es den Festsetzungen des Bebauungsplans nicht widerspricht, d.h. es sind
weder isolierte stadtebauliche Ermessensentscheidungen noch Ausnahmen oder Befreiun-
on nach § 31 des Baugesetzbuches erforderlich (Siehe Rierz die Beibehalfung der biShar:

nach Nummer 3 die ErschlieBung im Sinne des Baugesetzbuches gesichert ist und die An-
forderungen der §§ 4 und 5 erfillt sind und

nach Nummer 4 die Gemeinde nicht innerhalb der Frist nach Absatz 3 Satz 2 erklart, dass
das vereinfachte Baugenehmigungsverfahren durchgefiihrt werden soll oder eine vorlaufige
Untersagung nach § 15 Absatz 1 Satz 2 des Baugesetzbuches beantragt.

—

—

F
—

Seite 66



Begriindung zur Anderung der Bremischen Landesbauordnung (BremLBO-2026),
Fassung vom 30. Juni 2026

In Absatz 3 Satz 4 wird der bisherige Begriff ,Unterlagen® durch Bauvorlagen ersetzt, um
eine begriffliche Gleichstellung an den Aufzahlungskatalog fir bauliche Anlagen nach § 3
BremBauVorlV herzustellen. Dariber hinaus wird in den Absétzen 3 und 4 an mehreren
Stellen die bisherige Bezeichnung ,Bauherrin oder Bauherr” durch die genderneutrale Be-
zeichnung ,Bauherrschaft im Sinne des in der Uberschrift angepassten § 53 verwendet.
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Satz 2 stellt unverandert klar, dass darauf, dass die Gemeinde von ihrer Erklarungsmaoglich-
keit keinen Gebrauch macht, kein Rechtsanspruch besteht. Erklart die Gemeinde, dass das
vereinfachte Baugenehmigungsverfahren durchgefihrt werden soll, hat sie der Bauherrin
oder dem Bauherrn vorgelegte Bauvorlagen nach Satz 3 zurlickzureichen; dies gilt nicht,
wenn die Bauherrin oder der Bauherr bei der Einreichung der Bauvorlagen bestimmt hat,
dass diese im Fall der Erklarung nach Absatz 2 Nummer 4 als Bauantrag flr das verein-
fachte Genehmigungsverfahren nach § 63 zu behandeln sind.

Absatz 5 enthalt in modifizierter Form die Verweise auf verfahrensrechtliche Regelungen der
BremLBO, die auch in der Genehmigungsfreistellung anzuwenden sind. Die Vorschrift wird
zur Schaffung von Rechtsklarheit betreffend die Anforderungen an bautechnische Nach-
weise mit den Satzen 2 und 3 um verfahrensrechtliche Spezialregelungen mit dem Ziel er-
ganzt, diese gebundelt in der betreffenden Verfahrensvorschrift des § 62 aufzunehmen, um
zukulnftig eine einheitliche Vollzugspraxis zu erleichtern.

Satz 1 a.F. hat bisher lediglich klargestellt, dass die Anforderungen an bautechnische Nach-
weise nach § 66 unberihrt bleiben. Dies in der unterstellten Annahme, dass die verfahrens-
unabhangigen Regelungen des § 66 auch in der Genehmigungsfreistellung nach § 62 ohne
Vollzugsprobleme zur Anwendung kommen. Da es jedoch diesbeziiglich beim praktischen
Ablauf der bauaufsichtlichen Verfahren nach § 62 vermehrt zu Irritationen gekommen ist, sol-
len die Satze 2 und 3 als verfahrensrechtliche Erganzung zur Anwendung des § 66 im Rah-
men von Vorhaben der Genehmigungsfreistellung neu hinzugefiigt werden. Ansonsten sind
die Ubrigen Regelungen des § 66 wie bisher unverandert anzuwenden. Dies stellt der gean-
derte Satz 1 klar.
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Satz 2 a.F. wird als redaktionelle Folgednderung zu Satz 4 und verweist in Anlehnung an die
MBO mit redaktionellen Korrekturen auf die entsprechende Anwendung der nachfolgenden
Verfahrensvorschriften:

Nach § 59 Absatz 2 entbindet eine Genehmigungsfreistellung nicht von der Verpflichtung zur
Einhaltung der Anforderungen, die durch 6ffentlich-rechtliche Vorschriften an Anlagen ge-
stellt werden und insbesondere die bauaufsichtlichen Eingriffsbefugnisse nach § 58 Absatz 2
finden Anwendung, sofern repressiv Fehler in den Bauvorlagen und in der Bauausfiihrung
festgestellt werden.

Nach § 68 Absatz 2 Satz 1 sind mit dem Antrag zur Genehmigungsfreistellung alle fur die
Beurteilung des Bauvorhabens und die Bearbeitung des Bauantrags erforderlichen Unterla-
gen (Bauvorlagen) einzureichen.

Nach § 68 Absatz 4 kann die Zustimmung der Grundstlickseigentiimerin oder des Grund-
stlckseigentimers zu dem Bauvorhaben gefordert werden, wenn die Bauherrin oder der
Bauherr nicht Grundstickseigentimerin oder Grundstlickseigentimer ist.

Da nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 auch die Modernisierung und der Ersatz von Anlagen
zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien (Repowering) in qualifiziert beplanten
Gebieten in den Anwendungsbereich der Genehmigungsfreistellung fallen kann, finden die
erganzenden Verfahrensvorschriften des § 69 Absatz 4 fir diese Anlagen ebenfalls Anwen-
dung.

Nach § 71 gelten die Anforderungen an die Verarbeitung personenbezogener Daten sinnge-
malf, da auch bei Einreichung der Genehmigungsfreistellung eine Datenerhebung und Da-
tenverarbeitung stattfindet.

Einige Anforderungen an den Baubeginn sind nach § 72 analog den Regelungen zur Bauge-
nehmigung zu beachten.
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Nach § 72 Absatz 6 Satz 1 und 2 missen vor Baubeginn eines Gebaudes die Grundrissfla-
che abgesteckt und seine Hohenlage festgelegt sein. 2Ebenso missen die Mitteilung der Ge-
nehmigungsfreistellung sowie die Bauvorlagen, einschlie3lich der bautechnischen Nach-
weise an der Baustelle von Baubeginn an vorliegen.

Zu § 63 — vereinfachtes Baugenehmiqungsverfahren

Kernstlick der Novelle der BremLBO-2026 mit dem Ziel der Verfahrensvereinfachung und —
Beschleunigung ist entsprechend Eckpunkt 3 das vereinfachte Genehmigungsverfahren
nach § 63 auch auf den Nichtwohnungsbau bis zur Sonderbaugrenze auszuweiten und damit
im Gegenzug den Anwendungsbereich des umfanglichen Genehmigungsverfahrens nur
noch auf Sonderbauten zu beschranken (siehe zu § 64 mit den Eckpunkten 1 und 2).

Da entsprechend Eckpunkt 5 der Anwendungsbereich der Genehmigungsfreistellung nach §
62 ebenfalls auf alle Vorhaben bis zur Sonderbaugrenze ausgeweitet, wird bleibt der seit der
BremLBO-10 bestehende Gleichklang der vorhabenbezogenen Anwendungsbereiche der
Genehmigungsfreistellung nach § 62 fir qualifiziert beplante Bereiche und des vereinfachten
Genehmigungsverfahrens nach § 63 fiir den unbepplanten Innenbereich oder den Aul3enbe-
reich bestehen.

Far Vorhaben, die im vereinfachten Baugenehmigungsverfahren nach § 63 zu prifen sind,
ist bereits mit der LBO-Novelle 2024 mit § 72 Absatz 1a eine Genehmigungsfiktion eingefuhrt
worden. Auf die Ausflihrungen in der Begriindung zu § 72 Absatz 1a wird erganzend hinge-
wiesen.

Der Prifumfang durch die Bauaufsichtsbehdrde wird mit dieser Novelle wie folgt angepasst:

Nach Nummer 1 unverandert gegeniiber der BremLBO-2022 die Ubereinstimmung mit den
Vorschriften Uber die Zulassigkeit der baulichen Anlagen nach den §§ 29 bis 38 des Bauge-
setzbuches,
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Nach Nummer 3 unverandert entsprechend Nummer 2 a.F. beantragte Abweichungen im
Sinne des § 67 Absatz 1 und 2 Satz 2 sowie

Nach Nummer 4 unverandert entsprechend Nummer 3 a.F. andere &ffentlich-rechtliche An-
forderungen, soweit wegen der Baugenehmigung eine Entscheidung nach anderen 6ffent-
lich-rechtlichen Vorschriften entfallt oder ersetzt wird. Dies betrifft die Rechtsbereiche des
sog. ,aufgedrangten Baunebenrechts®, dem insbesondere das Denkmalschutzrecht und
langfristige Sondernutzungen nach Landesstrallenrecht zuzurechnen sind.

Satz 2 stellt unverandert klar, dass die Prifung bautechnischer Nachweise ,verfahrensunab-
hangig nach den in § 66 geregelten Anforderungen durchzufiihren ist. Im Rahmen des paral-
lel durchzuflihrenden Genehmigungsverfahrens besteht diesbeziiglich die Mdglichkeit, Ne-
benbestimmungen in die Baugenehmigung aufzunehmen.

Absatz 2 ist entsprechend der Synopse zur MBO-Fortschreibung vom 14.03.2023 (siehe
TOP 13 der 332. Sitzung der FK Bauaufsicht) nach Beschluss der 142 BMK vom
23./24.11.2023 zu TOP 11 bereits mit der BremLBO 2024 neu hinzugefligt worden.
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Satz 1 dient der Umsetzung von Artikel 16 Absatz 5 und 6 der RED-II-Richtlinie (EU)
2018/2001, wonach das Genehmigungsverfahren fur die dort genannten Anlagen nicht lan-
ger als ein Jahr dauern darf. Nur in besonderen Fallen ist eine Verlangerung auf zwei Jahre
maoglich. Die Folge einer Fristliberschreitung wird in der RED-II-Richtlinie (EU) 2018/2001
nicht geregelt. Eine in diesem Fall eintretende Genehmigungsfiktion entspricht nach Satz 2
der Konzeption des § 42a des Bremischen Verwaltungsverfahrensgesetzes.

Absatz 2 ist daher fir Vorhaben, die entsprechend der RED-II-Richtlinie umgesetzt werden
mit der fur diese Vorhaben festgelegten Jahresfiktion die Spezialregelung gegentiber der in
§ 72 Absatz 1a fur alle tbrigen Vorhaben nach § 63 festgelegten Genehmigungsfiktion nach
Ablauf der zwolfwdchigen Entscheidungsfrist.

Zu § 64 — Baugenehmigungsverfahren

Korrespondierendes Kernstlick der Novelle der BremLBO-2026 ist im Gegenzug zur Auswei-
tung des Anwendungsbereiches des vereinfachten Genehmigungsverfahrens nach § 63 ent-
sprechend Eckpunkt 3 die gleichzeitige Beschrankung des Anwendungsbereiches des um-
fanglichen Genehmigungsverfahrens nach § 64 entsprechend Eckpunkt 1 nur noch auf Son-
derbauten, die aufgrund ihrer Komplexitat weiterhin einer vollumfanglichen behérdlichen pra-
ventiven Prufung hinsichtlich ihnrer Genehmigungsfahigkeit beduirfen.

Satz 1 enthalt einleitend den an Angleichung an die Musterbauordnung reduzierten Anwen-
dungsbereich, der nur noch auf Sonderbauten nach § 2 Absatz 4 beschrankt wird.

Das veranderte Prifprogramm soll Erweiterung um die Nummer 4 Gbersichtlicher dargestellt
werden. Bei Baugenehmigungsverfahren nach § 64 sind durch die unteren Bauaufsichtsbe-
hérden zu prifen:

Nach Nummer 1 unverandert die Vorschriften des Baugesetzbuches und aufgrund des Bau-
gesetzbuches, Entscheidungen nach § 67 Absatz 2 Satz 1 Giber planungsrechtliche Ausnah-
men und Befreiungen eingeschlossen,

nach Nummer 2 die bauordnungsrechtlichen Vorschriften dieses Gesetzes und aufgrund
dieses Gesetzes, Entscheidungen nach § 67 Absatz 2 Satz 1 Uiber bauordnungsrechtliche
Abweichungen eingeschlossen,

Die Baunebenrechtsrechtsprifung nach Nummer 3 a.F. wird zur Klarstellung der zu prifen-
den Rechtsbereiche in die Nummern 3 und 4 aufgeteilt:

nach Nummer 3 andere 6ffentlich-rechtliche Anforderungen, soweit wegen der Baugenehmi-
gung eine Entscheidung nach anderen 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften entfallt oder ersetzt
wird. Dies betrifft gleichlautend zu § 63 Absatz 1 Nummer 4 die Rechtsbereiche des sog.
»2aufgedrangten Baunebenrechts®, dem insbesondere das Denkmalschutzrecht und langfris-
tige Sondernutzungen nach Landesstralienrecht zuzurechnen sind. Als Ergebnis der Behor-
denbeteiligung nach § 69 Absatz 1 ist Einvernehmen herzustellen, da die spatere Baugeneh-
migung die fachbehdrdliche Entscheidung einschlieft.

Nach der neuen Nummer 4 andere 6ffentlich-rechtliche Anforderungen, ausgenommen die
Anforderungen Arbeitsstattenrechts, flr die kein eigenes Zulassungs- oder Kenntnisgabever-
fahren bei einer Fachbehorde durchzufihren ist| Der Bereich des ,sonstigen Bauneben-
rechts“ gehdrte auch bisher schon zum Priufumfang nach Nummer 3 a.F.: Im Rahmen der
der Behordenbeteiligung nach § 69 Absatz 1 soll die zustandige Fachbehdérde ins Benehmen
mit Moglichkeit zur Abgabe einer fachlichen Stellungnahme gesetzt werden, welche — sofern
erforderlich — mit Nebenbestimmungen oder Hinweisen in die Baugenehmigung einflie3en
koénnen.

Auch wenn an dieser Stelle regelungstechnisch nicht verortet, sei auf den Wegfall der
Schlusspunktprifung flir Baunebenrecht mit eigenem Fachverfahren hingewiesen, welches
bis zur LBO-2024 durchzuflinren war und mit dieser Novelle entsprechend Eckpunkt 2 auch
fur Verfahren nach § 64 entfallt. Auf die erganzenden Ausfiihrungen in der Begriindung zum
angepassten § 72 Absatz 1 wird verwiesen.
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Satz 2 stellt mit Verweis auf § 61 Absatz 3 Satz 3 wie bisher klar, dass in bestimmten Fallen
auch fur die Beseitigung von Anlagen ein Baugenehmigungsverfahren durchgefthrt werden
kann. Hinsichtlich der Beseitigung von Anlagen bleibt die verfahrensrechtliche Ausrichtung
gegeniber der BremLBO-2024 unverandert, da im Regelfall lediglich ein Anzeigeverfahren
nach § 61 Absatz 3 Satz 2 durchzufiihren ist oder bei schwierigen Féllen eine Uberfiihrung in
das Baugenehmigungsverfahren nach § 64 erfolgt, welches im Einzelfall aufgrund der Um-
fanglichkeit der Prifung und notwendiger Behérdenbeteiligungen, die keiner Fiktionsrege-
lung unterliegen sollen, weiterhin gerechtfertigt ist.

Satz 3 stellt unverandert klar, dass die Prufung bautechnischer Nachweise ,verfahrensunab-
hangig nach den in § 66 geregelten Anforderungen durchzufiihren ist. Im Rahmen des paral-
lel durchzufihrenden Genehmigungsverfahrens besteht diesbezliglich die Mdglichkeit, Ne-
benbestimmungen in die Baugenehmigung aufzunehmen.

Zu § 64a — bauaufsichtliche Zustimmung
§ 64a bleibt unverandert gegentber der BremLBO-2024.

Zu § 65 — Bauvorlageberechtiqung
§ 65 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2024.

Zu § 66 — Bautechnische Nachweise

§ 66 bleibt mit den Abséatzen 1 bis 5 unverandert gegenliber der BremLBO-2024.
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Zu § 67 — Abweichungen

Die in materiell-rechtlicher Hinsicht ,vor die Klammer gezogene® Abweichungsvorschrift, ent-
halt in Absatz 1 unverandert gegeniber der BremLBO-2024 die grundsatzliche Abwei-
chungsmadglichkeit von bauordnungsrechtlichen Vorschriften im Rahmen einer von der unte-
ren Bauaufsichtsbehoérde zu treffenden Ermessensentscheidung. Die Regelung wird jedoch
abweichend von § 67 Absatz 1 der MBO-2023 nicht als Soll-Vorschrift mit intendiertem Er-
messen ausgestaltet, sondern findet in der Freien Hansestadt Bremen weiterhin als ,Kann-
Vorschrift* Anwendung. Der Begriindungsaufwand liegt also unverandert bei der antragstel-
lenden Person.

Wahrend die Sédtze 1 und 2 unverandert bleiben, hebt Satz 3 mit den neuen Nummern 1
bis 3 besondere Abweichungstatbestéande hervor. Die Erganzung erfolgt in Anlehnung an die
Synopse zur MBO-Fortschreibung vom 14.03.2023 (siehe TOP 14 der 332. Sitzung der FK
Bauaufsicht) nach Beschluss der 142 BMK vom 23./24.11.2023 zu TOP 11 und 13. Abwei-
chungen im Sinne des Satzes 1 sollen demnach privilegiert zugelassen werden fur:
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1Vgl. https://dip.bundestag.de/vorgang/gesetz-zur-zivilrechtlichen-erleichterung-des-geb%C3%A4udebaus-
aeb%C3%A4udetyp-e-gesetz/317304?f.deskriptor=B%C3%BCrgerliches%20Gesetz-
buch&rows=25&pos=3&ctx=e
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Fassung vom 30. Juni 2026

§ 68 bleibt in den Absatzen 1 bis 4 unverandert gegenuber der BremLBO-2022.

Sofern es sich um nach §§ 62 bis 64a verfahrenspflichtige vorhaben handelt, soll es bis auf
Weiteres keine vorhabenbezogenen Einschrankungen geben, da es sich um ein freiwillig
durch die Bauherrschaft kostenpflichtig anzuwahlendes Angebot handelt. Jedoch erscheint
es sinnlogisch, die Bauvorhabenkonferenz nur fir komplexe Vorhaben mit diversen behor-
denubergreifenden Problemstellungen durchzufuhren.

2 Vgl. https://www.bmwsb.bund.de/SharedDocs/kurzmeldungen/Webs/BMWSB/DE/2024/07/gebaeudetyp-e.html
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Die Bauvorhabenkonferenz kann insbesondere fiir Vorhaben sinnvoll sein, flr die anschlie-
Rend eine Anzeige der Genehmigungsfreistellung nach § 62 eingereicht werden soll, um im
Vorfeld baurechtliche Fragestellungen zu klaren und baunebenrechtliche Abstimmungen mit
den Fachbehorden durchzufiihren, da im Anschluss kein bauaufsichtliches Verfahren und
keinerlei Behdrdenbeteiligung stattfindet.
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Zu § 69 — Behandlung des Bauantrages
Absatz 1 bleibt unverandert gegenliber der BremLBO-2024.
Satz 1 regelt die Beteiligung erforderlicher Stellen im bauaufsichtlichen Verfahren.

Nach Nummer 1 deren Beteiligung oder Anhérung fir die Entscheidung Uber den Bauantrag
durch Rechtsvorschrift vorgeschrieben ist. Hierzu zahlen insbesondere im Rahmen der Pri-
fung des ,aufgedrangten Baunebenrechts“ nach § 63 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 oder § 64
Satz 1 Nummer 3 die Fachbehoérden, die in ihren Fachgesetzen normativ geregelt haben,
dass eine Baugenehmigung die fachrechtliche Genehmigung einschlief3t (siehe z.B. § 10 Ab-
satz 7 des Bremischen Denkmalschutzgesetzes, § 18 Absatz 3 des Bremischen Landesstra-
Rengesetzes oder die nach § 8 Absatz 2 Nummer 2 des Bremischen Waldgesetzes in der
Baugenehmigung inkludierte Waldumwandlungsgenehmigung). Durch Rechtsvorschrift vor-
geschrieben ist bspw. eine Beiratsbeteiligung entsprechend § 9 Absatz 1 Nummer 3 des
Ortsgesetzes Uber Beirate und Ortsdmter in der Stadtgemeinde Bremen.

Nach Nummer 2 ohne deren Stellungnahme die Genehmigungsfahigkeit des Bauantrags
nicht beurteilt werden kann. Hierzu zahlt z.B. die Stellungnahme der Berufsfeuerwehr im
Rahmen der bauaufsichtlichen Prifung des Brandschutznachweises nach § 66 Absatz 4
i.V.m. § 27 Absatz 1 BremPPV.

Nach Satz 2 entfallt die Beteiligung oder Anhérung, wenn die jeweilige Stelle dem Bauantrag
bereits vor Einleitung des Baugenehmigungsverfahrens zugestimmt hat. Dies kann z.B. im
Rahmen einer vorherigen Bauvorhabenkonferenz nach § 68 Absatz 5 vereinbart werden.

Bedarf die Erteilung der Baugenehmigung der Zustimmung oder des Einvernehmens einer
Behorde oder sonstigen Stelle, so gilt nach Satz 3 diese als erteilt, wenn sie nicht einen Mo-
nat nach Eingang des Ersuchens unter Angabe von Griinden verweigert wird; von der Frist
nach Halbsatz 1 abweichende Regelungen durch Rechtsvorschrift bleiben unberihrt.

Stellungnahmen bleiben nach Satz 4 unbericksichtigt, wenn sie nicht innerhalb eines Mo-
nats nach Aufforderung zur Stellungnahme bei der Bauaufsichtsbehérde eingehen, es sei
denn, die verspatete Stellungnahme ist fiir die Rechtmafigkeit der Entscheidung Uber den
Bauantrag von Bedeutung.
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Absatz 2 wird gegenulber der BremLBO-2024 zur besseren Verstandlichkeit und Erleichte-
rung des Vollzuges geringfligig modifiziert und regelt die Vorprifung des Bauantrages auf
Vollstandigkeit und erkennbare erhebliche Mangel sowie die Ricknahmefiktion.

Wird im Rahmen der Vorprifung nach Satz 1 festgestellt, dass der Bauantrag oder die Bau-
vorlagen unvollstandig sind oder sonstige erhebliche Mangel aufweisen, so fordert die Bau-
aufsichtsbehorde nach Satz 2 die Bauherrschaft zur Behebung der Mangel innerhalb einer

angemessenen Frist auf.

Satz 3 enthalt unverandert die automatische Rucknahmefiktion, wonach der Antrag als zu-
rickgenommen gilt, wenn die Mangel nicht innerhalb der Frist nach Satz 2 behoben werden.

Satz 4 entspricht unverandert Satz 1 a.F. und bestimmt, dass sobald der Bauantrag und die
Bauvorlagen vollstandig sind, die Bauaufsichtsbehérde der Bauherrschaft in Textform den
Zeitpunkt des vollstandigen Eingangs von Bauantrag und Bauvorlagen bestatigt.

Seite 80



Begriindung zur Anderung der Bremischen Landesbauordnung (BremLBO-2026),
Fassung vom 30. Juni 2026

Absatz 4 wurde bereits mit der BremLBO-2024 hinzugefligt. Entsprechend der Synopse zur
MBO-Fortschreibung vom 14.03.2023 (siehe TOP 13 der 332. Sitzung der FK Bauaufsicht)
nach Beschluss der 142 BMK vom 23./24.11.2023 zu TOP 11 wird damit Artikel 15 Absatz 1
Unterabsatz 2 Buchstabe a, Artikel 16 Absatz 1 bis 3 der Erneuerbare-Energien-Richtlinie
(EU-EERL / Red-lI-Richtlinie) 2018/2001 umgesetzt.

Satz 1 legt mit den Nummern 1 bis 3 die in Landesrecht umzusetzenden Anforderungen der
Red-II-Richtlinie fest.
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Zu § 70 — Beteiligungen der Nachbarinnen und Nachbarn und der Offentlichkeit
§ 70 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2024.

Zu § 71 — Verarbeitung personenbezogener Daten

§ 71 bleibt im Wesentlichen unverandert gegentiiber der BremLBO-2024. Eine entspre-
chende Konkretisierung fur die jeweiligen bauaufsichtlichen Verfahrensschritte erfolgt ber
§ 14 der Bremischen Bauvorlagenverordnung.

N

u § 72 — Baugenehmiqung
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Absatz 1a wurde im Rahmen der LBO-Novelle 2024 hinzugefligt und fiihrt entsprechend

dem Beschluss der 142 BMK am 23./24.11.2023 im Rahmen von TOP 11 in Verbindung mit
dem Bund-Lander-,Bauturbo“ das Instrument der Genehmigungsfiktion flir das vereinfachte
Verfahren nach § 63 ein
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Absatz 2 bleibt unverandert und wurde im Hinblick auf die Digitalisierung des bauaufsichtli-
chen Verfahrens bereits mit der BremLBO-2024 ,technologieoffen” aufgeweitet. Nach Halb-
satz 1 bedarf die Baugenehmigung wie bisher der Schriftform. Alternativ kann das beste-
hende Schriftformerfordernis der BremLBO fir die Baugenehmigung durch die qualifizierte
elektronische Signatur dieses Verwaltungsaktes ersetzt werden. Dies ist durch die Ausge-
staltung des § 3a des BremVwVfG jederzeit moglich, weshalb die Nennung dieser Méglich-
keit nur klarstellenden Charakter hat. Auch wenn sich der Lenkungsausschuss der Projekt-
gruppe ,Digitalisierung des bauaufsichtlichen Verfahrens® am 13.12.2022 sich fir die Einfih-
rung der qualifizierenden elektronischen Signatur ausgesprochen hat, soll der Gesetzentwurf
es darlber hinaus zulassen, dass eine behordliche Authentifizierung der Baugenehmigung
auch Uber eine anderweitige Signatur erfolgen kann, sofern dies in einer anderen &ffentlich-
rechtlichen Vorschrift fur zulassig erklart wird.

Halbsatz 2 bleibt unverandert, indem die Baugenehmigung nur insoweit zu begrinden ist,
als Abweichungen oder Befreiungen von nachbarschitzenden Vorschriften zugelassen wer-
den und die Nachbarin oder der Nachbar nicht nach § 70 Absatz 2 zugestimmt hat.

In Absatz 3 bleiben die Sétze 1 und 2 gegenuber der BremLBO-2024 unverandert. Dem-
nach kann nach Satz 1 die Baugenehmigung unter Auflagen, Bedingungen und dem Vorbe-
halt der nachtraglichen Aufnahme, Anderung oder Ergénzung einer Auflage sowie befristet
erteilt werden. Wird die Baugenehmigung mit einer Nebenbestimmung versehen, kann nach
Satz 2 eine Sicherheitsleistung verlangt werden.

Absatz 4 bleibt unverandert gegentber der BremLBO-2024, wonach die Baugenehmigung
unbeschadet der Rechte Dritter erteilt wird.
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zur praventiven Prifung verpflichtet ist, ob baunebenrechtliche Zulassungsentschei-
dungen entsprechend § 72 Absatz 1 a.F. bereits erteilt worden sind oder voraussicht-
lich erteilt werden kénnen.

Nach der neuen Nummer 4 entsprechend Nummer 3 a.F. die nach § 72 Absatz 7 i.V.m. § 81
Absatz 2 erforderliche Baubeginnanzeige der Bauaufsichtsbehdrde vorliegt.

Absatz 6 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2024. Nach Satz 1 missen vor Bau-
beginn eines Gebaudes die Grundrissflache abgesteckt und seine Hohenlage festgelegt
sein. Nach Satz 2 missen Baugenehmigungen, Bauvorlagen, einschlie3lich der bautechni-
schen Nachweise, an der Baustelle von Baubeginn an vorliegen.

Absatz 7 bleibt unverandert gegeniber der BremLBO-2024. Nach Satz 1 hat die Bauherrin
oder der Bauherr den Ausflihrungsbeginn genehmigungsbediirftiger Vorhaben und die Wie-
deraufnahme der Bauarbeiten nach einer Unterbrechung von mehr als drei Monaten mindes-
tens eine Woche vorher der Bauaufsichtsbehoérde in Textform mitzuteilen (Baubeginnan-
zeige). Mit dieser Anzeige sind nach Satz 2 alle der Bauaufsichtsbehorde noch nicht vorlie-
genden Bauvorlagen einzureichen. Dies schlief3t entsprechend Absatz 5 Nummer 2 auch
den Nachweis Uber nach § 66 zu prufende bautechnische Nachweise ein.

Zu § 72a — Typengenehmigung
§ 72a bleibt unverandert gegentber der BremLBO-2024.

Zu § 73 — Geltungsdauer der Genehmigung

In § 73 Absatz 1 Satz 1 wird der bisherige Verweis auf § 63 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 der
BremLBO-2024 redaktionell durch den Verweis auf § 63 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 ersetzt,
um weiterhin sicherzustellen, dass auch fachrechtliche Genehmigungen, die im Rahmen des
aufgedrangten Baunebenrechts in der Baugenehmigung einkonzentriert sind, unter den Vo-
raussetzungen der Nummer 1 oder 2 nach drei Jahren erléschen.

Zu § 74 — Teilbaugenehmiqung
§ 74 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2024.

Zu § 75 — Vorbescheid
§ 75 bleibt unverandert gegentiber der BremLBO-2024.

Zu § 76 — Fliegende Bauten
§ 76 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2024.

Zu § 77 — Verbot unrechtmiaRig gekennzeichneter Bauprodukte
§ 77 bleibt unverandert gegenlber der BremLBO-2024.

Zu § 78 — Einstellung von Arbeiten
§ 78 bleibt unverandert gegentiber der BremLBO-2024.

Zu § 79 — Beseitigung von Anlagen, Nutzungsuntersagung

§ 79 bleibt im Wesentlichen unverandert gegenliber der BremLBO-2024.
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Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 wird entsprechend der Synopse zur MBO-Fortschreibung vom
6. Februar 2026 nach Zustimmung der 245. Sitzung der FK Bautechnik am 04./05.03.2026
zu TOP 2.3 redaktionell an die neue EU-Bauproduktenverordnung 2024/3110 angepasst.

Zu § 80 — Bauuiberwachung
§ 80 bleibt im Wesentlichen inhaltlich unverandert gegentber der BremLBO-2024.

Die Absitze 4 und 5 werden entsprechend der Synopse zur MBO-Fortschreibung vom
6. Februar 2026 nach Zustimmung der 245. Sitzung der FK Bautechnik am 04./05.03.2026
zu TOP 2.3 redaktionell an die neue EU-Bauproduktenverordnung 2024/3110 angepasst.

Betreffend den Absatz 4 wird klargestellt, dass der Begriff ,Aufzeichnungen” Gebrauchsinfor-
mationen und Sicherheitsinformationen im Sinne von Art. 9 VO (EU) 2024/3110 einschlieft.

Zu § 81 — Bauzustandsanzeigen, Aufnahme der Nutzung
§ 81 bleibt unverandert gegentber der BremLBO-2024

Zu § 82— Baulasten
§ 82 bleibt unverandert gegentiber der BremLBO-2024.

Zu § 83— Ordnungswidrigkeiten
§ 83 bleibt unverandert gegenuber der BremLBO-2024.

Zu § 84— Rechtsvorschriften
§ 84 bleibt unverandert gegentiber der BremLBO-2024.

Zu § 85— Technische Baubestimmungen

§ 85 wird entsprechend der Synopse zur MBO-Fortschreibung vom 6. Februar 2026 nach
Zustimmung der 245. Sitzung der FK Bautechnik am 04./05.03.2026 zu TOP 2.3 an die neue
EU-Bauproduktenverordnung 2024/3110 angepasst.

Die Absiétze 1 und 2 bleiben unverandert gegenuber der BremLBO-2024.

Der bisherige Absatz 3 a.F. der festlegte, dass die Technischen Baubestimmungen sollen
nach den Grundanforderungen gemaf Anhang | der Verordnung (EU) Nummer 305/2011 ge-
gliedert sein sollen, kann entfallen, da der Empfehlung auch ohne gesetzliche Regelung ent-
sprochen wird.

Absatz 4 a.F. wird inhaltlich unverandert zu Absatz 3 n.F. und stellt klar, dass die Techni-
schen Baubestimmungen enthalten die in § 17 Absatz 3 genannte Liste enthalten.

Absatz 5 a.F. wird inhaltlich unverandert zu Absatz 4 n.F. und regelt im Satz 1, dass das
Deutsche Institut fir Bautechnik nach Anhérung der beteiligten Kreise im Einvernehmen mit
der obersten Bauaufsichtsbehérde zur Durchfiihrung dieses Gesetzes und der auf Grund
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen die Technischen Baubestimmungen nach
Absatz 1 als Verwaltungsvorschrift bekannt macht. Satz 2 stellt klar, dass die nach Satz 1
bekannt gemachte Verwaltungsvorschrift gilt als Verwaltungsvorschrift des Landes Bremen
gilt, soweit die oberste Bauaufsichtsbehorde keine abweichende Verwaltungsvorschrift er-
Iasst.
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Zu § 86— Ortliche Bauvorschriften
§ 86 bleibt unverandert gegentiber der BremLBO-2024.

Zu § 87— Ubergangsvorschriften

In § 87 bleiben die Absétze 1 sowie 3 bis 6 unverandert gegentber der BremLBO-2024.

Absatz 2 wird entsprechend der Synopse zur MBO-Fortschreibung vom 6. Februar 2026
nach Zustimmung der 245. Sitzung der FK Bautechnik am 04./05.03.2026 zu TOP 2.3 an die
neue EU-Bauproduktenverordnung 2024/3110 angepasst und regelt nunmehr, dass flr Bau-
produkte, die weiterhin nach der Verordnung (EU) 305/2011 des Europaischen Parlaments
und des Rates vom 9. Marz 2011 zur Festlegung harmonisierter Bedingungen fiir die Ver-
marktung von Bauprodukten und zur Aufhebung der Richtlinie 89/106/EWG, zuletzt geandert
durch die delegierte Verordnung (EU) 2024/2769 der Kommission vom 30. Mai 2024 (ABI. L

2024/2769, 28. Oktober 2024) auf dem Markt bereitgestellt werden, die Regelungen der Lan-
anzuwenden sind,

soweit diese auf die Verordnung (EU) Nr. 305/2011 verweisen.

Die neue Ubergangsvorschrift erméglicht damit die Verwendung von Bauprodukten, die noch
nach der alten Verordnung (EU) Nr. 305/2011bereitgestellt werden. Satz 2 a.F. der bislang
festgelegt hat, dass wenn bereits in Verkehr gebrachte Bauprodukte, die die CE-Kennzeich-
nung aufgrund der Verordnung (EU) Nummer 305/2011 tragen, mit dem U-Zeichen gekenn-
zeichnet sind, das U-Zeichen ab dem 1. Oktober 2018 seine Giiltigkeit verliert, kann entfal-
len, da es fiir diese Ubergangsvorschrift keine Anwendungsfalle mehr gibt.

Zu Artikel 2— Anderung der Bauvorlagenverordnung

Siehe separates Dokument
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Zu Artikel 3— Bekanntmachungserlaubnis

Da die BremLBO-2026 als Anderungsgesetz beschlossen werden soll, ermachtigt Artikel 3
die Senatorin oder der Senator fur Bau, Mobilitdt und Stadtentwicklung den vollstandigen
Wortlaut sowohl der Bremischen Landesbauordnung in der vom 14. Januar 2027 an gelten-
den Fassung als auch der Bremischen Bauvorlagenverordnung in der vom 1. Januar 2027
an geltenden Fassung im Bremischen Gesetzblatt bekannt machen.

Entsprechend Artikel 2 des bereits beschlossenen Gesetzes zur Neufassung der BremLBO-
vom 29. Mai 2024 (Brem.GBI.S. 270, 381) wird klargestellt, dass die EU-Maschinenrichtlinie
mit Wirkung vom 14. Januar 2027 durch die Verordnung (EU) 2023/1230 ersetzt wird und die
Bezugnahmen auch in der BremLBO-2026 ab diesem Zeitpunkt in dem bereits beschlosse-
nen geanderten Wortlaut anzuwenden sind.

Artikel 4— Inkrafttreten

Nach Absatz 1 treten die Anderungen der BremLBO-2026 zum 1. Januar 2027 in Kraft. Auf
die verzdgerte Bekanntmachung der aktualisierten Volltextfassung nach dem 14. Januar
2027 entsprechend Artikel 3 wird hingewiesen.
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	Der bereits mit dem BegrünungsOG-2023 auf 50 m² herabgesetzte Schwellenwert für die verpflichtende Dachbegrünung knüpft an die bestehenden Flächenbeschränkungen für verfahrensfreie Bauvorhaben im Aufzählungskatalog nach § 61 Absatz 1 an. Regelungsziel...
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	Die nachfolgenden Ausführungen wurden aus dem Mustererlass der ARGEBAU zum Thema „Brandverhalten begrünter Dächer“ vom Juni 1989 übernommen und sind bei der Planung und Bauausführung zu beachten:
	Gemeint ist die Vegetationstragschicht ohne Drän-, Filter-, Vlies- und Speicherelemente. Die Mindestschichtdicke liegt damit im unteren Bereich der Substratstärken für extensive Dachbegrüngen für die 8 bis 15 cm üblich sind. Dadurch wird einerseits da...
	Satz 3 entspricht unverändert § 4 Absatz 1 Satz 3 BegrünungsOG und ermöglicht als Erleichterung, dass bei hallenartigen Gebäuden auch geringere Schichtdicken zulässig sind, sofern die durchwurzelbare Schicht mindestens 4 cm beträgt und der Spitzenabfl...
	Satz 4 wird ebenfalls unverändert aus § 4 Absatz 2 BegrünungsOG a.F. übernommen und regelt, dass Flächen für haustechnische Anlagen, für Tageslicht-Beleuchtungselemente und Dachterrassen bis zu einem Flächenanteil von insgesamt 30 Prozent der jeweilig...
	Der in § 4 Absatz 1 Satz 4 des BegrünungsOG a.F. enthaltene Hinweis, dass die Dachbegrünung in den entsprechenden Bauvorlagen darzustellen ist, ist entbehrlich, weil diese Anforderung zwischenzeitlich direkt ablesbar in § 8 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe...
	nach Buchstabe a) Solaranlagen und Balkonkraftwerke in, an und auf Dach- und Außenwandflächen ausgenommen bei Hochhäusern sowie die damit verbundene Änderung der Nutzung oder der äußeren Gestalt des Gebäudes und
	Nach Buchstabe b) der Grundstücksnutzung untergeordnete gebäudeunabhängige Solaranlagen und technische Anlagen zur gebäudebezogenen Wärmeversorgung mit einer Höhe bis zu 3 Meter und einer Gesamtlänge bis zu 9 Meter sowie Geothermieanlagen,


